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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zum Abschluß des Obereinkommens 
über die Errichtung eines Europäischen Stillegungsfonds für die Binnenschiffahrt 
und zum Erlaß von Bestimmungen für dessen Inkrafttreten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Abschluß des Übereinkommens über die Er-
richtung eines Europäischen Stillegungsfonds für die 
Binnenschiffahrt zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, dem Königreich Belgien, der 
Bundesrepublik Deuts chland, der Französischen Re-
publik, dem Großherzogtum Luxemburg, dem Kö-
nigreich der Niederlande, dem Vereinigten König-
reich Großbritannien und Nordirland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft ist zweckmäßig. 

Die mit diesem Übereinkommen eingeführte Re-
gelung, welche die wirtschaftliche Lage der Parti-
kulierschiffahrt sanieren soll, ist ein wi chtiger Fak-
tor für die Durchführung einer gemeinsamen Ver-
kehrspolitik; daher ist es zweckmäßig, gemeinsame 
Verfahren einzuführen, die eine einheitliche Haltung 
der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten sowohl 
zu der Ausdehnung des räumlichen Geltungsbe-
reichs und der etwaigen Verlängerung dieses Über-
einkommens als auch zu den Einzelheiten eines 
gemeinsamen Vorgehens der im Aufsichtsorgan des 

Fonds vertretenen Mitgliedstaaten in grundsätzli-
chen Fragen, welche die Anwendung der Regelung 
aufwerfen könnte, sicherstellen. 

Die Durchführung dieses Übereinkommens und 
des ihm beigefügten Statuts verlangt notwendiger-
weise, daß die Gemeinschaft und die Unterzeichner-
mitgliedstaaten dieses Übereinkommens die Einzel-
heiten für die Bestellung der Ri chter, aus denen sich 
das Organ für den Rechtsschutz zusammensetzt, fest-
legen und für die Arbeitsweise dieses Organs be-
stimmte materiellen Erleichterungen gewähren. 

Die Anwendung des dem Übereinkommen beige-
fügten Statuts kann dazu führen, daß die Gemein-
schaft bestimmte Durchführungsbestimmungen er-
läßt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Übereinkommen über die Errichtung eines 
Europäischen Stillegungsfonds für die Binnenschiff- 
fahrt zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, dem Königreich Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik, dem Groß-
herzogtum Luxemburg, dem Königreich der Nieder-
lande, dem Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland und der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft sowie das diesem Übereinkommen beige-
fügte Statut dieses Fonds werden im Namen der 
Gemeinschaft geschlossen, genehmigt und bekräf-
tigt. 

Die in Absatz 1 genannten Rechtsakten sind die-
ser Verordnung im Wortlaut als Anlage beigefügt. 
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Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt gemäß Artikel 7 
des Übereinkommens für die Gemeinschaft die Hin-
terlegung der Urkunde über die Notifizierung des 
Abschlusses des Übereinkommens vor. 

Jede Verlängerung der Geltungsdauer des Über-
einkommens gemäß Artikel 5 Absatz 2 setzt voraus, 
daß der Rat dazu rechtzeitig eine Entscheidung nach 
dem Verfahren in Artikel 75 des Vertrags trifft. Die 
Mitgliedstaaten, die Vertragschließende Parteien 
sind, sind gehalten, soweit es sie betrifft, eine Ent-
scheidung zu treffen, die derjenigen entspricht, die 
der Rat über eine solche Verlängerung getroffen 
hat. 

Artikel 4 

Jede Ausdehnung des räumlichen Geltungsbe-
reichs des Statuts auf andere Wasserstraßen im Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaates gemäß Artikel 5 
des dem Übereinkommen beigefügten Statuts setzt 
eine vorherige Genehmigung durch den Rat voraus, 
der auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit entscheidet. 

Artikel 5 

1. Wird vor dem Aufsichtsrat des Fonds eine Frage 
aufgeworfen, die für die Arbeitsweise des durch 
das Übereinkommen geschaffenen Fonds von 
grundsätzlicher Bedeutung oder für die gemein-
same Verkehrspolitik von Bedeutung ist, so kann 
diese Frage auf Antrag eines Mitgliedstaates 
oder der Kommission dem Rat vorgelegt werden, 
der sich so schnell wie möglich damit befaßt und 
auf Vorschlag der Kommission mit Mehrheit ent-
scheidet, um gemeinsame Leitlinien festzulegen 
und gegebenenfalls jede von ihm als zweckmäßig 
erachtete Maßnahme zu treffen. 

Hat der Rat über eine solche Frage entschieden, 
so halten die im Aufsichtsrat des Fonds vertre-
tenen Mitgliedstaaten dort die vom Rat erlasse-
nen Leitlinien oder Entscheidungen ein. Vorher 
enthalten sie sich jeglicher Stellungnahme, die 
dazu angetan ist, den Entscheidungen des Rates 
über die ihm vorgelegte Frage vorzugreifen oder 
sie zu gefährden. 

2. Das Verfahren gemäß Absatz 1 ist dann zwin-
gend vorgeschrieben, wenn der Aufsichtsrat ge-
mäß dem Artikel 5 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 1 
und 2, Artikel 10 Absatz 4, 5 und 6, Artikel 11 
Absatz 5 und Artikel 28 Absatz 1 des Statuts mit 
Einstimmigkeit aller seiner Mitglieder zu be-
schließen hat. 

Artikel 6 

1. Der Gerichtshof bestellt aus seiner Mitte für ei-
nen Zeitraum von fünf Jahren die sechs Richter, 
die neben dem von der Schweiz zu bestellenden 
Richter das Gericht des Fonds gemäß Artikel 42 
des Statuts bilden. 
Bei Ableben oder Rücktritt eines Richters wäh-
rend des Zeitraums, für den er bestellt worden 
ist, wird sein Amt vom Gerichtshof für die ver-
bleibende Amtszeit neu besetzt. 

2. Der Gerichtshof stellt dem Gericht des Fonds sei-
ne Einrichtungen und technischen Dienste sowie 
seine Geschäftsstelle zur Verfügung. 

Artikel 7 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit für die Gemeinschaft die er-
forderlichen Maßnahmen, um die Erfüllung der Ver-
pflichtungen aus dem Übereinkommen sicherzustel-
len oder die Arbeitsweise des von ihm errichteten 
Fonds zu erleichtern. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver-

bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat. 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes-
kanzleramts vom 16. August 1976-14-68070-E-Ve 35/76. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten vom 28. Juli 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt wor-
den. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Übereinkommen 
über die Errichtung eines Europäischen Stillegungsfonds 

für die Binnenschiffahrt 

Accord 
relatif à l'institution d'un Fonds européen d'immobilisation 

de la navigation intérieure 

Akkoord 
betreffende de instelling van een Europees Oplegfonds 

voor de binnenscheepvaart 

Die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft, 
Das Königreich Belgien, 

Die Bundesrepublik Deutschland, 

Die Französische Republik, 

Das Großherzogtum Luxemburg, 

Das Königreich der Niederlande, 

Das Vereinigte Königreich Groß-
britannien und Nordirland, 

Die Schweizerische Eidgenossen-
schaft, 

IN DER ABSICHT, die zwischen 
dem Angebot von Schiffsraum und der 
diesbezüglichen Nachfrage bestehen-
den zeitweiligen Ungleichgewichte, 
die gemeinsam in den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und in der Schweiz auf den 
meisten Wasserstraßen wegen ihrer 
Verflechtung auftreten, zu beseitigen; 

ENTSCHLOSSEN, zu diesem Zweck 
eine gemeinsame Regelung einzufüh-
ren, die geeignet ist, die Wiederher-
stellung einer normalen Lage auf dem 
betreffenden Markt durch eine zeit-
weilige Stillegung eines Teils des vor-
übergehenden Schiffsraumüberhangs 
zu ermöglichen; 

IN DER ERWÄGUNG, 

daß eine solche Stillegung auf frei-
williger Grundlage und mittels einer 
angemessenen Entschädigung der Un-
ternehmer, die vorübergehend Schiffe 
aus dem Markt ziehen, durchgeführt 
werden soll, wobei die hierzu erfor-
derlichen Mittel aus Beiträgen der 
Schiffahrt stammen; 

daß die Organisation einer solchen 
Regelung die Errichtung eines beson-
deren Stillegungsfonds erfordert, der 
von den Organen, in denen die Bin-
nenschiffahrt und die öffentlichen Be-
hörden vertreten sind, verwaltet und 
überwacht wird und die unmittelbar 
anwendbare Entscheidungen treffen 
können; 

La Communauté Économique Euro-
péenne, 

le Royaume de Belgique, 

la République Fédérale d'Allemagne, 
la République Française, 

le Grand-Duché de Luxembourg, 
le Royaume des Pays-Bas, 

le Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord, 

la Confédération Suisse, 

DÉSIREUX de remédier aux déséqui-
libres temporaires entre l'offre et la 
demande de cale, qui se manifestent 
conjointement sur la plupart des voies 
navigables des États membres de la 
Communauté économique européenne 
et de la Suisse, en raison notamment 
de leur interpénétration; 

RÉSOLUS à mettre en œuvre, à 
cette fin, un régime commun de na-
ture à permettre le rétablissement 
d'une situation normale sur le marché 
considéré par une immobilisation tem-
poraire de la fraction de cale momen-
tanément excédentaire; 

CONSIDÉRANT, 

qu'une telle immobilisation doit 
être organisée sur une base volon-
taire et moyennant une indemnisation 
appropriée des entreprises retirant 
momentanément du matériel du 
marché, au moyen de ressources 
provenant des seules cotisations de 
la batellerie concernée; 

que l'organisation d'un tel régime 
nécessite l'institution d'un Fonds 
particulier dont la gestion et le 
contrôle sont assurés par des organes 
représentant la batellerie et les pou-
voirs publics et disposant du pouvoir 
de prendre des décisions directement 
applicables; 

De Europese Economische Gemeen-
schap, 

het Koninkrijk België, 

de Bondsrepubliek Duitsland, 

de Franse Republiek, 

het Groothertogdom Luxemburg, 

het Koninkrijk der Nederlanden, 

het Verenigd Koninkrijk van Groot

-

Brittannië en Noord-Ierland, 

de Zwitserse Bondsstaat, 

GELEID DOOR DE WENS een einde 
te maken aan de tijdelijke oneven-
wichtigheden tussen de vraag en het 
aanbod van scheepsruimte, die zich 
tegelijkertijd op de meeste waterwe-
gen van de Lid-Staten van de Euro-
pese Economische Gemeenschap en 
van Zwitserland voordoen, met name 
omdat deze waterwegen op elkaar 
aansluiten; 

VASTBESLOTEN te dien einde een 
gemeenschappelijke regeling tot 
stand te brengen waardoor de nor-
male situatie op de bedoelde markt 
kan worden hersteld door een tijde-
lijke oplegging van de momenteel 
overtollige scheepsruimte; 

overwegende dat een dergelijke op-
legging moet worden georganiseerd 
op basis van vrijwilligheid en door 
een passende schadeloosstelling van 
de ondernemingen, die tijdelijk vaar-
tuigen uit de markt nemen met mid-
delen, welke uitsluitend afkomstig 
zijn van bijdragen van de betrokken 
binnenscheepvaart; 

overwegende dat voor de uitvoe-
ring van een dergelijke regeling dient 
te worden voorzien in de oprichting 
van een bijzonder Fonds, waarvan het 
beheer en het toezicht worden waar-
genomen door organen, die de bin-
nenscheepvaart en de overheid verte-
genwoordigen en die bevoegd zijn om 
rechtstreeks toepasselijke besluiten te 
nemen; 
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daß diese Regelung genügend an-
passungsfähig sein muß, um später 
auf andere Wasserstraßen, die im ur-
sprünglichen geographischen Anwen-
dungsbereich nicht genannt sind, aus-
gedehnt werden zu können und daß 
der Fortbestand dieser Regelung nach 
ihrer wirtschaftlichen Wirksamkeit zu 
beurteilen ist; 

HABEN BESCHLOSSEN, einen EU-
ROPÄISCHEN STILLEGUNGSFONDS 
FÜR DIE BINNENSCHIFFAHRT zu 
errichten und die Bedingungen fest-
zulegen, unter denen er funktionieren 
soll, und zu diesem Zweck als Bevoll-
mächtigte bestellt: 

DIE EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTS-
GEMEINSCHAFT: 

Seine Majestät, der König der Belgier: 

Der Präsident der Bundesrepublik 
Deutschland: 

Der Präsident der Französischen Repu-
blik: 

Seine Königliche Hoheit, der Groß-
herzog von Luxemburg: 

Ihre Majestät, die Königin der Nie-
derlande: 

Ihre Majestät, die Königin des Ver-
einigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland: 

Der Schweizerische Bundesrat: 

DIE ALS VERTRAGSCHLIESSENDE 
PARTEIEN nach Austausch der als gut 
und gehörig befundenen Vollmachten 

FOLGENDE BESTIMMUNGEN VER-
EINBART HABEN: 

que ce régime doit être conçu avec 
une souplesse suffisante pour en 
permettre l'extension ultérieure - à 
d'autres voies navigables non visée 
dans le champ d'application géo-
graphique initial et que sa pérennité 
doit pouvoir être appréciée en 
fonction de son efficacité économi-
que; 

ONT DÉCIDE d'instaurer un 
FONDS EUROPÉEN D'IMMOBILISA-
TION DE LA NAVIGATION INTÉ-
RIEURE et de définir les conditions 
dans lesquelles il doit fonctionner et 
ont désigné à cet effet comme pléni-
potentiaires 

La Communauté Économique 
Européenne: 

Sa Majesté le Roi des Belges: 

Le Président de la République 
Fédérale d'Allemagne: 

Le Président 
de la République Française: 

Son Altesse Royale 
le Grand-Duc de Luxembourg: 

Sa Majesté la Reine des Pays-Bas: 

Sa Majesté 
la Reine du Royaume-Uni 

de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord: 

Le Conseil Fédéral Suisse: 

LESQUELLES PARTIES CONTRAC-
TANTES, après avoir échangé leurs 
pleins pouvoirs reconnus en bonne et 
due forme, 

SONT CONVENUES DES DISPO-
SITIONS SUIVANTES: 

overwegende dat deze regeling vol-
doende soepel moet zijn om op een 
later tijdstip te kunnen overgaan tot 
de uitbreiding ervan tot andere, niet 
in het oorsprongelijke geografische 
toepassingsgebied bedoelde waterwe-
gen, en dat het voortbestaan ervan 
beoordeeld moet kunnen worden in 
het kader van haar economische doel-
treffendheid. 

HEBBEN BESLOTEN EEN EURO-
PEES OPLEGFONDS VOOR DE BIN-
NENSCHEEPVAART in te stellen als-
mede de wijze vast te stellen waarop 
dit Fonds dient te functionneren en 
hebben hiertoe als gevolmachtigden 
anngewezen; 

De Europese Economische Gemeen-
schap: 

Zijne Majesteit de Koning der Belgen: 

De President van de Bondsrepubliek 
Duitsland: 

De President van de Franse Republiek: 

Zijne Koninklijke Hoogheid de Groot-
hertog van Luxemburg: 

Hare Majesteit de Koningin der Ne-
derlanden: 

Hare Majesteit de Koningin van het 
Verenigd Koningrijk van Groot-Brit-
tannië en Noord-Ierland: 

De Federale Raad van Zwitserland: 

AKKOORDSLUITENDE PARTIJEN, 
die, na overlegging van hunne in 
goede en deugdelijke vorm bevonden 
volmachten, 

OVEREENSTEMMING HEBBEN BE-
REIKT OMTRENT DE VOLGENDE 
BEPALINGEN: 
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Artikel 1 

Es wird ein EUROPÄISCHER STILL-
LEGUNGSFONDS FÜR DIE BINNEN-
SCHIFFAHRT, nachstehend „Fonds" 
genannt, errichtet. 

Die Errichtung des Fonds bezweckt 
die Verringerung des zwischen Ange-
bot und Nachfrage von Schiffsraum 
bestehenden zeitweiligen Ungleich-
gewichts, das schwerwiegende Markt-
störungen hervorrufen kann. 

Der Fonds darf jedoch im Ergebnis, 
in Perioden konjunktureller Abschwä-
chungen, nicht die Festsetzung eines 
ständigen Mindestniveaus der Frach-
ten oder die Beseitigung struktureller 
Ungleichgewichte bezwecken. 

Artikel 2 

Für den Fonds gelten die Bestim-
mungen des in der Anlage zu diesem 
Übereinkommen enthaltenen Statuts, 
das integrierender Bestandteil dieses 
Übereinkommens ist und dieselben 
Rechtswirkungen hat. 

Artikel 3 

1. Die Staaten, die Vertragsparteien 
der Revidierten Rheinschiffahrtsakte 
vom 17. Oktober 1868 sind, stellen 
fest, daß die Inkraftsetzung des dem 
vorliegenden Übereinkommen in der 
Anlage beigefügten Statuts die An-
nahme eines Zusatzprotokolls zur 
Rheinschiffahrtsakte hinsichtlich der 
Artikel 3 und 34 dieser Akte erfor-
dert. 

Sie verpflichten sich, dieses Zusatz-
protokoll innerhalb eines Monats nach 
Unterzeichnung dieses Übereinkom-
mens  annehmen zu lassen. 

Sie werden dieses Zusatzprotokoll 
nach ihrem jeweiligen Verfassungs-
recht gleichzeitig mit der Genehmi-
gung oder Ratifizierung des vorlie-
genden Übereinkommens genehmigen 
oder ratifizieren lassen. 

2. Die Staaten, die Vertragsparteien 
des französisch-deutsch-luxemburgi

-

schen Staatsvertrages vom 27. Okto-
ber 1956 über die Schiffbarmachung 
der Mosel sind, stellen fest, daß die 
Inkraftsetzung des dem vorliegenden 
Übereinkommen in der Anlage bei-
gefügten Statuts die Annahme eines 
Zusatzprotokolls zu dem Staatsvertrag 
hinsichtlich Artikel 35 dieses Vertra-
ges erfordert. 

Sie verpflichten sich, dieses Zusatz-
protokoll innerhalb eines Monats nach 
Unterzeichnung dieses Übereinkom-
mens  annehmen zu lassen. 

Sie werden dieses Zusatzprotokoll 
nach ihrem jeweiligen Verfassungs-
recht gleichzeitig mit der Genehmi-
gung oder Ratifizierung des vorlie-
genden Übereinkommens genehmigen 
oder ratifizieren lassen. 

Article premier 

Il est institué un FONDS EURO-
PEEN D'IMMOBILISATION DE LA 
NAVIGATION INTÉRIEURE, ci-après 
dénommé Fonds. 

L'institution de ce Fonds a pour ob-
jectif de réduire les déséquilibres 
temporaires qui se manifestent entre 
l'offre et la demande de cale et sont 
susceptibles de provoquer des pertur-
bations graves du marché. 

A cet égard, le Fonds ne peut avoir 
pour objectif de fixer, en fait, un ni-
veau minimum permanent des frets 
pendant toutes les périodes de dé-
pression ni de remédier à des déséqui-
libres structurels. 

Article 2 

Le Fonds est régi par le Statut dé-
fini dans l'annexe au présent Accord, 
dont elle fait partie intégrante et dé-
ploie les mêmes effets juridiques. 

Article 3 

1. Les États contractants qui sont 
parties à la Convention révisée pour 
la navigation du Rhin du 17 octobre 
1868 constatent que la mise en œuvre 
du Statut annexé au présent Accord 
implique l'adoption de leur part d'un 
protocole additionnel à ladite Conven-
tion concernant les articles 3 et 34 de 
cette Convention. 

Ils s'engagent à procéder à l'adoption 
d'un tel protocole dans un délai d'un 
mois après la signature du présent 
Accord. 

Ils procéderont à l'approbation ou à 
la ratification de ce protocole, selon 
leurs règles et procédures constitu-
tionnelles respectives, simultanément 
avec l'approbation ou la ratification 
du présent Accord. 

2. Les États contractants qui sont 
parties à la Convention franco-ger-
mano-luxembourgeoise du 27 octobre 
1956 au sujet de la canalisation de 
la Moselle constatent que la mise en 

œuvre du Statut annexé au présent 
Accord implique l'adoption de leur 
part d'un protocole additionnel à la-
dite Convention concernant l'article 35 
de cette Convention. 

Ils s'engagent à procéder à l'adoption 
d'un tel protocole dans un délai d'un 
mois après la signature du présent 
Accord. 

Ils procéderont à l'approbation ou à 
la ratification de ce protocole, selon 
leurs règles et procédures constitu-
tionnelles respectives, simultanément 
avec l'approbation ou la ratification 
du présent Accord. 

Artikel 1 

Er wordt een EUROPEES OPLEG

-

FONDS VOOR DE BINNENSCHEEP-
VAART, hierna te noemen het Fonds, 
ingesteld. 

Met de instelling van dit Fonds wordt 
beoogd, tijdelijke onevenwichtighe-
den tussen vraag en aanbod van 
scheepsruimte, die ernstige marktver-
storingen kunnen veroorzaken, te be-
perken. 

In dit verband mag het Fonds niet tot 
doel hebben dat in feite een perma-
nente benedengrens wordt vastge-
steld voor de vrachttarieven in alle 
perioden van economische teruggang, 
noch dat structurele onevenwichtig-
heden worden verholpen. 

Artikel 2 

Het Fonds is onderworpen aan het 
Statuut dat is neergelegd in de bijlage 
van dit Akkoord. Deze bijlage maakt 
een integrerend deel uit van dit Ak-
koord en heeft dezelfde rechtsgevol-
gen. 

Artikel 3 

1. De akkoordsluitende staten die 
partij zijn bij de Herziene Rijnvaar-
takte van 17 oktober 1868 stellen vast 
dat het voor de tenuitvoerlegging van 
het aan dit Akkoord gehechte Statuut 
vereist is dat zij een aanvullend pro-
tocol bij genoemde Akte met betrek-
king tot de artikelen 3 en 34 daarvan 
aannemen. 

Zij verbinden zich om dit protocol 
binnen een maand na de onderteke-
ning van dit Akkoord aan te nemen. 

Zij zullen dat protocol tegelijk met 
dit Akkoord doen goedkeuren of rati-
ficeren volgens hun onderscheiden 
grondwettelijke bepalingen en proce-
dures. 

2. De akkoordsluitende staten die 
partij zijn bij de Frans-Duits-Luxem-
burgse Overeenkomst van 27 oktober 
1956 betreffende de kanalisatie van 
de Moezel stellen vast dat het voor 
de tenuitvoerlegging van het aan dit 
Akkoord gehechte Statuut vereist is 
dat zij een aanvullend protocol bij 
genoemde Overeenkomst betreffende 
artikel 35 van deze Overeenkomst 
aannemen. 
Zij verbinden zich om dat protocol 
binnen een maand na de onderteke-
ning van dit Akkoord aan te nemen. 

Zij zullen dat protocol tegelijk met 
dit Akkoord goedkeuren of ratificeren 
volgens hun onderscheiden grondwet-
telijke bepalingen en procedures. 
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Artikel 4 

Dieses Übereinkommen und das 
Statut in der Anlage gelten rechtsver-
bindlich im Hoheitsgebiet des König-
reichs Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, des Königreichs Däne-
mark (mit Ausnahme der Färöer), der 
Französischen Republik, der Republik 
Italien, Irland, des Großherzogtums 
Luxemburg, des Königreichs der Nie-
derlande, des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft. 

Artikel 5 

1. Dieses Übereinkommen gilt für 
eine Dauer von fünf Jahren, begin-
nend mit dem Tag, an dem die der 
Schiffahrt nach Artikel 53 Absatz 3 
des Statuts auferlegten Verpflichtun-
gen wirksam werden. Es bleibt für die 
Dauer eines weiteren Jahres in Kraft, 
sofern seine Geltungsdauer nicht ge-
mäß den in Absatz 2 vorgesehenen 
Bedingungen verlängert und wenn 
nicht inzwischen eine für später gel-
tende neue Regelung vereinbart wor-
den ist. 

2. Durch gemeinsamen Beschluß der 
Vertragschließenden Parteien kann die 
Geltungsdauer dieses Übereinkom-
mens um weitere fünf Jahre verlän-
gert werden. Zu diesem Zweck wird 
mindestens ein Jahr vor Ablauf des 
laufenden Geltungszeitraums über 
eine etwaige Verlängerung dieser 
Geltungsdauer entschieden. 

Artikel 6 

Die Vertragschließenden Parteien 
treffen alle allgemeinen und besonde-
ren Maßnahmen, um die Durchführung 
der Verpflichtungen, die sich aus die-
sem Übereinkommen oder den Ent-
scheidungen der Organe des Fonds 
ergeben, zu gewährleisten. Sie erleich-
tern dem Fonds und seinen Organen 
die Erfüllung ihrer Aufgaben. 

Artikel 7 

1. Dieses Übereinkommen ist in 
einer Urschrift in dänischer, deutscher, 
englischer, französischer, italienischer 
und niederländischer Sprache abge-
faßt, wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist; es wird im 
Archiv des Sekretariats des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften hinter-
legt; dieses übermittelt der Regierung 
jedes Vertragschließenden Staates 
eine beglaubigte Abschrift des Über-
einkommens. 
Dieses Übereinkommen bedarf der 

Genehmigung oder der Ratifizierung 
durch die Vertragschließenden Par-
teien gemäß ihrer verfassungsrecht-
lichen Vorschriften und Verfahren. 
Die Genehmigungs- oder Ratifikations-
urkunden werden von den Vertrag- 

Article 4 

Les États sur le territoire desquels 
le présent Accord et le Statut annexé 
ont force obligatoire sont le Royaume 
de Belgique, la République Fédérale 
d'Allemagne, le Royaume de Dane-
mark (à l'exception des îles Féroé), 
la République Française, la Républi-
que Italienne, l'Irlande, le Grand-
Duché de Luxembourg, le Royaume 
des Pays-Bas, le Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 
et la Confédération Suisse. 

Article 5 

1. Le présent Accord reste en vi-
gueur pour une durée de cinq ans à 
compter du jour de la prise d'effet des 
obligations imposées à la batellerie 
en vertu de l'article 53, paragraphe 3 
du Statut. Il sera maintenu en vi-
gueur pour une durée supplémentaire 
d'un an, au cas où sa durée de vali-
dité n'aurait pas été prorogée dans les 
conditions prévues au paragraphe 2 
et sauf dans le cas où un nouveau 
régime à appliquer ultérieurement se-
rait convenu entretemps. 

2. Par décision conjointe des Parties 
contractantes, la durée de validité du 
présent Accord peut être prorogée 
pour des périodes successives de cinq 
ans. A cet effet, il est statué au moins 
un an avant l'expiration de la période. 
de validité en cours, sur une éven-
tuelle prorogation de cette période. 

Article 6 

Les Parties contractantes prennent 
toutes mesures générales ou particu-
lières propres à assurer l'exécution 
des obligations découlant du présent 
Accord ou résultant des décisions des 
organes du Fonds. Elles facilitent au 
Fonds et à ses organes l'accomplisse-
ment de leur mission. 

Article 7 

1. Le présent Accord, rédigé en un 
exemplaire unique en langues danoise, 
allemande, anglaise, française, italien-
ne et néerlandaise, chacun de ces tex-
tes faisant également foi, sera déposé 
dans les archives du Secrétariat du 
Conseil des Communautés Européen-
nes qui en remettra une copie certi-
fiée conforme au Gouvernement de 
chacun des États contractants. 

Il sera approuvé ou ratifié par les 
Parties contractantes selon leurs rè-
gles et procédures constitutionnelles 
respectives. Les instruments d'appro-
bation ou de ratification seront dépo-
sés conjointement par les Parties con-
tractantes auprès du Secrétariat du 

Artikel 4 

De staten op wier grondgebied dit 
Akkoord en het daaraan gehechte 
Statuut bindende kracht hebben zijn 
het Koninkrijk België, het Koninkrijk 
Denemarken (met uitzondering van de 
Faeöer), de Bondsrepubliek Duitsland, 
de Franse Republiek, Ierland, de Ita-
liaanse Republiek, het Groothertog-
dom Luxemburg, het Koninkrijk der 
Nederlanden, het Verenigd Konink-
rijk en de Zwitserse Bondsstaat. 

Artikel 5 

1. Dit Akkoord blijft van kracht ge-
durende vijf jaar, met ingang van de 
dag waarop de krachtens artikel 53, 
lid 3 van het Statuut aan de binnen-
scheepvaart opgelegde verplichtingen 
gelding krijgen. Het blijft nog een 
jaar langer van kracht, indien de gel-
digheidsduur niet overeenkomstig 
lid 2 wordt verlengd, tenzij inmiddels 
overeenstemming is bereikt over een 
nieuwe regeling die daarna zal wor-
den toegepast. 

2. De geldigheidsduur van dit Ak-
koord kan bij gezamenlijk besluit van 
de akkoordsluitende partijen telkens 
met vijf jaar worden verlengd. Daar-
toe wordt ten minste een jaar voor 
het einde van de lopende geldigheids-
periode een besluit genomen over een 
eventuele verlenging daarvan. 

Artikel 6 

De 	akkoordsluitende 	partijen 
nemen alle passende algemene of bij-
zondere maatregelen om de naleving 
van de verplichtingen die uit dit Ak-
koord of uit de besluiten van de orga-
nen van het Fonds voortvloeien te 
verzekeren. Zij vergemakkelijken het 
Fonds en zijn organen de uitvoering 
van hun taak. 

Artikel 7 • 

1. Dit Akkoord, opgesteld in één 
exemplaar, in de Deense, de Duitse, 
de Engelse, de Franse, de Italiaanse 
en die Nederlandse taal, zijnde alle 
teksten gelijkelijk authentiek, zal 
worden nedergelegd in het archief 
van het secretariaat van de Raad van 
de Europese Gemeenschappen, die een 
voor eensluidend gewaarmerkt af-
schrift daarvan toezendt aan de rege-
ring van elke akkoordsluitende staat. 

Het zal door de akkordsluitende 
partijen overeenkomstig hun onder-
scheiden grondwettelijke bepalingen 
en procedures worden goedgekeurd of 
bekrachtigd. De akten van goedkeu-
ring of bekrachtiging zullen door de 
akkoordsluitende partijen gezamenlijk 
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schließenden Parteien gemeinsam beim 
Sekretariat des Rates der Europäi-
schen Gemeinschaften hinterlegt. 

2. Dieses Übereinkommen tritt nach 
Genehmigung oder Ratifizierung durch 
alle Vertragschließenden Parteien am 
ersten Tag des Monats, der auf den 
Tag der gemeinsamen Hinterlegung 
der Genehmigungs- und Ratifikations-
urkunden folgt, in Kraft. 

Geschehen zu 
am 

Conseil des Communautés Européen-
nes. 

2. Le présent Accord entre en vi-
gueur, lorsque toutes les Parties con-
tractantes l'auront approuvé ou rati-
fié, le premier jour du mois suivant 
la date du dépôt conjoint des instru-
ments d'approbation ou de ratification. 

Fait à 	, le 

bij het secretariaat van de Raad van 
de Europese Gemeenschappen worden 
nedergelegd. 

2. Dit Akkoord treedt in werking, 
wanneer alle akkoordsluitende parti-
jen het zullen hebben goedgekeurd of 
bekrachtigd, op de eerste dag van de 
maand die volgt op de datum van de 
gezamenlijke nederlegging van de 
akten van goedkeuring of bekrachti-
ging. 

Gedaan te 	, op 

Für die 
Europese Economische Gemeenschap 

Pour la Communauté Économique 
Européenne 
Voor de 

Europese Economische Gemeenschap 

Für das 
Königreich Belgien 

Pour le Royaume de Belgique 
Voor het 

Koninkrijk België 

Für die 
Bundesrepublik Deutschland 

Pour la 
République Fédérale d'Allemagne 

Voor de 
Bondsrepubliek Duitsland 

Für die 
Französische Republik 

Pour la République Française 
Voor de Franse Republiek 

Für das 
Großherzogtum Luxemburg 

Pour le Grand-Duché de Luxembourg 
Voor het Groothertogdom Luxemburg 

Für das 
Königreich der Niederlande 

Pour le Royaume des Pays-Bas 
Voor het 

Koninkrijk der Nederlanden 

Für das 
Vereinigte Königreich Großbritannien 

und Nordirland 
Pour le 

Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord 

Voor het 
Verenigd Koninkrijk 
von Groot-Brittannië 
en Noord-Ierland 

Für die 
Schweizerische Eidgenossenschaft 
Pour la Confédération Suisse 
Voor de Zwitserse Bondsstaat. 
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Anlage 
Statut 

des Europäischen Stillegungsfonds für die Binnenschiffahrt 

Annexe 
Statut 

du Fonds européen d'immobilisation de la navigation interieure 

Bijlage 
Statuut 

van het Europees Oplegfonds voor de binnenscheepvaart 

Kapitel I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

1. Der „EUROPÄISCHE STILL-
LEGUNGSFONDS FÜR DIE BINNEN-
SCHIFFAHRT", nachstehend „FONDS" 
genannt, ist eine internationale öffent-
lich-rechtliche Anstalt, die nach Maß-
gabe des „Übereinkommens über die 
Errichtung eines Europäischen Still-
legungsfonds für die Binnenschiff-
fahrt", nachstehend „Übereinkommen" 
genannt, errichtet wird. 

2. Für den Fonds gelten die Bestim-
mungen des Übereinkommens und die-
ses Statuts sowie die von den Organen 
des Fonds erlassenen Durchführungs-
bestimmungen. Soweit solche Bestim-
mungen fehlen, findet die Gesetz-
gebung des Staates, in dem der Fonds 
seinen Hauptsitz hat, Anwendung. 

3. Der Fonds hat Rechtspersönlich-
keit. 

4. Der Fonds besitzt die weitest-
gehende Rechts- und Geschäftsfähig-
keit, die jurstischen Personen zuer-
kannt ist; er kann insbesondere be-
wegliches und unbewegliches Vermö-
gen erwerben oder veräußern, Verträge 
abschließen sowie vor Gericht stehen. 

5. Der Fonds verfolgt keinen Er-
werbszweck. 

Artikel 2 

1. Der Hauptsitz des Fonds befindet 
sich in Duisburg (Bundesrepublik 
Deutschland). Der Fonds hat wenig-
stens eine Zweigniederlassung in je-
dem Staat, in dessen Hoheitsgebiet 
sich Wasserstraßen befinden, die unter 
dieses Statut fallen, sowie in Belgien 
zu errichten, es sei denn, daß der be-
treffende Staat darauf verzichtet. Er 
kann auch in anderen Staaten, in de-
ren Hoheitsgebiet dieses Statut rechts-
verbindlich ist, Zweigniederlassungen 
errichten, und er hat dies auf deren 
Antrag vorzunehmen. 

2. Der Fonds kann an seinem Haupt-
sitz gerichtlich verklagt werden. Er 
kann von natürlichen oder juristischen 

Chapitre I 

Dispositions générales 

Article premier 

1. Le «FONDS EUROPÉEN D'IM-
MOBILISATION DE LA NAVIGA-
TION INTÉRIEURE», ci-après dénom-
mé «FONDS», est un établissement 
public international instauré en vertu 
de l'«Accord relatif à l'institution d'un 
Fonds européen d'immobilisation de 
la navigation intérieure», ci-après dé-
nommé «Accord». 

2. Le Fonds est régi par les disposi-
tions de l'Accord et du présent Statut 
ainsi que par les dispositions d'exécu-
tion arrêtées par les organes du 
Fonds. A défaut de telles disposi-
tions, la législation de l'État où se 
trouve son siège principal est appli-
cable. 

3. Le Fonds a la personnalité juri-
dique. 

4. Le Fonds possède la capacité juri-
dique la plus large reconnue aux per-
sonnes morales; il peut notamment 
acquérir ou aliéner des biens immobi-
liers et mobiliers, conclure des con-
trats et ester en justice. 

5. Le Fonds ne poursuit pas de but 
lucratif. 

Article 2 

1. Le Fonds a son siège principal à 
Duisburg (République Fédérale d'Alle-
magne). Il doit ouvrir au moins une 
succursale dans chaque etat sur le 
territoire duquel sont situées des 
voies navigables soumises au présent 
Statut ainsi qu'en Belgique, sauf re-
nonciation de la part de l'État en 
cause. Il peut également en ouvrir 
dans d'autres États sur le territoire 
desquels le présent Statut a force 
obligatoire, et le fera si ceux-ci le de-
mandent. 

2. Le Fonds peut être cité en jus-
tice au lieu de son siège principal 
ainsi que, par des personnes physi- 

Hoofdstuk I 

Algemene bepalingen 

Artikel 1 

1. Het „EUROPEES OPLEGFONDS 
VOOR DE BINNENSCHEEPVAART", 
hierna te noemen het „FONDS" is 
een internationale publiekrechtelijke 
instelling, opgericht krachtens het 
„Akkoord betreffende de instelling 
van een Europees Oplegfonds voor de 
binnenscheepvaart", hierna te noemen 
het „Akkoord". 

2. Het Fonds wordt geregeerd door 
de bepalingen van het Akkoord en 
van dit Statuut alsook door de bepa-
lingen ter uitvoering daarvan vast-
gesteld door de organen van het 
Fonds. Bij gebreke van dergelijke be-
palingen is de wetgeving van de staat 
waar zijn hoofdzetel is gevestigd van 
toepassing. 

3. Het Fonds bezit rechtspersoon-
lijkheid. 

4. Het Fonds heeft de ruimste 
rechtsbevoegdheid welke aan rechts-
personen wordt toegekend; het kan 
met name roerende en onroerende 
goederen verkrijgen en vervreemden, 
overeenkomsten aangaan en in rechte 
optreden. 

5. Het Fonds beoogt niet het maken 
van winst. 

Artikel 2 

1. Het Fonds heeft zijn hoofdzetel 
te Duisburg (Bondsrepubliek Duits-
land). Het moet ten minste een bijk-
antoor openen in elke staat op wiens 
grondgebied zich waterwegen bevin-
den waarop dit Statuut van teopassing 
is, alsook in België, tenzij de betrokken 
staat hiervan afziet. Het kan tevens 
bijkantoren openen in andere staten 
op wier grondgebied dit Statuut bin-
dende kracht heeft, en is daartoe ver-
plicht indien deze daarom verzoeken. 

2. Het Fonds kan in rechte worden 
betrokken in de plaats waar zijn 
hoofdzetel is gevestigd, alsook, door 
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Personen mit Wohnsitz oder Sitz in 
einem Staat, in dem sich eine Zweig-
niederlassung befindet, auch am Ort 
dieser Zweigniederlassung verklagt 
werden. 

Artikel 3 

1. Der Fonds ist im Rahmen seiner 
amtlichen Tätigkeiten in den Staaten, 
in deren Hoheitsgebiet dieses Statut 
rechtsverbindlich ist, von sämtlichen 
direkten Steuern, einschließlich der 
Quellensteuern, auf sein Einkommen 
und Vermögen befreit. 

Hinsichtlich der Umsatzsteuern stellen 
weder die Beiträge nach Artikel 9 noch 
die Vergütungen nach Artikel 23 ein 
Entgelt für Dienstleistungen dar. 

Als amtliche Tätigkeiten des Fonds im 
Sinne dieses Artikels gelten alle Tä-
tigkeiten, die für die Verwaltung und 
die Geschäftsführung des Fonds uner-
läßlich sind. 
Eine Befreiung von Abgaben und Ge-
bühren, die lediglich die Vergütung 
für öffentliche Dienstleistungen dar-
stellen, besteht nicht. 

2. Dieses Statut gewährt keine 
Steuervorrechte und -befreiungen zu-
gunsten der Schiffseigentümer oder 
Schiffahrtsunternehmer, die hinsichtlich 
der Beiträge, die sie an den Fonds 
entrichten, und der Vergütungen, die 
sie von diesem erhalten, der Steuer-
hoheit des Staates unterliegen, in dem 
sie steuerpflichtig sind. 

3. Unabhängig von den geltenden 
oder künftigen Wechsel-, Devisen- und 
Transfervorschriften sind die Zahlun-
gen und Überweisungen aller Beiträge 
eines Schiffseigentümers oder Schiff-
fahrtsunternehmers an den Fonds und 
alle Stillegungsvergütungen des Fonds 
an einen Schiffseigentümer oder Schiff-
fahrtsunternehmer sowie der freie 
Geldverkehr zwischen dem Hauptsitz 
und den Zweigniederlassungen des 
Fonds gestattet, soweit es sich um den 
Geldverkehr im Rahmen der Aufgaben 
des Fonds handelt. 

4. Unbeschadet der Bestimmungen 
dieses Statuts dürfen der Fonds und 
seine Zweigniederlassungen hinsicht-
lich ihrer Kapitalanlagen nicht ungün-
stiger behandelt werden als Inländer. 

Artikel 4 

Diesem Statut unterliegen die in Ar-
tikel 6 genannten Schiffe, die sich auf 
folgenden, in einer diesem Statut als 
Anhang beigefügten Karte eingezeich-
neten Wasserstraßen, nachstehend 
„Wasserstraßen des Fonds" genannt, 
aufhalten: 

ques ou morales ayant leur domicile 
ou leur siège dans un État où une 
succursale aura été établie, au lieu 
de cette succursale. 

Article 3 

1. Dans le cadre de ses activités 
officielles, le Fonds jouit, dans les 
États sur le territoire desquels le pré-
sent Statut a force obligatoire, de 
l'exemption de tous impôts directs, y 
compris les retenues à la source, sur 
ses revenus et sa fortune. 

En ce qui concerne les taxes sur le 
chiffre d'affaires, ni les cotisations vi-
sées à l'article 9 ni les indemnités 
visées à l'article 23 ne constituent la 
rémunération de prestations de ser-
vice. 
Par activités officielles du Fonds, on 
entend, au sens du présent article, 
toutes activités indispensables à son 
administration et à sa gestion. 

Aucune exonération n'est accordée en 
ce qui concerne les impôts, taxes et 
droits qui ne constituent que la simple 
rémunération de services d'utilité pu-
blique. 

2. Le présent Statut ne confère au-
cun privilège ni exemption fiscale en 
faveur des propriétaires ou exploi-
tants de bateaux, qui restent soumis, 
en ce qui concerne les cotisations 
qu'ils versent au Fonds et les indem-
nités qu'ils perçoivent de celui-ci, à la 
législation fiscale de l'État où ils 
sont imposables. 

3. Indépendamment des prescrip-
tions en vigueur ou futures relatives 
au régime des changes, devises ou 
transferts de fonds, sont autorisés le 
paiement et le virement de toute coti-
sation au Fonds par un propriétaire 
ou exploitant de bateau et l'octroi de 
toute indemnité d'immobilisation du 
Fonds à un propriétaire ou exploitant 
de bateau ainsi que le libre transfert 
de tout montant par le Fonds en pro-
venance ou au profit de ses succursa-
les, pour autant qu'il s'agisse de paie-
ments effectués dans le cadre des 
compétences attribuées au Fonds. 

4. Sans préjudice des dispositions 
du présent Statut, le Fonds et ses 
succursales ne peuvent subir, en ce 
qui concerne les dépôts de capitaux, 
un traitement moins favorable que les 
nationaux. 

Article 4 

Sont soumis aux dispositions du 
présent Statut, les bateaux définis à 
l'article 6, séjournant sur les voies na-
vigables suivantes, ci-après dénom-
mées «voies navigables du Fonds» et 
délimitées sur une carte annexée au 
présent Statut, 

natuurlijke of rechtspersonen die hun 
woonplaats of zetel hebben in een 
staat waar een bijkantoor is geve-
stigd, in de plaats waar zich dit bij-
kantoor bevindt. 

Artikel 3 

1. In het kader van zijn officiële 
activiteiten is het Fonds op het 
grondgebied van de staten waarop dit 
Statuut bindende kracht heeft vrijge-
steld van alle directe belastingen, 
waaronder begrepen de afhoudingen 
aan de bron op zijn inkomsten en 
vermogen. 

Wat de omzetbelasting betreft vor-
men noch de in artikel 9 bedoelde bij-
dragen, noch de in artikel 23 bedoelde 
vergoedingen de beloning voor het 
verrichten van diensten. 

Officiële werkzaamheden van het 
Fonds in de zin van dit artikel zijn 
alle werkzaamheden die onontbeerlijk 
zijn voor het bestuur en beheer van 
het Fonds. 

Geen vrijstelling wordt verleend van 
belastingen, heffingen en rechten die 
slechts eenvoudige vergoedingen 
voor diensten van openbaar nut zijn. 

2. Dit Statuut verleent geen fiscale 
voorrechten of vrijstelling van be-
lastingen aan vaartuigeigenaren of 
-exploitanten, die, ten aanzien van de 
bijdragen die zij in het Fonds storten 
en de vergoedingen die zij uit het 
Fonds ontvangen, onderworpen blij-
ven aan de belastingwetgeving van 
de staat waar zij belastingplichtig 
zijn. 

3. Ongeacht de geldende of toe-
komstige valuta-, deviezen- of trans-
fervoorschriften worden de betaling 
en overschrijving van alle bijdragen 
aan het Fonds  door  vaartuigeigenaren 
of -exploitanten en de uitkering van 
alle oplegvergoedingen uit het Fonds 
aan vaartuigeigenaren of -exploitan-
ten toegestaan, alsook de vrije over-
schrijving van alle bedragen door het 
Fonds naar zijn bijkantoren en omge-
keerd, voor zover het overschrijvin-
gen betreft in het kader van de aan. 
het Fonds toegekende bevoegdheden. 

4. Onverminderd het bepaalde in 
dit Statuut mogen het Fonds en zijn 
bijkantoren bij kapitaaldeposito's 
niet ongunstiger behandeld worden 
dan de eigen onderdanen. 

Artikel 4 

Zijn onderworpen aan dit Statuut 
de in artikel 6 omschreven vaartuigen 
die zich bevinden op de volgende wa-
terwegen, hierna te -noemen „water-
wegen van het Fonds", die op een 
aan dit Statuut gehechte kaart zijn 
afgebakend: 
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a) auf dem Rhein, einschließlich des 
Elsässischen Rheinseitenkanals, von 
Rheinfelden bis in das Meer sowie 
auf allen übrigen im Hoheitsgebiet 
der Niederlande gelegenen Was-
serstraßen; 

b) auf der Mosel von ihrer Mündung 
in den Rhein bei Koblenz bis Metz; 

c) auf dem Neckar, dem Main, der 
Regnitz (bis km 6,85), den Kanälen 
Rhein-Herne, Wesel-Datteln, Dat-
teln-Hamm und dem Dortmund-
Ems-Kanal (bis zur Schleuse Mün-
ster) sowie auf der Ruhrwasser-
straße; 

d) auf den Wasserstraßen, auf die der 
Geltungsbereich dieses Statuts un-
ter den Voraussetzungen von Ar-
tikel 5 ausgedehnt wird. 

Artikel 5 

1. Bei der Annahme des Oberein-
kommens oder zu jedem späteren Zeit-
punkt können Belgien, die Bundes-
republik Deutschland und Frankreich 
den örtlichen Anwendungsbereich des 
Statuts auf die Gesamtheit oder einen 
Teil der in ihrem jeweiligen Hoheits-
gebiet gelegenen Wasserstraßen aus-
dehnen, die sowohl in technischer als 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht mit 
den Wasserstraßen des Fonds verbun-
den sind. 

Eine solche Ausdehnung wird von dem 
betreffenden Staat den übrigen Ver-
tragschließenden Parteien bekanntge-
geben und von diesen in gleicher 
Weise wie dieses Statut veröffentlicht. 

2. Die Anpassungen dieses Statuts, 
die für das Funktionieren des Fonds 
als Folge einer Erweiterung seines 
Geltungsbereichs unter den in Absatz 1 
genannten Voraussetzungen vorge-
nommen werden müssen, sowie der 
Zeitpunkt und die etwaigen Über-
gangsbestimmungen für die Inkraft-
setzung der Ausdehnung werden vom 
Aufsichtsrat mit Einstimmigkeit aller 
seiner Mitglieder beschlossen. 

Artikel 6 

Der Geltungsbereich dieses Statuts 
erstreckt sich auf die Schiffe, die im 
gewerblichen Verkehr oder im Werk-
verkehr, beladen oder unbeladen, in 
Fahrt, stilliegend oder in Reparatur, 
zur Güterbeförderung bestimmt sind 
oder verwendet werden und folgen-
den Fahrzeugarten angehören: 

A. Frachtschiffe: 
a) Schiffe mit mechanischem Antrieb, 

die zur Beförderung trockener, flüs-
siger oder verflüssigter Ladungen 
geeignet sind; 

b) Schiffe ohne mechanischen Antrieb, 
die zur Beförderung trockener, flüs- 

a) le Rhin, y compris le Grand Canal 
d'Alsace, depuis Rheinfelden jus-
qu'à la mer, ainsi que toutes les 
autres voies navigables situées sur 
le territoire des Pays-Bas; 

b) la Moselle, depuis son confluent 
avec le Rhin à Coblence jusqu'à 
Metz; 

c) le Neckar, le Main, la Regnitz (jus-
qu'au km 6,85) les canaux Rhein

-

Herne, Wesel-Datteln, Datteln

-

Hamm et Dortmund-Ems (jusqu'à 
l'écluse de Münster) ainsi que la 
Ruhrwasserstrasse; 

d) les voies navigables auxquelles le 
champ d'application du Statut au-
rait été étendu dans les conditions 
de l'article 5. 

Article 5 

1. Lors de l'adoption de l'Accord ou 
à tout moment ultérieur, la Belgique, 
l'Allemagne et la France pourront 
étendre le champ d'application terri-
torial du Statut à tout ou partie des 
voies navigables situées sur leur ter-
ritoire respectif et qui, tant sur le plan 
technique que sur le plan économique, 
sont liées aux voies navigables du 
Fonds. 

Une telle extension sera notifiée par 
l'État en cause aux autres Parties con-
tractantes et publiée par celles-ci 
comme le présent Statut. 

2. Les adaptations qu'il s'avèrerait 
nécessaire d'apporter au présent Sta-
tut pour le fonctionnement du Fonds 
en raison d'une extension de son 
champ d'application dans les condi-
tions visées au paragraphe 1 ainsi que 
la date et les modalités transitoires 
éventuelles de mises en vigueur de 
cette extension, seront décidées par 
le Conseil de surveillance statuant à 
l'unanimité de tous ses membres. 

Article 6 

Tombent dans le champ d'applica-
tion du présent Statut, les bateaux 
destinés au transport de marchandises 
ou utilisés pour un tel transport, tant 
pour compte d'autrui que pour compte 
propre, chargés ou lèges, tant en état 
de navigation qu'immobilisés ou en 
réparation, des catégories suivantes: 

A. Bateaux porteurs 
a) bateaux avec propulsion mécani-

que, aptes au transport de mar-
chandises solides, liquides ou li-
quéfiées; 

b) bateaux sans propulsion mécani-
que, aptes au transport de mar- 

a) de Rijn, met inbegrip van het 
Grand Canal d'Alsace, vanaf 
Rheinfelden tot de zee, alsook alle 
overige waterwegen op het grond-
gebied van Nederland; 

b) de Moezel, vanaf het punt van sa-
menvloeiing met de Rijn te Kob-
lenz tot Metz; 

c) de Neckar, de Main, de Regnitz 
(tot km. 6,85), de kanalen Rijn

-

Herne / Wesel-Datteln/ Datteln

-

Hamm en Dortmund-Ems (tot de 
sluis van Münster), alsook de Ruhr-
wasserstrasse; 

d) de waterwegen tot welke het toe-
passingsgebied van het Statuut 
overeenkomstig artikel 5 wordt 
uitgebreid. 

Artikel 5 

1. Bij de goedkeuring van het Ak-
koord of op enig tijdstip daarna kun-
nen België, Duitsland en Frankrijk het 
territoriale toepassingsgebied van het 
Statuut uitbreiden tot alle waterwe-
gen of een gedeelte van de water-
wegen die zich op hun onderscheiden 
grondgebied bevinden en die zowel 
technisch als economisch met de 
waterwegen van het Fonds zijn ver-
bonden. 

Van zulk een uitbreiding zal door de 
betrokken staat kennis worden gege-
ven aan de andere akkoordsluitende 
partijen en door deze partijen op de-
zelfde wijze als dit Statuut worden 
bekendgemaakt. 

2. Ten aanzien van de aanpassingen 
welke dit Statuut als gevolg van een 
uitbreiding van zijn toepassingsbereik 
overeenkomstig lid i moet ondergaan, 
alsmede ten aanzien van de datum en 
de eventuele overgangsbepalingen 
voor de inwerkingtreding van deze 
uitbreiding, beslist de Raad van Toe-
zicht met eenparigheid van stemmen 
van al zijn leden. 

Artikel 6 

Onder het toepassingsgebied van 
dit Statuut vallen de voor beroeps- of 
eigen goederenvervoer bestemde of 
gebruikte, beladen of onbeladen vaar-
tuigen, ongeacht of zij varen, stillig-
gen dan wel in reparatie zijn, van de 
volgende categorieën: 

A. Vrachtschepen 
a) schepen met mechanische voort-

stuwingsinrichting die geschikt 
zijn voor het vervoer van vaste, 
vloeibare of vloeibaar gemaakte 
goederen; 

b) schepen zonder mechanische 
voortstuwingsinrichting die ge- 
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siger oder verflüssigter Ladungen 
geeignet sind; 

c) Schubleichter und Trägerschiffs

-

leichter. 

B. Nicht-Frachtschiffe: 

a) Schleppboote; 

b) Schubboote. 

Artikel 7 

1. Von den Verpflichtungen nach 
Artikel 9 bis 13 dieses Statuts sind 
ausgenommen: 

a) Frachtschiffe jeder Art mit einer 
Tragfähigkeit bei größtem Tiefgang 
bis zu 400 metrischen Tonnen so-
wie Schlepper und Schubboote mit 
einer Maschinenleistung bis 140 PS 
(103 kW). 

Die Tragfähigkeitsgrenze von 400 
metrischen Tonnen wird jedoch bis 
zum 1. Januar 1981 auf 300 Ton-
nen herabgesetzt; der Aufsichtsrat 
kann mit Einstimmigkeit aller sei-
ner Mitglieder vor Ablauf des Jah-
res, von dessen Beginn an die der 
Schiffahrt auferlegten Verpflichtun-
gen wirksam werden, beschließen, 
daß die Tragfähigkeitsgrenze nicht 
herabgesetzt wird. 

b) Seeschiffe, die keine Beförderungen 
zwischen zwei Häfen oder Ladestel-
len der Wasserstraßen des Fonds 
vornehmen; 

c) Fähren; 

d) Schiffe im Dienst der öffentlichen 
Verwaltung, soweit sie nicht zu ge-
werblichen Zwecken eingesetzt 
sind; 

e) Schiffe, die lediglich zum Zweck ei-
ner Reparatur oder eines Umbaus 
die Wasserstraßen des Fonds be-
nutzen und diese ohne Vornahme 
einer Beförderung wieder verlas-
sen, sowie Schiffsneubauten, die 
eine Werft verlassen, um einen Be-
stimmungsort außerhalb der ge-
nannten Wasserstraßen anzulaufen; 

f) andere Schiffsarten, die vom Auf-
sichtsrat mit Einstimmigkeit aller 
seiner Mitglieder festzulegen sind 
und die wegen ihrer Betriebsbedin-
gungen sowie ihrer Verwendung 
zu ganz besonderen Zwecken mit 
den unter den Anwendungsbereich 
dieses Statuts fallenden Schiffen 
nicht in Wettbewerb treten. 

2. Angesichts der technischen Ent-
wicklung der Beförderung mit Schub

-

leichtern und Trägerschiffsleichtern so-
wie des Einflusses, den diese Art von 
Schiffen im Wettbewerb mit anderen 

chandises solides, liquides ou li-
quéfiées; 

c) barges et barges de navire. 

B. Bateaux non porteurs 

a) remorqueurs; 

b) pousseurs. 

Article 7 

1. Sont exemptés des obligations 
imposées en vertu des articles 9 à 13 
du présent Statut: 

a) les bateaux porteurs de toute na-
ture dont le port en lourd à l'en-
foncement maximum n'est pas su-
périeur à 400 tonnes métriques 
ainsi que les remorqueurs et pous-
seurs dont la force motrice des 
engins de propulsion ne dépasse 
pas 140 chevaux vapeur (103 kilo-
watt). 

Le seuil de 400 tonnes métriques 
est toutefois abaissé à 300 tonnes 
jusqu'au premier janvier 1981; le 
Conseil de surveillance statuant à 
l'unanimité de tous ses membres 
avant l'expiration de l'année à 
compter du début de laquelle pren-
nent effet les obligations imposées 
à la batellerie, peut décider que 
cet abaissement n'aura pas lieu; 

b) les navires de mer qui n'effectuent 
pas de transport entre deux ports 
ou installations portuaires des 
voies navigables du Fonds; 

c) les bacs; 

d) les bateaux affectés à un service 
public non commercial; 

e) les bateaux qui, à des fins unique-
ment de réparation ou de transfor-
mation, entrent sur les voies navi-
gables du Fonds et en ressortent 
sans effectuer une opération de 
transport ainsi que les construc-
tions neuves qui quittent un chan-
tier naval pour un lieu de destina-
tion situé en dehors desdites voies 
navigables; 

f) d'autres catégories de bateaux à 
définir par le Conseil de surveil-
lance statuant à l'unanimité de 
tous ses membres et qui, en raison 
de leurs conditions d'exploitation 
ainsi que de leur utilisation à des 
fins très particulières, ne concur-
rencent pas les bateaux tombant 
dans le champ d'application du 
présent Statut. 

2. Compte tenu de l'évolution tech-
nique des transports par barges et 
barges de navire ainsi que de l'in-
fluence concurrentielle que peut revê-
tir ce type de matériel par rapport 

schikt zijn voor het vervoer van 
vaste, vloeibare of vloeibaar ge-
maakte goederen; 

c) duwbaken en zeeschipbakken. 

B. Andere vaartuigen dan 
vrachtschepen 

a) sleepboten; 

b) duwboten. 

Artikel 7 

1. Van de krachtens de artikelen 9 
tot en met 13 van dit Statuut opge-
legde verplichtingen zijn vrijgesteld: 
a) vrachtschepen van alle aard met 

een laadvermogen bij maximale 
diepgang van niet meer dan 400 
metrieke ton evenals sleep- en 
duwboten met een voortstuwings-
vermogen van niet meer dan 140 
paardekracht (103 kw). 

De drempel van 400 metrieke ton 
wordt evenwel verlaagd tot 300 
metrieke ton tot 1 januari 1981; de 
Raad van toezicht kan met een-
parigheid van stemmen van al zijn 
leden, voor het verstrijken van het 
jaar, te rekenen vanaf het begin 
vaarvan de krachtens dit Statuut 
aan de binnenscheepvaart opgeleg

-

de verplichtingen gelden, beslissen 
dat deze verlaging niet zal plaats-
vinden; 

b) zeeschepen die geen vervoer ver-
richten tussen twee havens of 
haveninstallaties van de waterwe-
gen van het Fonds; 

c) veerboten; 

d) voor een niet-commerciële open-
bare dienst gebezigde vaartuigen; 

e) vaartuigen die de waterwegen van 
het Fonds binnenvaren alleen om 
gerepareerd of verbouwd te wor-
den en deze weer verlaten zonder 
een vervoer-prestatie te verrich-
ten, alsook nieuwgebouwde vaar-
tuigen die van een scheepswerf 
naar een plaats van bestimming 
buiten genoemde waterwegen 
varen; 

f) andere door de Raad van toezicht 
met eenparigheid van stemmen 
van al zijn leden te bepalen cate-
gorieën vaartuigen, die in verband 
met hun wijze van exploitatie en 
hun gebruik voor zeer bijzondere 
doeleinden niet concurreren met 
de vaartuigen waarop dit Statuut 
van toepassing is. 

2. Rekening houdend met de tech-
nische evolutie van het vervoer met 
duwbakken en zeeschipbakken, als-
mede met de mededinging waarin dit 
vervoermaterieel met de andere cate- 
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Schiffskategorien haben kann, kann 
der Aufsichtsrat, der mit Einstimmig-
keit aller seiner Mitglieder entschei-
det, bei Schubleichtern und Träger-
schiffsleichtern die in Absatz 1 Buch-
stabe a) vorgesehene Tragfähigkeits-
grenze ändern. 

Artikel 8 

1. Sofern der Anwendungsbereich 
dieses Statuts nicht auf die im Hoheits-
gebiet Belgiens gelegenen Wasser-
straßen ausgedehnt wird, fallen die 
Schiffe nicht unter Artikel 4, die im 
Durchgangsverkehr auf der Wester

-

schelde Belgien über Antwerpen ver-
lassen, um über Selzate dorthin zu-
rückzukehren oder umgekehrt, ohne in 
den Niederlanden Güter zu laden oder 
zu löschen, noch dort einen Schlepp-
oder Schubeinsatz zu beginnen oder zu 
beenden. 

2. Von den Verpflichtungen nach 
Artikel 9 bis 13 dieses Statuts sind 
auch die Schiffe ausgenommen, die 
ausschließlich zur Güterbeförderung, 
zum Schlepp- oder Schubbetrieb auf 
den Wasserstraßen des Fonds zwischen 
einem Lade- und einem Löschort, die 
beide in Frankreich gelegen sind, ver-
wendet werden, es sei denn, daß bei-
de Orte entweder am Rhein oder an 
der kanalisierten Mosel liegen oder 
daß einer von ihnen am Rhein und 
der andere an der kanalisierten Mosel 
liegt. 

Kapitel II 

Beiträge der Schiffahrt 

Artikel 9 

1. Für jedes diesem Statut unter-
liegende und nicht nach Artikel 7 oder 
8 ausgenommene Schiff, das die Was-
serstraßen des Fonds benutzt, müssen 
die nach Artikel 10 festgesetzten Ta-
gesbeiträge an den Fonds entrichtet 
werden. 

2. Die Beiträge werden, vorbehalt-
lich einer Zeitverpflichtung nach Arti-
kel 12, für die Zahl der Tage geschul-
det, während denen sich das Schiff auf 
den Wasserstraßen des Fonds befin-
det. Teile eines Tages gelten als ganze 
Tage. 

3. Die Beiträge sind zahlbar am 
Hauptsitz des Fonds, am Sitz einer 
seiner Zweigniederlassungen oder je-
der anderen vom Fonds hierzu be-
nannten Zahlstelle; dabei ist das gel-
tende Wechselkursverfahren in dem 
Staat, in dem die Zahlung geleistet 
wird, unter Berücksichtigung der Be-
stimmungen von Artikel 3 Absatz 3 
dieses Statuts zu beachten. 

aux autres catégories de bateaux, le 
Conseil de surveillance, statuant à 
l'unanimité de tous ses membres, peut 
modifier, pour les barges et les barges 
de navire, le seuil du tonnage prévu 
au paragraphe 1, littera a). 

Article 8 

1. Sauf dans le cas d'une extension 
éventuelle du champ d'application du 
présent Statut aux voies navigables 
situées sur le territoire de la Belgique, 
ne sont pas visés par l'article 4 les 
bateaux quittant la Belgique par An-
vers pour y rentrer par Zelzate ou 
vice-versa, en empruntant l'Escaut oc-
cidental en transit, sans charger ou 
décharger de marchandises aux Pays-
Bas ni y commencer ou terminer un 
service de remorquage ou de pous-
sage. 

2. Sont exemptés des obligations im-
posées en vertu des articles 9 à 13 
du présent Statut, les bateaux utilisés 
exclusivement pour un transport de 
marchandises, un service de remor-
quage ou de poussage sur les voies 
navigables du Fonds entre un lieu de 
chargement et un lieu de décharge-
ment situés tous deux en France, sauf 
si ces deux lieux se trouvent, soit sur 
le Rhin, soit sur la Moselle canalisée, 
soit l'un d'eux sur le Rhin et l'autre 
sur la Moselle canalisée. 

Chapitre II 

Cotisations de la batellerie 

Article 9 

1. Pour tout bateau soumis au pré-
sent Statut et non exempté en vertu 
des dispositions des articles 7 et 8, 
qui utilise les voies navigables du 
Fonds, il est perçu, au profit du Fonds, 
une cotisation journalière déterminée 
dans les conditions prévues à l'arti-
cle 10. 

2. La cotisation est due, sous réser-
ve d'un engagement périodique prévu 
à l'article 12, pour le nombre de jour-
nées pendant lesquelles le bateau se 
trouve sur les voies navigables du 
Fonds. Les fractions de journées sont 
considérées comme journées entières. 

3. La cotisation est payable au siège 
principal du Fonds ou à l'une de ses 
succursales ou auprès de tout autre 
bureau de recettes désigné par lui à 
cet effet, conformément aux procédu-
res en vigueur en matière de change 
dans l'État où a lieu le paiement et 
compte tenu des dispositions de l'ar-
ticle 3, paragraphe 3 du présent Statut. 

gorieën vaartuigen kan staan, kan de 
Raad van toezicht met eenparigheid 
van stemmen van al zijn leden de 
grens van de tonnemaat voor duw-
bakken en zeeschipbakken bepaald in 
lid 1, sub a) wijzigen. 

Artikel 8 

1. Behoudens een eventuele uitbrei-
ding van het toepassingsgebied van 
dit Statuut tot de waterwegen op Bel-
gisch grondgebied, heeft artikel 4 
geen betrekking op vaartuigen die 
België via Antwerpen verlaten en 
via Zelzate weer binnenkomen of 
vice-versa, daarbij in transito varende 
over die Westerschelde, zonder in 
Nederland goederen te laden of te 
lossen of een sleep- of duwdienst te 
beginnen of te eindigen. 

2. Van de krachtens de artikelen 9 
tot en met 13 van dit Statuut opge-
legde verplichtingen zijn vrijgesteld 
de vaartuigen welke uitsluitend ge-
bruikt worden voor een goederen-
transport of voor het verlenen van 
een duw- of sleepdienst op de water-
wegen van het Fonds tussen een in 
Frankrijk gelegen plaats van lading 
en plaats van lossing, behalve indien 
deze beide plaatsen gelegen zijn het-
zij aan de Rijn, hetzij aan de gekana-
liseerde Moezel, of een daarvan aan 
de Rijn en de andere aan de gekanali-
seerde Moezel. 

Hoofdstuk II 

Bijdragen 
van de binnenscheepvaart 

Artikel 9 

1. Voor ieder onder dit Statuut val-
lend en niet krachtens het bepaalde 
in de artikelen 7 en 8 vrijgesteld 
vaartuig dat de waterwegen van het 
Fonds gebruikt wordt ten behoeve 
van het Fonds een overeenkomstig 
artikel 10 bepaalde dagelijkse bij-
drage geheven. 

2. Tenzij een verplichting voor een 
bepaalde periode als bedoeld in arti-
kel 12 word aangegaan is de bijdrage 
verschuldigd voor het aantal dagen 
dat het vaartuig zich op de water-
wegen van het Fonds bevindt. Ge-
deelten van dagen worden als gehele 
dagen beschouwd. 

 
3. De bijdrage is betaalbaar op de 

hoofdzetel van het Fonds of in een 
van zijn bijkantoren dan wel in ieder 
ander door het Fonds hiervoor aange-
wezen ontvangstkantoor volgens de 
in de Staat waar de betaling plaats-
vindt geldende valutaprocedures en 
met inachtneming van de bepalingen 
van artikel 3, lid 3, van dit Statuut. 
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Artikel 10 

1. Der Tagesbeitrag für jedes Schiff 
errechnet sich durch Multiplikation 
seiner gleichwertigen Tragfähigkeit 
oder seiner gleichwertigen Maschi-
nenleistung mit dem in Absatz 2 ge-
nannten Grundbeitrag. 
Die gleichwertige Tragfähigkeit und 
die gleichwertige Maschinenleistung 
errechnen sich durch Multiplikation 
der tatsächlichen Tragfähigkeit in 
metrischen Tonnen und der nomina-
len Maschinenleistung in PS des 
betreffenden Schiffes mit dem Bewer-
tungskoeffizienten der Schiffsart, dem 
dieses Schiff angehört. 

2. Für das erste Jahr, in dem die 
durch dieses Statut eingeführte Rege-
lung angewandt wird, werden der 
Grundbeitrag auf einen Betrag, der 
0,0175 DM entspricht, und die Bewer-
tungskoeffizienten wie folgt festge-
setzt: 

Article 10 

1. Le montant de la cotisation jour-
nalière est calculé pour chaque bateau 
en multipliant son tonnage équivalent 
ou sa puissance équivalente par le 
taux de base visé au paragraphe 2. 

Le tonnage équivalent et la puissance 
équivalente sont déterminés en multi-
pliant le port en lourd effectif en ton-
nes métriques ou la puissance nomi-
nale en chevaux vapeur du bateau 
considéré par le coefficient de valo-
risation de la catégorie à laquelle ap-
partient ce bateau. 

2. Pour la première année de fonc-
tionnement du régime instauré par le 
présent Statut, le taux de base de la 
cotisation s'établit à un montant 
équivalent à 0,0175 DM et les coeffi-
cients de valorisation sont fixés com-
me suit: 

Artikel 10 

1. Voor elk vaartuig wordt het be-
drag van de dagelijkse bijdrage bere-
kend door het aantal ton-equivalenten 
of het aantal pk-equivalenten van dit 
vaartuig te vermenigvuldigen met het 
in lid 2 bedoelde basistarief. 

De ton-equivalenten en de pk-equiva-
lenten worden vastgesteld door het 
effectieve laadvermogen in metrieke 
tonnen of het nominale motorvermo-
gen in P.K. van het betrokken vaar-
tuig te vermenigvuldigen met de 
valorisatiecoëfficient van de categorie 
waartoe dit vaartuig behoort. 

2. Voor het eerste jaar dat de bij 
dit Statuut ingevoerde regeling wordt 
toegepast geldt als basistarief voor de 
bijdrage een bedrag dat overeenkomt 
met 0,0175 DM, en worden de valori-
satie-coëfficienten als volgt vastge-
steld: 

Frachtschiffe 
für 

trockene Ladung 

für 
flüssige und 
verflüssigte 
Ladung 

Schiffe mit mechanischem Antrieb 1,00 1,50 

Schiffe ohne mechanischen Antrieb 0,35 0,53 

Schubleichter und Trägerschiffs

-

leichter 0,33 0,56 

Nicht-Frachtschiffe 
(1 PS = 0,735 kW) 

Schleppboote 1,00 
Schubboote 2,30 

Bateaux porteurs 
Aptes au transport 
de marchandises 

solides 

Aptes au transport 
de marchandises 

liquides et 
liquéfiées 

Bateaux avec propulsion 
mécanique 1,00 1,50 
Bateaux sans propulsion 
mécanique 0,35 0,53 
Barges et barges de navires 0,33 0,56 

Bateaux non porteurs 
(1 CV = 0,735 kW) 
Remorqueurs 1,00 
Pousseurs 2,30 

Vrachtschepen 
Geschikt voor 

vervoer van vaste 
goederen 

Geschikt voor 
vervoer van 
vloeibare en 

vloeibar gemaakte 
goederen 

Schepen met mechani- 
sche voortstuwingsinrichting 1,00 1,50 
Schepen zonder mecha- 
nische voortstuwingsinrichting 0,35 0,53 
Duwbakken en zeeschipbakken 0,33 0,56 

Andere vaartuigen dan 
vrachtschepen 
(1 pk — 0,735 kw) 

Slepboten 1,00 
Duwboten 2,30 
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- 3. Alle späteren Änderungen der 
Grundbeiträge müssen bis zum 
30. November für das darauffolgende 
Kalenderjahr unter Berücksichtigung 
der verfügbaren Reserven des Fonds, 
der voraussichtlichen Höhe der nach 
Artikel 23 zu zahlenden Stillegungs-
vergütungen sowie der Verwaltungs-
kosten des Fonds erfolgen. 

Der Aufsichtsrat beschließt diese 
Änderungen auf Vorschlag des Ver-
waltungsrates. 

4. Bei Festsetzung eines Grundbei-
trags, der um mehr als 15 % über dem 
in Absatz 2 genannten Satz liegt, ent-
scheidet der Aufsichtsrat mit Einstim-
migkeit aller seiner Mitglieder; mit 
dieser Entscheidung wird der neue 
Grundbeitrag festgelegt, für dessen 
weitere Erhöhung um mehr als 15 % 
wiederum die Einstimmigkeit aller 
seiner Mitglieder erforderlich ist. 

5. Alle Änderungen der Bewer-
tungskoeffizienten müssen bis zum 
30. November für das darauffolgende 
Kalenderjahr erfolgen. Sie werden 
vom Aufsichtsrat mit Einstimmigkeit 
aller seiner Mitglieder beschlossen. 

6. Werden die Ziele der durch die-
ses Statut eingeführten Regelung 
während eines Stillegungszeitraums 
dadurch in Frage gestellt, daß zu 
viele Schiffe, für die nicht zuvor eine 
der in Artikel 12 vorgesehenen Zeit-
verpflichtungen eingegangen wurde, 
sich auf der Suche nach Beschäfti-
gung auf die Wasserstraßen des 
Fonds begeben, so kann der Auf-
sichtsrat mit Einstimmigkeit aller sei-
ner Mitglieder die Ergreifung von 
Maßnahmen beschließen, die zur 
Behebung dieser Situation geeignet 
sind. 

Artikel 11 

1. Unbeschadet des Artikels 12 
Absatz 3 muß jedes Schiff, das den in 
Artikel 9 vorgesehenen Beitrag zu 
entrichten hat, bei der Einfahrt in 
eine Wasserstraße des Fonds ange-
meldet und bei der Ausfahrt aus der-
selben wieder abgemeldet werden. 

Schiffe, die sich zu dem Zeitpunkt auf 
den Wasserstraßen des Fonds befin-
den, in dem die der Schiffahrt nach 
diesem Statut auferlegten Verpflich-
tungen wirksam werden, müssen bin-
nen vierzehn Tagen nach diesem Zeit-
punkt angemeldet werden. 

2. Ein- und Ausfahrt werden von 
den Dienststellen des Fonds in einem 
Fahrtenheft nach Artikel 15 festgehal-
ten. Jedes in Absatz 1 Unterabsatz 1 
genannte Schiff muß bei seiner ersten 

3. Toutes modifications ultérieures 
du taux de base de la cotisation doi-
vent intervenir avant le 30 novembre 
pour l'année civile suivante, compte 
tenu du montant des réserves disponi-
bles du Fonds, de l'importance prévi-
sible des indemnités d'immobilisation 
à verser en vertu de l'article 23 et 
des frais d'administration du Fonds. 

Ces modifications sont décidées par le 
Conseil de surveillance statuant sur 
proposition du Conseil d'administra-
tion. 

4. Pour fixer un taux de base de la 
cotisation dépassant de plus de 15 % 
le taux prévu au paragraphe 2, le 
Conseil de surveillance statue à l'una-
nimité de tous ses membres; cette 
décision détermine le nouveau taux 
de base par rapport auquel une aug-
mentation de plus de 15 % exige la 
même unanimité. 

5. Toutes modifications des coeffi-
cients de valorisation doivent inter-
venir avant le 30 novembre pour l'an-
née civile suivante. Elles sont déci-
dées par le Conseil de surveillance 
statuant à l'unanimité de tous ses 
membres. 

6. Lorsqu'au cours d'une période 
d'immobilisation, les objectifs de la 
réglementation instaurée par le pré-
sent Statut sont mis en cause du fait 
qu'un trop grand nombre de bateaux 
pour lesquels il n'a pas été préalable-
ment souscrit un engagement pério-
dique prévu à l'article 12 se rendent, 
en quête d'utilisation, sur les voies 
navigables du Fonds, le Conseil de 
surveillance, statuant à l'unanimité de 
tous ses membres, peut décider la 
mise en oeuvre de mesures de nature 
à remédier à cette situation. 

Article 11 

1. Sans préjudice des dispositions 
de l'article 12, paragraphe 3, tout ba-
teau soumis au paiement de la coti-
sation prévue à l'article 9, doit faire 
l'objet d'une déclaration d'entrée lors-
qu'il pénètre sur les voies navigables 
du Fonds et d'une déclaration de sor-
tie lorsqu'il en sort. 

Pour les bateaux séjournant sur les 
voies navigables du Fonds, au moment 
où prennent effet les obligations im-
posées à la batellerie en vertu du pré-
sent Statut, la déclaration d'entrée 
doit être faite dans les quatorze jours 
de cette prise d'effet. 

2. Les entrées et les sorties sont 
consignées par les services du Fonds 
dans un carnet de bord, visé à l'ar-
ticle 15. Chaque bateau visé au para-
graphe 1, alinéa 1, doit être en posses- 

3. Latere wijzigingen van het basis-
tarief voor de bijdrage voor het daar-
op volgende kalenderjaar moeten ge-
schieden vóór 30 november; daarbij 
moet rekening worden gehouden met 
de beschikbare reserves van het 
Fonds, de voorziene omvang van de 
krachtens artikel 23 uit te keren 
oplegvergoedingen en de administra-
tiekosten van het Fonds. 

Tot deze wijzigingen wordt door de 
Raad van toezicht op voorstel van de 
Raad van bestuur besloten. 

4. Om een basistarief voor de bij-
drage vast te stellen dat meer dan 
15 0/0 hoger ligt dan het in lid 2 be-
doelde tarief beslist de Raad van toe-
zicht met eenparigheid van stemmen 
van al zijn leden; in dit besluit wordt 
het nieuwe basistarief vastgesteld, 
voor de verhoging waarvan met meer 
dan 15 °/o wederom eenparigheid van 
stemmen is vereist. 

5. Wijzigingen van de valorisatie

-

coëfficiënten voor het volgende ka-
lenderjaar moeten geschieden vóór 
30 november. Deze besluiten worden 
door de Raad van toezicht met een-
parigheid van stemmen van al zijn le-
den genomen.  

6. Wanneer in de loop van een op-
legperiode de doeleinden van de bij 
dit Statuut ingevoerde regeling in ge-
vaar worden gebracht doordat een te 
groot aantal schepen waarvoor van 
tevoren geen verplichting zoals be-
doeld in artikel 12 is aangegaan, werk 
komt zoeken op de waterwegen van 
het Fonds, kan de Raad van toezicht 
bij eenparig besluit van al zijn leden 
maatregelen treffen om deze toestand 
te verhelpen. 

Artikel 11 

1. Onverminderd het bepalde in 
artikel 12, lid 3, moet voor elk vaar-
tuig waarvoor de in artikel 9 bedoel-
de bijdrage moet worden betaald een 
aangifte van binnenkomst worden ge-
daan wanneer het de waterwegen van 
het Fonds binnenkomt en een aangifte 
van vertrek wanneer het deze water-
wegen verlaat. 

Voor de vaartuigen die zich op de 
waterwegen van het Fonds bevinden 
op het ogenblik waarop de krachtens 
dit Statuut aan de binnenscheepvaart 
opgelegde verplichtingen van kracht 
worden, moet de aangifte van binnen-
komst worden gedaan binnen veertien 
dagen nadat bedoelde verplichtingen 
van kracht worden. 

2. Binnenkomst en vertrek worden 
door de diensten van het Fonds opge-
tekend in het in artikel 15 bedoelde 
boordboekje. Dat boekje moet op 
ieder in lid 1, alinea 1, bedoeld vaar- 
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Einfahrt in eine Wasserstraße des 
Fonds im Besitz dieses Fahrtenheftes 
sein; für Trägerschiffsleichter wird 
das Fahrtenheft bei der Entrichtung 
der Beiträge nach Artikel 12 und 13 
Absatz 2, ausgehändigt. 

3. Jedes Schiff, dessen Einfahrt im 
Fahrtenheft eingetragen ist, gilt 
solange als Benutzer der Wasserstra-
ßen des Fonds, als seine Ausfahrt 
nicht eingetragen ist, es sei denn, der 
Eigentümer, Unternehmer oder Führer 
des Schiffes erbringt den Nachweis, 
daß das Schiff die Wasserstraßen des 
Fonds tatsächlich verlassen hat, er 
jedoch ohne sein Verschulden oder 
seine Nachlässigkeit dieses Verlassen 
nicht eintragen lassen konnte, oder 
daß es ihm wegen eines von seinem 
Willen unabhängigen äußeren 
Umstands unmöglich war, sein Schiff 
außerhalb der Wasserstraßen des 
Fonds zu verbringen. 

4. Jedes Schiff, das sich auf einer 
Wasserstraße des Fonds aufhält und 
dessen Einfahrt in die Wasserstraßen 
des Fonds nicht im Fahrtenheft einge

-

tragen worden ist, wird unwiderleg-
lich so behandelt, als ob es sich min-
destens drei Monate lang auf den 
Wasserstraßen des Fonds befunden 
hätte, es sei denn, der Eigentümer, 
Unternehmer oder Führer des Schiffes 
meldet seine Einfahrt binnen zwei 
Tagen nach der Einfahrt des Schiffes 
in  diese  Wasserstraßen an und 
erbringt den Nachweis, daß das Schiff 
in die Wasserstraßen eingefahren ist, 
er wegen eines von seinem Willen 
unabhängigen äußeren Umstandes 
diese Einfahrt nicht eintragen lassen 
konnte und weder Verschulden noch 
Nachlässigkeit seinerseits vorliegen. 

5. Die Bestimmungen dieses Arti-
kels können vom Aufsichtsrat mit 
Einstimmigkeit aller seiner Mitglieder 
geändert werden. 

Artikel 12 

1. Für jedes Schiff, für das der in 
Artikel 9 vorgesehene Beitrag zu ent-
richten ist, kann der Schiffseigentü-
mer vor oder anläßlich der Anmel-
dung der Einfahrt des Schiffes in eine 
Wasserstraße des Fonds die vorherige 
schriftliche Verpflichtung überneh-
men, die Tagesbeiträge ohne Rück-
sicht auf die Zahl der Tage, während 
denen sich das Schiff im Laufe eines 
Kalenderjahres auf den Wasserstraßen 
des Fonds befindet, mindestens für 
einen der folgenden Zeiträume zu ent-
richten: 

a) für ein ganzes Kalenderjahr; 
b) für 274 aufeinanderfolgende Tage, 

seit dem Tag, auf den die Ver-
pflichtung eingegangen wird; 

c) für 182 aufeinanderfolgende Tage, 
seit dem Tag, auf den die Ver-
pflichtung eingegangen wird; 

sion de ce carnet lors de sa première 
entrée sur une voie navigable du 
Fonds; pour les barges de navire, le 
carnet de bord est délivré lors du 
paiement des cotisations visé à l'ar-
ticle 12 et à l'article 13, paragraphe 2. 

3. Tout bateau dont l'entrée a été 
consignée dans le carnet de bord est 
réputé utiliser les voies navigables du 
Fonds aussi longtemps que sa sortie 
n'y aura pas été consignée, à moins 
que le propriétaire ou l'exploitant du 
bateau ou son conducteur ne rapporte 
la preuve que le bateau est effective-
ment sorti des voies navigables du 
Fonds, mais qu'il n'a pas été en me-
sure de faire consigner cette sortie, 
sans faute ni négligence de sa part, 
ou qu'il a été dans l'impossibilité de 
sortir son bateau en raison d'une cir-
constance extérieure indépendante de 
sa volonté. 

4. Tout bateau se trouvant sur les 
voies navigables du Fonds et dont 
l'entrée sur ces voies n'a pas été con-
signée dans le carnet de bord, est 
présumé de manière irréfragable avoir 
utilisé les voies navigables du Fonds 
pendant une durée d'au moins trois 
mois, sauf si son propriétaire, son ex-
ploitant ou son conducteur déclare 
son entrée dans les deux jours de la 
pénétration du bateau sur lesdites 
voies navigables et rapporte la preuve 
à cette occasion que le bateau est en-
tré sur ces voies sans qu'il ait été 
en mesure de faire consigner cette 
entrée, en raison de circonstances ex-
térieures indépendantes de sa volonté 
et exclusives de toute faute ou négli-
gence de sa part. 

5. Les dispositions du présent article 
peuvent être modifiées par le Conseil 
de surveillance, statuant à l'unanimité 
de tous ses membres. 

Article 12 

1. Tout bateau soumis au paiement 
de la cotisation prévue à l'article 9 
peut, lors d'une déclaration d'entrée 
sur les voies navigables du Fonds ou 
antérieurement, faire l'objet d'un en-
gagement écrit préalable de son pro-
priétaire de payer les cotisations jour-
nalières, sans égard au nombre de 
jours durant lesquels le bateau se 
trouve sur ces voies navigables, pour 
au moins l'une des périodes suivantes 
au cours d'une même année civile: 

a) L'année civile entière; 
b) 274 jours consécutifs à compter du 

jour où l'engagement prend effet; 

c) 182 jours consécutifs à compter du 
jour où l'engagement prend effet; 

tuig aanwezig zijn bij de eerste bin-
nenkomst op een onder het Fonds 
vallende waterweg. Voor de zeeschip

-

bakken wordt het boordboekje afgele-
verd bij de betaling van de bijdragen 
bepaeld in artikel 12 en artikel 13, 
lid 2. 

3. Elk vaartuig waarvan de binnen-
komst in het boordboekje is opgete-
kend wordt geacht de waterwegen 
van het Fonds te bevaren zolang het 
vertrek niet in het boekje is opgete-
kend, tenzij de eigenaar, exploitant of 
bestuurder van het vaartuig aantoont 
dat hij de waterwegen van het Fonds 
werkelijk verlaten heeft maar, zonder 
dat dit aan zijn schuld of nalatigheid 
te wijten is, dit vertrek niet heeft 
kunnen doen optekenen, of dat hij de 
waterwegen van het Fonds met geen 
mogelijkheid heeft kunnen verlaten 
wegens een buiten zijn wil gelegen 
van buiten komende omstandigheid. 

4. Elk vaartuig dat zich op de water-
wegen van het Fonds bevindt zonder 
dat de binnenkomst in het boordboek-
je is opgetekend, wordt onwederleg-
baar geacht de waterwegen van het 
Fonds gedurende ten minste drie 
maanden te hebben bevaren, tenzij de 
eigenaar, exploitant of bestuurder zijn 
binnenkomst aangeeft binnen twee 
dagen nadat het vaartuig de genoem-
de waterwegen is binnengekomen en 
daarbij aantoont dat hij, zonder dat 
dit aan zijn schuld of nalatigheid te 
wijten is, deze binnenkomst niet heeft 
kunnen doen optekenen wegens een 
buiten zijn wil gelegen van buiten ko-
mende omstandigheid. 

5. De bepalingen va dit artikel kun-
nen door de Raad van toezicht met 
eenparigheid van stemmen van al zijn 
leden worden gewijzigd. 

Artikel 12 

1. Voor vaartuigen waarvoor de in 
artikel 9 bedoelde bijdrage moet worden 
betaald kan bij de aangifte van binnen-
komst op de waterwegen van het 
Fonds, of voordien, vooraf door de 
eigenaar de schriftelijke verplichting 
worden aangegaan om, ongeacht het 
aantal dagen dat het vaartuig zich op 
deze waterwegen zal ophouden, de 
dagelijkse bijdragen te betalen voor 
ten minste een der volgende perioden 
tijdens eenzelfde kalenderjaar: 

a) voor het gehele kalenderjaar; 

b) voor 274 achtereenvolgende dagen, 
met ingang van de dag waarop de 
verplichting is ontstaan; 

c) voor 182 achtereenvolgende dagen 
met ingang van de dag waarop de 
verplichting is ontstaan; 
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d) für 91 aufeinanderfolgende Tage, 
seit dem Tag, auf den die Ver-
pflichtung eingegangen wird. 

2. Im Fall einer Zeitverpflichtung 
nach Absatz 1 wird der Gesamtbetrag 
der für diese Zeiträume zu entrichten-
den Tagesbeiträge ermäßigt um: 

a) 20 %, wenn sich die Verpflichtung 
auf das ganze Kalenderjahr er-
streckt; 

b) 10 %, wenn sich die Verpflichtung 
auf 274 Tage erstreckt; 

c) 7,5 %, wenn sich die Verpflichtung 
auf 182 Tage erstreckt; 

d) 5 %, wenn sich die Verpflichtung 
auf 91 Tage erstreckt. 

Diese Ermäßigungen werden für die 
einzelnen Verpflichtungen gewährt 
und können für mehrere im Laufe 
desselben Jahres aufeinanderfolgende 
Verpflichtungen weder erhöht noch 
kumuliert werden. 

3. Die Schiffe, für die eine Zeitver-
pflichtung übernommen worden ist, 
müssen während der Dauer des Zeit-
raums, für den diese Verpflichtung 
gilt, bei der Einfahrt in eine Wasser-
straße des Fonds nicht angemeldet 
und bei der Ausfahrt nicht abgemel-
det werden. 

Artikel 13 

1. Tagesbeiträge, die nach den in 
Artikel 11 vorgesehenen Anmeldun-
gen geschuldet werden, werden vom 
Tag der Einfahrt des Schiffes in die 
Wasserstraßen des Fonds für die 
erklärte Dauer seines Aufenthaltes 
auf diesen Wasserstraßen fällig. 

Der Fonds kann Zahlungsfristen mit 
oder ohne Sicherheitsleistung des 
Schiffseigentümers gewähren. 

2. Für Trägerschiffsleichter können 
die Tagesbeiträge vor Einfahrt in die 
Wasserstraßen des Fonds zu Beginn 
eines jeden Jahres für die erklärte 
voraussichtliche Dauer ihres Aufent-
halts auf diesen Wasserstraßen ent-
richtet werden. In diesem Fall findet 
Artikel 12 Absatz 2 keine Anwen-
dung. Die von diesen Leichtern in den 
Seehäfen verbrachte Zeit wird bei der 
Festlegung der Dauer dieses Aufent-
halts nicht berücksichtigt, sofern 
diese Leichter keine Beförderungen zu 
oder von einem anderen als demjeni-
gen Hafen ausführen, in dem sie zu 
Wasser gelassen wurden. 
Anhand der Eintragungen im Fahrten

-

heft nach Artikel 11 Absatz 2 rechnet 
der Fonds am Ende eines Jahres über 
die Beiträge der Trägerschiffsleichter 
ab. 

d) 91 jours consécutifs à compter du 
jour où l'engagement prend effet. 

2. Dans les cas d'engagements pé-
riodiques visés au paragraphe 1, les 
montants totaux des cotisations jour-
nalières dues pour lesdites périodes 
sont réduits: 

a) de 20 % lorsque l'engagement porte 
sur l'année civile entière; 

b) de 10 % lorsque l'engagement porte 
sur 274 jours; 

c) de 7,5 % lorsque l'engagement por-
te sur 182 jours; 

d) de 5 % lorsque l'engagement porte 
sur 91 jours. 

Les réductions ci-dessus s'effectuent 
en raison de chaque engagement et 
ne peuvent être augmentées ou cumu-
lées dans le cas de plusieurs engage-
ments successifs au cours de la même 
année. 

3. Les bateaux faisant l'objet d'un 
engagement périodique sont dispensés 
des déclarations d'entrée et de sortie 
des voies navigables du Fonds pour 
la durée de la période couverte par 
ledit engagement. 

Article 13 

1. Les cotisations journalières dues 
en raison des déclarations prévues à 
l'article 11 sont exigibles à partir du 
jour de l'entrée du bateau sur les 
voies navigables du Fonds, pour la 
durée déclarée de son séjour sur ces 
voies. 
Le Fonds peut accorder des délais de 
paiement avec ou sans garanties à 
fournir par le propriétaire du bateau. 

2. Pour les barges de navire, le 
paiement des cotisations journalières 
peut être effectué, avant leur entrée 
sur les voies navigables du Fonds, au. 
début de chaque année pour la durée 
prévisible déclarée de leur séjour sur 
ces voies navigables. Dans ce cas, 
l'article 12, paragraphe 2, ne s'appli-
que pas. Le temps passé par ces bar-
ges dans les ports de mer n'est pas 
pris en considération pour la détermi-
nation de la durée de ce séjour pour 
autant que ces barges n'effectuent pas 
de transport à destination ou en pro-
venance d'un port autre que celui de 
leur mise à l'eau. 
Sur la base des consignations effec-
tuées sur le carnet de bord, conformé-
ment aux dispositions de l'article 11, 
paragraphe 2, le Fonds procède, en 
fin d'année, à un apurement des comp-
tes relatifs aux cotisations des barges 
de navire. 

d) voor 91 achtereenvolgende dagen, 
met ingang van de dag waarop de 
verplichting is ontstaan. 

2. In de in lid 1 bedoelde gevallen, 
waarbij een verplichting voor een 
bepaalde periode wordt aangegaan, 
wordt het totale bedrag van de dage-
lijkse bijdragen die voor deze perio-
des verschuldigd zijn, verminderd 
met: 

a) 20 % wanneer de verplichting be-
trekking heeft op het gehele ka-
lenderjaar; 

b) 10 %wanneer de verplichting be-
trekking heeft op 274 dagen; 

c) 7,5 % wanneer de verplichting be-
trekking heeft op 182 dagen; 

d) 5 % wanneer de verplichting be-
trekking heeft op 91 dagen. 

Deze aftrek geldt per verplichting en 
kan in geval van verscheidene ver-
plichtingen die na elkaar in de loop 
van hetzelfde jaar worden aangegaan 
niet worden verhoogd of gecumu-
leerd. 

3. Vaartuigen waarvoor een ver-
plichting voor een bepaalde periode 
wordt aangegaan zijn gedurende de 
periode waarvoor deze verplichting 
geldt vrijgesteld van de aangifte van 
binnenkomst in en van vertrek uit de 
waterwegen van het Fonds. 

Artikel 13 

1. De krachtens de in artikel 11 be-
doelde aangiften verschuldigde dage-
lijkse bijdragen zijn opeisbaar vanaf 
de dag van binnenkomst van het 
vaartuig op de waterwegen van het 
Fonds voor de aangegeven duur van 
zijn verblijf op deze waterwegen. 

Het Fonds kan betalingstermijnen toe-
staan, met of zonder door de eigenaar 
van het vaartuig te verstrekken waar-
borg. 

2. Voor zeeschipbakken kunnen, 
vóór hun binnenkomst op de water-
wegen van het Fonds, de dagelijkse 
bijdragen aan het begin van het jaar 
vooruit worden betaald voor de ge-
raamde aangegeven duur van hun 
verblijf op de waterwegen van het 
Fonds. In dat geval vindt artikel 12, 
lid 2 geen toepassing. De door deze 
bakken in zeehavens doorgebrachte 
tijd wordt niet in aanmerking geno-
men voor het bepalen van de duur 
van dit verblijf, voor zover deze bak-
ken geen vervoer verrichten naar of 
van een andere haven dan die van 
hun tewaterlating. 

Aan de hand van de aantekeningen in 
het boordboekje overeenkomstig arti-
kel 11, lid 2, gaat het Fonds aan het 
einde van het jaar over tot de veref-
fening van de bij dragerekeningen 
voor deze zeeschipbakken. 
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3. Die Beiträge, die auf Grund der 
in Artikel 12 vorgesehenen Zeitver-
pflichtungen geschuldet werden, sind 
in voller Höhe spätestens an dem Tag 
zu zahlen, an dem die Verpflichtung 
wirksam wird. 
Der Fonds kann für diese Beiträge die 
vierteljährliche Vorauszahlung mit 
Zinsbelastung und gegebenenfalls 
gegen Sicherheitsleistungen seitens 
des Schiffseigentümers gestatten. 

4. Der Fonds kann die ihm geschul-
deten Beiträge mit den Stillegungs-
vergütungen, die er nach Artikel 23 
zu entrichten hätte, aufrechnen. 

Eine solche Aufrechnung kann vom 
Schiffseigentümer nicht geltend 
gemacht werden. 

5. Wird ein Schiff, für das eine 
Zeitverpflichtung übernommen wor-
den ist, fahruntüchtig, geht es verlo-
ren, wird es abgewrackt, umgebaut 
oder zu anderen als in Artikel 6 vor-
gesehenen Zwecken verwendet, min-
destens ein Jahr aus dem Verkehr auf 
den Wasserstraßen des Fonds genom-
men, an einen Erwerber veräußert, 
der es außerhalb der Wasserstraßen 
des Fonds verwendet, oder wird es 
mehr als sechs Monate ohne Besatzung 
außer Dienst gestellt oder gleichlang 
nur zur Lagerung verwendet, so kann 
der Eigentümer gegen Rückgabe des 
Fahrtenheftes Erstattung der Beiträge 
abzüglich der nach Maßgabe der lau-
fenden Dauer gewährten Ermäßigung 
von dem Tage an, an dem der geltend 
gemachte Umstand eintritt, verlangen. 

6. Der Aufsichtsrat kann einstim-
mig die in diesem Artikel genannten 
Zahlungsbedingungen ändern. 

Artikel 14 

1. Der Aufsichtsrat bestimmt, in 
welchen Fällen und unter welchen 
Voraussetzungen ein Schiffahrtsunter-
nehmer, der nicht Schiffseigentümer 
ist, die Bedingungen und Pflichten 
nach Artikel 9 bis 13 sowie Artikel 18 
erfüllen kann. 

2. Für alle Erklärungen gegenüber 
dem Fonds und Verpflichtungen nach 
Artikel 12 ist der Schiffsführer gesetz-
licher Vertreter des Schiffseigentü-
mers und in den in Absatz 1 genann-
ten Fällen des Schiffahrtsunterneh-
mers. Der Eigentümer und Unterneh-
mer des Schiffes sind durch die Anga-
ben des Schiffsführers und die von 
diesem eingegangenen Verpflichtun-
gen dem Fonds gegenüber gebunden. 

3. Les cotisations dues en raison des 
engagements périodiques prévus à 
l'article 12, sont exigibles intégrale-
ment au plus tard le jour où l'enga-
gement prend effet. 

Le Fonds peut accorder la faculté d'ef-
fectuer ce paiement par fractions tri-
mestrielles anticipées, avec intérêts 
et, le cas échéant, moyennant des ga-
ranties à fournir par le propriétaire du 
bateau. 

4. Le Fonds peut procéder à la com-
pensation entre les cotisations qui lui 
sont dues et les indemnités d'immobi-
lisation dont il serait redevable en 
vertu de l'article 23. 

Une telle compensation ne peut être 
invoquée par le propriétaire d'un ba-
teau. 

5. Dans le cas où un bateau faisant 
l'objet d'un engagement périodique 
devient impropre à la navigation, est 
perdu, déchiré, transformé ou utilisé 
à d'autres fins que celles visées à 
l'article 6, retiré des voies d'eau du 
Fonds pour une période d'au moins 
un an, vendu à un acquéreur qui l'ex-
ploite en dehors des voies navigables 
du Fonds, mis hors service sans équi-
page pendant une période supérieure 
à six mois ou utilisé uniquement pour 
l'entreposage pendant une même pe-
riode, son propriétaire peut, contre re-
mise du carnet de bord, demander le 
remboursement de la cotisation payée 
pour la période dépassant le jour où 
la circonstance invoquée est établie 
et sous déduction de la réduction ac-
cordée en fonction de la période en 
cours. 

6. Le Conseil de surveillance, sta-
tuant à l'unanimité, peut modifier les 
modalités de paiement visées au pré-
sent article. 

Article 14 

1. Le Conseil de surveillance déter-
mine dans quels cas et sous quelles 
conditions un exploitant autre que le 
propriétaire du bateau peut remplir 
les obligations et engagements prévus 
aux articles 9 à 13 et 18. 

2. Pour toutes les déclarations à 
faire envers le Fonds et pour les en-
gagements à prendre en vertu de l'ar-
ticle 12, le conducteur du bateau est 
le représentant légal du propriétaire 
du bateau et, dans les cas visés au 
paragraphe 1, de l'exploitant du ba-
teau et le propriétaire ou l'exploitant 
sont engagés envers le Fonds par les 
déclarations faites et engagements 
pris par le conducteur du bateau. 

3. De bijdragen voor verplichtingen 
voor een bepaalde periode, zoals be-
paald in artikel 12, zijn in hun geheel 
opeisbaar uiterlijk op de dag dat de 
verplichting is ontstaan. 

Het Fonds kan toestaaan dat deze be-
taling in gedeelten per kwartaal voo-
ruit geschiedt, zulks tegen betaling 
van rente en, in voorkomend geval, 
onder het stellen door de eigenaar 
van het vaartuig van een waarborg. 

4. Het Fonds kan de aan hem ver-
schuldigde bijdragen en de oplegver-
goedingen die het zelf krachtens arti-
kel 23 verschuldigd is met elkaar ver-
rekenen. 

Zulk een verrekening kan door de 
eigenaar van een vaartuig niet wor

-

den ingeroepen. 

5. In het geval dat een vaartuig 
waarvoor een verplichting voor een 
bepaalde periode is aangegaan onge-
schikt wordt voor de vaart, verloren 
gaat, gesloopt wordt of verbouwd of 
gebruikt wordt voor andere dan de in 
artikel 6 vermelde doeleinden, voor 
een periode van ten minste een jaar 
van de waterwegen van het Fonds 
wordt teruggetrokken, verkocht 
wordt aan een koper die het buiten 
de waterwegen van het Fonds exploi-
teert, buiten dienst wordt gesteld zon-
der bemanning gedurende een periode 
van meer dan zes maanden, of uitslui-
tend word gebruikt voor opslag gedu-
rende eenzelfde periode kan de 
eigenaar, tegen inlevering van het 
boordboekje, verzoeken om terugbe-
taling van de betaalde bijdragen voor 
de periode na de dag waarop de 
aangevoerde omstandigheid is vastge-
steld en na aftrek van de op grond 
van de lopende periode toegekende 
vermindering. 

6. De Raad van toezicht kan met 
eenparigheid van stemmen de in dit 
artikel bedoelde wijzen van betaling 
wijzigen. 

Artikel 14 

1. De Raad van toezicht bepaalt in 
welke gevallen en op welke voor-
waarden een andere exploitant dan de 
eigenaar van het vaartuig de in de 
artikelen 9 tot en met 13 en 18 be-
doelde verplichtingen kan nakomen. 

2. Voor alle aangiften bij het Fonds 
en voor de volgens artikel 12 aan te 
gane verplichtingen is de bestuurder 
van het vaartuig de wettige vertegen-
woordiger van de eigenaar van het 
vaartuig en, in de in lid 1 bedoelde 
gevallen, van de exploitant van het 
vaartuig; de eigenaar of de exploitant 
van het vaartuig wordt ten opzichte 
van het Fonds gebonden door de aan-
giften die de bestuurder van het vaar-
tuig doet en door de verplichtingen 
die hij aangaat. 



Drucksache 7/5709 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Kapitel III 

Bescheinigungen 
und Verzeichnisse 

Artikel 15 

1. Der Fonds stellt für jedes der 
Beitragspflicht unterliegende Schiff 
ein Fahrtenheft aus. 

2. Das Fahrtenheft enthält Vor-
drucke, die bei jeder Meldung einer 
Ein- und Ausfahrt oder beim Eingehen 
einer Zeitverpflichtung auszufüllen 
sind, sowie abtrennbare Durchschrif-
ten dieser Meldungen und Verpflich-
tungen. 

Die Stammblätter der Vordrucke ver-
bleiben im Fahrtenheft; die Durch-
schriften werden von den Dienststel-
len des Fonds, die die Meldung oder 
die Verpflichtung entgegennehmen, 
einbehalten und unverzüglich an den 
Hauptsitz des Fonds weitergeleitet. 

3. Die ordnungsgemäß ausgefüllten 
Vordrucke des Fahrtenheftes gelten 
als Nachweis für die Erfüllung der 
Verpflichtungen aus dem Statut sowie 
gegebenenfalls für die Zulassung zur 
Stillegung. 

4. Anhand der ihm übermittelten 
Durchschriften erstellt der Fonds das 
Verzeichnis der Schiffe, die Anspruch 
auf Stillegungsvergütung nach Arti-
kel 23 haben und stellt die übrigen 
Angaben, die eine Kenntnis der 
Marktlage erlauben, zusammen. 

5. Jedes Schiff, das die Wasserstra-
ßen des Fonds benutzt, muß nach den 
vom Aufsichtsrat festzusetzenden 
Modalitäten mit einer Nummer verse-
hen sein. 

Artikel 16 

Die Schiffe, die sich auf den Was-
serstraßen des Fonds befinden, jedoch 
nach Artikel 7 und 8 von den Ver-
pflichtungen dieses Statuts ausgenom-
men sind, erhalten zu Kontrollzwek-
ken eine Ausnahmebescheinigung, die 
ihnen vom Fonds bei Einfahrt in die 
Wasserstraßen des Fonds auf Grund 
einer Erklärung des Schiffseigentü-
mers oder -führers und des Nachwei-
ses der Umstände und Voraussetzun-
gen, die die beantragte Ausnahme 
begründen, ausgestellt wird. Der 
Grund für die Ausnahme ist in der 
Bescheinigung anzugeben. 

Für die in Artikel 8 Absatz 1 genann-
ten Schiffe und für die Seeschiffe 
brauchen keine Ausnahmebescheini-
gungen ausgestellt zu werden. 

Artikel 17 

1. Der Aufsichtsrat bestimmt die 
einheitlichen Muster der Ausnahme- 

Chapitre III 

Certificats et registre 

Article 15 

1. Les bateaux soumis à cotisation 
sont porteurs d'un carnet de bord dé-
livré par le Fonds. 

2. Le carnet de bord comporte des 
souches à remplir lors de chaque dé-
claration d'entrée et de sortie ou lors 
des engagements périodiques, ainsi 
que des volets détachables de cha-
cune de ces déclarations et engage-
ments. 

Les souches sont conservées dans le 
carnet et les volets sont retenus par 
les services du Fonds constatant la 
déclaration ou l'engagement et en-
voyés sans retard au siège principal 
du Fonds. 

3. Les souches du carnet de bord 
dûment remplies constituent la preu-
ve de l'accomplissement des obliga-
tions imposées par le Statut ainsi que, 
le cas échéant, de l'admissibilité à 
l'immobilisation. 

4. Le Fonds établit, sur base des 
volets qui lui sont transmis, le registre 
des bateaux ayant droit à l'indemnité 
d'immobilisation prévue à l'article 23 
ainsi que tous autres éléments per-
mettant une connaissance de l'état du 
marché. 

5. Tout bateau qui utilise les voies 
navigables du Fonds doit porter un 
numéro, conformément aux modalités 
qui seront arrêtées par le Conseil de 
surveillance. 

Article 16 

Les bateaux qui utilisent les voies 
navigables du Fonds mais sont exemp-
tés des obligations imposées par le 
présent Statut en vertu des articles 7 
et 8 sont porteurs, à des fins de con-
trôle, d'un certificat d'exemption qui 
leur est délivré par le Fonds, lors de 
leur entrée sur une voie navigable du 
Fonds, sur déclaration de leur proprié-
taire ou conducteur et moyennant la 
preuve des circonstances ou condi-
tions justifiant l'existence de la cause 
d'exemption invoquée. Ce certificat 
comportera l'indication de la cause de 
l'exemption. 
Toutefois, les bateaux visés à l'ar-
ticle 8, paragraphe 1, ainsi que les 
navires de mer sont dispensés du cer-
tificat d'exemption. 

Article 17 

1. Le Conseil de surveillance établit 
des modèles uniformes du certificat 

Hoofdstuk III 

Certificaten en registers 

Artikel 15 

1. Vaartuigen waarvoor een bij-
drage verschuldigd is moeten een 
door het Fonds afgegeven boord-
boekje aan boord hebben. 

2. Het boordboekje omvat vaste 
blaadjes, die bij elke aangifte van 
binnenkomst of vertrek of bij het 
aangaan van verplichtingen voor een 
bepaalde periode moeten worden in-
gevuld, alsook uitneembare doorsla-
gen van deze aangiften en verplich-
tingen. 
De vaste blaadjes blijven in het 
boekje achter en de doorslagen wor-
den door de diensten van het Fonds 
die de aangifte of het aangaan van de 
verplichting constateren ingehouden 
en onverwijld naar de hoofdzetel van 
het Fonds gezonden. 

3. De behoorlijk ingevulde vaste 
blaadjes van het boordboekje vormen 
het bewijs dat de door het Statuut op-
gelegde verplichtingen nagekomen 
zijn alsook, in voorkomend geval, dat 
het vaartuig voor oplegging in aan-
merking komt. 

4. Aan de hand van de aan het 
Fonds toegezonden doorslagen stelt 
het Fonds het register op van de 
vaartuigen waarvoor de in artikel 23 
bedoelde oplegvergoeding verschul-
digd is en stelt het alle andere gege-
vens samen waarmede inzicht kan 
worden verkregen in de marktsitua-
tie. 
5. Ieder vaartuig dat de waterwe-

gen van het Fonds bevaart moet een 
nummer voeren overeenkomstig door 
de Raad van toezicht vast te stellen 
bepalingen. 

Artikel 16 

Vaartuigen die de waterwegen van 
het Fonds bevaren maar krachtens de 
artikelen 7 en 8 zijn vrijgesteld van 
de ingevolge dit Statuut opgelegde 
verplichtingen, moeten om controle 
mogelijk te maken een vrijstellings-
bewijs aan boord hebben, dat hun 
door het Fonds bij de binnenkomst op 
de waterwegen van het Fonds wordt 
verstrekt op verzoek van de eigenaar 
of bestuurder, indien de omstandig-
heden of voorwaarden die de vrijstel-
ling rechtvaardigen worden aange-
toond. Het bewijs vermeldt de grond 
voor de vrijstelling. 

De in artikel 8, lid 1, bedoelde vaar-
tuigen alsmede zeeschepen, zijn even-
wel vrijgesteld van het vrijstellings-
bewijs. 

Artikel 17 

1. De Raad van toezicht stelt een-
vormige modellen vast van het vrij- 
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bescheinigungen und Fahrtenhefte. Er 
erläßt alle erforderlichen Bestimmun-
gen für ihre praktische Verwendung 
sowie für das Verfahren für ihre Aus-
stellung und den Ersatz bei Verlust. 

2. Die Ausnahmebescheinigung oder, 
unbeschadet der Bestimmungen von 
Artikel 22, das Fahrtenheft muß 
sich stets an Bord des Schiffes befin-
den, für das das Dokument ausgestellt 
wurde, und ist auf Verlangen allen 
mit der Kontrolle betrauten Personen 
vorzuzeigen. Für Schubleichter und 
Trägerschiffsleichter müssen sich diese 
Dokumente an Bord des Schubbootes 
befinden, das diese Leichter schiebt. 

Artikel 18 

1. Zwecks Ausstellung der Ausnah-
mebescheinigung und des Fahrtenhef-
tes sind vom Schiffseigentümer oder 
Schiffsführer alle vom Fonds angefor-
derten Angaben und Unterlagen über 
die Merkmale des Schiffes beizubrin-
gen. 

2. Jede Änderung der in der Aus-
nahmebescheinigung oder im Fahrten

-

heft eingetragenen Daten ist vom 
Schiffseigentümer oder Schiffsführer 
unverzüglich zu melden. Dabei sind 
alle Belege, die der Fonds für erfor-
derlich hält, vorzulegen; Änderungen 
sind in die Ausnahmebescheinigung 
oder das Fahrtenheft einzutragen. 

Kapitel IV 

Stillegung 

Artikel 19 

1. Wird auf Grund der Kriterien des 
Artikels 20 festgestellt, daß zeitwei-
lige 	Ungleichgewichte 	zwischen 
Angebot und Nachfrage von Schiffs-
raum entstehen oder vorhanden sind, 
so wird im Rahmen des finanziellen 
Gleichgewichts des Fonds die Stille-
gung des gesamten Schiffsraumüber-
hangs oder eines Teils desselben 
beschlossen. 

Dieses Gleichgewicht wird insbeson-
dere unter Berücksichtigung der Ein-
nahmen des Fonds, seiner Rücklagen 
und Zinserträge aus Geldanlagen, sei-
nes Betriebsaufwands und gegebenen-
falls der für seine Anleihen zu zahlen-
den Annuitäten ermittelt. 

2. Die Ausnahmebescheinigung oder, 
fähigkeit oder die Maschinenleistung 
sowie die Arten der Schiffe, die im 
Höchstfall stillgelegt werden können, 
sowie die Sätze der Stillegungsvergü-
tung, den Stillegungszeitraum sowie 
das Enddatum für die Eintragung in 
die Stillegungslisten. Er setzt den Tag 
seines Inkrafttretens fest und wird 

d'exemption et du carnet de bord. Il 
arrête toutes dispositions nécessaires 
relatives à leur utilisation technique 
ainsi qu'à la procédure de leur dé-
livrance et de leur remplacement. 

2. Le certificat d'exemption ou, sans 
préjudice des dispositions de l'ar-
ticle 22, le carnet de bord doit se 
trouver en permanence à bord du ba-
teau pour lequel il a été établi et 
doit être présenté, sur demande, à 
tout agent chargé du contrôle. Pour 
les barges et les barges de navire, 
ces documents doivent se trouver à 
bord du pousseur qui assure leur dé-
placement. 

Article 18 

1. En vue de la délivrance du certi-
ficat d'exemption ou du carnet de 
bord, le propriétaire du bateau ou son 
conducteur sont tenus de fournir tous 
renseignements et pièces justificatives 
demandés par le Fonds au sujet des 
spécifications de leur bateau. 

2. Toute modification survenue dans 
les indications que comporte le certi-
ficat d'exemption ou le carnet de bord 
doit, sans délai, être déclarée par le 
propriétaire du bateau ou son conduc-
teur. Cette déclaration doit être ac-
compagnée des pièces justificatives 
jugées nécessaires par le Fonds et est 
consignée sur le certificat d'exemp-
tion ou le carnet de bord. 

Chapitre IV 

Immobilisation 

Article 19 

1. Si la formation ou l'existence de 
déséquilibres temporaires entre l'offre 
et la demande de cale est constatée 
sur base des critères définis à l'ar-
ticle 20, l'immobilisation de tout ou 
partie de la cale excédentaire est dé-
cidée, dans les limites de l'équilibre 
financier du Fonds. 

Cet équilibre est déterminé en prenant 
notamment en considération les recet-
tes du Fonds, les réserves qu'il s'est 
constituées, y compris les intérêts des 
placements de fonds, les frais de fonc-
tionnement qu'il doit supporter et 
éventuellement les annuités d'em-
prunts. 

2. La décision détermine le volume 
maximum en tonnage ou force mo-
trice et les catégories des bateaux 
admis à l'immobilisation, les taux de 
l'indemnité d'immobilisation, la pé-
riode d'immobilisation ainsi que la 
date de clôture de l'inscription sur les 
listes d'immobilisation. Elle précise le 
jour de son entrée en vigueur et fait 

stellingsbewijs en het boordboekje. 
Hij stelt alle nodige bepalingen vast 
inzake het technische gebruik alsook 
inzake de procedure voor de afgifte 
en de vervanging van het vrijstel-
lingsbewijs en het boordboekje. 

2. Het vrijstellingsbewijs of, onver-
minderd het bepaalde in artikel 22, 
het boordboekje moet zich altijd aan 
boord bevinden van het vaartuig 
waarvoor het werd opgesteld en moet 
aan iedere met de controle belaste 
beambte op diens verzoek worden 
overgelegd. Voor duwbakken en 
zeeschipbakken moeten deze bewijzen 
zich bevinden aan boord van de duw-
boot die deze bakken verplaatst. 

Artikel 18 

1. Met het oog op de afgifte van 
het vrijstellingsbewijs of van het 
boordboekje is de eigenaar of 
bestuurder van het vaartuig gehouden 
alle inlichtingen en bewijsstukken te 
verstrekken die het Fonds omtrent de 
specificaties van zijn vaartuig vraagt. 

2. Iedere wijziging van de in het 
vrijstellingsbewijs of in het boord

-

bokje vermelde gegevens moet onver-
wijld door de eigenaar of bestuurder 
van het vaartuig worden angegeven. 
Deze aangifte moet vergezeld gaan 
van de door het Fonds noodzakelijk 
geachte bewijsstukken en wordt in 
het vrijstellingsbewijs of in het 
boordboekje opgetekend. 

Hoofdstuk IV 

Oplegging 

Artikel 19 

1. Wanneer aan de hand van de 
criteria van artikel 20 het ontstaan of 
het bestaan van tijdelijke oneven-
wichtigheden tussen vraag en aanbod 
van scheepsruimte wordt geconsta-
teerd, wordt, binnen de grenzen van 
het financiële evenwicht van het 
Fonds, tot oplegging van het totale 
overschot aan scheepsruimte of een 
gedeelte daarvan besloten. 

Om na te gaan of dit evenwicht be-
staat worden met name in aanmer-
king genomen de ontvangsten van het 
Fonds, de gevormde reserves met 
inbegrip van de rente van beleggin-
gen, de huishoudelijke uitgaven en 
eventueel de annuiteiten van lenin-
gen. 

2. Het besluit bepaalt het maximale 
laad- of motorvermogen en de catego-
rieën van de voor oplegging in aan-
merking komende vaartuigen, de 
tarieven voor de oplegvergoeding, de 
oplegperiode en de uiterste datum 
van opneming in de opleglijsten. Het 
besluit bepaalt de datum van inwer-
kingtreding; er wordt voor passende 
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während der gesamten Geltungsdauer 
in angemessener Weise öffentlich 
bekanntgegeben. 

3. Der Beschluß kann jederzeit auf 
Grund der Entwicklung der Lage und 
der in Artikel 20 genannten Kriterien 
aufgehoben oder geändert werden. 

Die Rechte, welche für stillgelegte 
Schiffe auf Grund des aufgehobenen 

. oder geänderten Beschlusses erwor-
ben wurden, bleiben von der Aufhe-
bung oder Änderung unberührt. 

4. Wenn es die Lage oder die vor-
aussichtliche Entwicklung des Mark-
tes rechtfertigt, kann eine auf Teil-
märkte mit weitgehend gleichartigen 
technischen 	und 	wirtschaftlichen 
Eigenschaften oder eine auf 
bestimmte Kategorien von Fahrzeu-
gen beschränkte Stillegung beschlos-
sen werden. 

Artikel 20 

Für die Ermittlung des Überhangs 
von Schiffsraum wird insbesondere 
folgendes berücksichtigt: 

— die Tonnage oder Maschinenlei-
stung, die auf Beschäftigung war-
ten, und die durchschnittliche 
Dauer des Wartens auf Befrach-
tung; 

— die voraussichtliche kurzfristige 
Entwicklung der Nachfrage nach 
Schiffsraum; 

— die mittleren Tagesfrachten aller 
Art und Beförderungsbedingungen 
in der Binnenschiffahrt sowie ihre 
voraussichtliche Entwicklung und 

— die Rentabilitätslage der Binnen-
schiffahrt. 

Bei der Beurteilung dieser Kriterien 
sind die verfügbaren amtlichen Infor-
mationsquellen und alle sonstigen 
durch den Fonds zu beschaffenden 
Informationen zu werten. 

Artikel 21 

1. Die 	Stillegung, 	über 	deren 
Inkraftsetzung nach Artikel 19 ent-
schieden wird, erfolgt auf freiwilliger 
Basis. 

2. Nach Inkrafttreten des Stille-
gungsbeschlusses legt der Fonds die 
Stillegungslisten in den Häfen und an 
den Orten auf, die von ihm als Stille-
gungsorte aus den nach Absatz 3 
bezeichneten Stellen ausgewählt wur-
den. 

3. Jeder Staat, in dessen Gebiet 
sich Wasserstraßen des Fonds befin-
den, und Belgien bezeichnen inner-
halb des auf das Inkrafttreten dieses 
Statuts folgenden Monats in ausrei-
chender Zahl die Häfen und Stellen, 
die in ihrem Gebiet als Stillegungs-
orte benutzt werden können, um eine 

l'objet d'une publicité adéquate pen

-

dant toute la période de sa validité. 

3. La décision peut, à tout moment, 
compte tenu de l'évolution de la situa-
tion et sur la base des critères prévus 
à l'article 20, être abrogée ou modi-
fiée. 
L'abrogation ou la modification ne 
porte pas atteinte au maintien des 
droits acquis pour les bateaux qui ont 
été immobilisés en vertu de la déci-
sion abrogée ou modifiée. 

4. Lorsque la situation ou l'évolu-
tion prévisible du marché le justifie, 
une immobilisation limitée à des mar-
chés partiels possédant dans une large 
mesure des caractéristiques techni-
ques et économiques homogènes, ou 
limitée à certaines catégories de ba-
teaux, peut être décidée. 

Article 20 

Pour déterminer la cale excéden-
taire, il est notamment tenu compte: 

— du tonnage ou de la force motrice 
en attente d'emploi et de la durée 
moyenne de l'attente à l'affrète-
ment; 

— de l'évolution prévisible à court 
terme de la demande de cale; 

— des frets journaliers de toute na-
ture et des conditions de transports 
moyens dans la navigation inté-
rieure ainsi que de leur évolution 
prévisible 

— et de la situation de la navigation 
intérieure sur le plan de la renta-
bilité. 

Pour l'appréciation de ces critères, il 
est fait recours aux sources officielles 
de renseignements disponibles et à 
tous autres éléments d'information re-
cueillis par le Fonds. 

Article 21 

1. L'immobilisation dont la mise en 
œuvre est décidée conformément aux 
dispositions de l'article 19 est orga-
nisée sur base volontaire. 

2. Dès que la décision d'immobilisa-
tion entre en vigueur, le Fonds ouvre 
des listes d'immobilisation tenues dans 
les ports et endroits qu'il détermine 
comme seuls lieux d'immobilisation 
parmi les lieux désignés conformément 
au paragraphe 3. 

3. Chaque État sur le territoire du-
quel se trouvent des voies navigables 
du Fonds ainsi que la Belgique dé-
signe, dans le mois suivant l'entrée 
en vigueur du présent Statut, les ports 
et endroits pouvant être utilisés sur 
leur territoire respectif comme lieux 
d'immobilisation, en nombre suffisant 

openbaarmaking zorg gedragen gedu-
rende de gehele geldigheidsperiode. 

3. Het besluit kan wegens de ont-
wikkeling van de situatie en op grond 
van de criteria van artikel 20 op elk 
tijdstip worden ingetrokken of gewij-
zigd. 
Intrekking of wijziging doet geen af-
breuk aan de handhaving van verkre-
gen rechten voor vaartuigen die zijn 
opgelegd krachtens het ingetrokken 
of gewijzigde besluit. 

4. Wanneer de situatie of de te ver-
wachten ontwikkeling van de markt 
zulks rechtvaardigt kan worden beslo-
ten tot een oplegging die beperkt 
blijft tot deelmarkten met grotendeels 
homogene technische en economische 
eigenschappen of tot bepaalde catego-
rieën vaartuigen. 

Artikel 20 

Voor de vaststelling van het over-
schot aan scheepsruimte wordt met 
name rekening gehouden met: 
— het laad- of motorvermogen dat op 

werk ligt te wachten en de gemid-
delde duur van de wachttijd; 

— de op korte termijn te verwachten 
ontwikkeling van de vraag naar 
schepsruimpte; 

— de gemiddelde dagvrachten van 
allerlei aard en de gemiddelde 
transportvoorwaarden in de bin-
nenscheepvaart alsook de te ver-
wachten ontwikkeling daarvan; 

— de rentabiliteitspositie van de bin-
nenscheepvaart. 

Voor de beoordeling van deze criteria 
wordt gebruik gemaakt van de 
beschikbare officiële inlichtingenbron-
nen en van alle andere door het Fonds 
verzamelde gegevens. 

Artikel 21 

1. De oplegging waartoe overeen-
komstig artikel 19 wordt besloten, 
vindt plaats op basis van vrijwillig-
heid. 

2. Zodra het besluit tot oplegging 
in werking treedt, legt het Fonds 
opleglijsten aan welke worden bijge-
houden in de havens en plaatsen die 
het bij uitsluiting als oplegplaatsen 
uit de overeenkomstig lid 3 aangewe-
zen plaatsen vaststelt. 

3. Iedere staat op wiens grondge-
bied zich waterwegen van het Fonds 
bevinden, alsook België, wijst binnen 
een maand na de inwerkingtreding 
van dit Statuut de havens en plaatsen 
aan die op hun onderscheiden grond-
gebied worden gebruikt als opleg

-

plaatsen, in voldoende getale om 
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Überlastung der Liegestellen oder 
unwirtschaftliche Schiffsverlegungen 
zu vermeiden. Bestimmte Stillegungs-
orte können auch an anderen als den 
in Artikel 4 dieses Statuts genannten 
Wasserstraßen liegen. 

4. Jedes fahrtüchtige, ausgerüstete 
und — mit Ausnahme der Leichter — 
für seine Führung und Instandhaltung 
bemannte Schiff, für das die Beiträge 
seit Beginn des laufenden Kalender-
jahres für wenigstens 274 aufeinan-
derfolgende Tage gezahlt worden 
sind, kann in eine der nach den 
Bedingungen des Absatzes 2 auflie-
genden Stillegungslisten eingetragen 
werden, sofern ein ergänzender Bei-
trag in Höhe der Differenz zwischen 
den bereits gezahlten Beträgen und 
dem jährlichen Beitrag entrichtet 
wird. 
Der Eigentümer oder Unternehmer 
des Schiffes kann eine nach den 
Bedingungen des Artikels 12 während 
einundzwanzig Tagen vor dem 
Inkrafttreten eines Stillegungsbe-
schlusses eingegangene Zeitverpflich-
tung nicht mit dem Ziel geltend 
machen, daß ihm wegen einer Bei-
tragsdauer von 274 Tagen das Recht 
auf Eintragung in eine Stillegungsliste 
zuerkannt wird. 

5. die Eintragung in eine Stille-
gungsliste gilt nur für den in der Stil-
legungsentscheidung vorgesehenen 
Mindestzeitraum. 

6. Ein in eine Stillegungsliste einge-
tragenes Schiff kann vom Tag seiner 
Eintragung bis zum Ende der Stille-
gung weder betrieben noch auf Werft 
genommen werden; es muß während 
dieses Zeitraums an dem ihm von 
denjenigen Dienststellen zugewiese-
nen Ort liegen bleiben, die die Stille-
gungsliste, in der es eingetragen ist, 
führen; es kann nur ausnahmsweise 
und mit schriftlicher Erlaubnis oder 
auf Anordnung dieser Dienststellen 
verlegt werden. 

Artikel 22 

1. Der Aufsichtsrat erläßt die Maß-
nahmen, die zur Überwachung der 
Einhaltung der Pflichten hinsichtlich 
der in eine Stillegungsliste eingetra-
genen Schiffe zu treffen sind. Diese 
Maßnahmen umfassen insbesondere 
die Hinterlegung des Fahrtenheftes 
und der sonstigen für die Schiffahrt 
erforderlichen Borddokumente. 

2. Entzieht sich der Eigentümer, 
Unternehmer oder Schiffsführer den 
Kontrollmaßnahmen, so kann sein 
Anspruch auf Stillegungsvergütung 
für verwirkt erklärt und durch Ent-
scheidung nach Maßgabe des Arti-
kels 35 die Verpflichtung begründet 
werden, eine bereits erhaltene Vergü-
tung zurückzuzahlen. 

pour éviter une surcharge des aires 
de stationnement ou des déplacements 
antiéconomiques des bateaux. Cer-
tains lieux d'immobilisation peuvent 
être situés sur des voies navigables 
autres que celles visées à l'article 4 
du présent Statut. 

4. Tout bateau à flot, armé, pourvu, 
sauf pour les barges et barges de 
navire, d'un équipage pour en assurer 
la conduite et l'entretien et pour le-
quel les cotisations ont été payées 
depuis le début de l'année civile en 
cours pour au moins 274 jours consé-
cutifs, peut être inscrit sur une des 
listes d'immobilisation ouvertes dans 
les conditions du paragraphe 2, sous 
réserve que soit acquittée une contri-
bution complémentaire égale à la dif-
férence entre les sommes déjà payées 
et le montant de la contribution an-
nuelle. 

Le propriétaire ou l'exploitant d'un 
bateau ne peut, dans le but de se 
faire reconnaître le droit à l'inscrip-
tion sur une liste d'immobilisation en 
raison d'une durée de cotisations de 
274 jours, se prévaloir d'un engage-
ment périodique souscrit dans les con-
ditions de l'article 12 dans les vingt 
et un jours précédant l'entrée en vi-
gueur d'une décision d'immobilisation. 

5. L'inscription sur une liste d'immo-
bilisation n'est valable que pour la 
période minimale prévue dans la dé-
cision d'immobilisation. 

6. Un bateau inscrit sur une liste 
d'immobilisation ne peut être ni ex-
ploité ni mis en chantier du jour de 
son inscription à la fin de son immo-
bilisation; il doit pendant cette pé-
riode rester en stationnement à l'en-
droit désigné par les sercices qui tien-
nent la liste d'immobilisation sur la-
quelle il est inscrit et ne peut être 
déplacé qu'à titre exceptionnel sur au-
torisation écrite ou sur ordre de ces 
services. 

Article 22 

1, Le Conseil de surveillance arrête 
les mesures à prendre en vue de con-
trôler le respect des obligations im-
posées à l'égard des bateaux inscrits 
sur une liste d'immobilisation. Ces 
mesures comportent en particulier le 
dépôt du carnet de bord et des autres 
documents nécessaires à la naviga-
tion. 

2. Si un propriétaire, exploitant ou 
conducteur de bateau se dérobe à 
l'application des mesures de contrôle 
ainsi décidées, il peut être déclaré 
déchu de son droit à l'indemnité d'im-
mobilisation et obligé de rembourser 
les indemnités déjà versées, par déci-
sion prise dans les conditions de l'ar-
ticle 35. 

overbelasting van de ligplaatsen of on-
economische verplaatsing van vaar-
tuigen te voorkomen. Sommige opleg

-

plaatsen kunnen ook in andere dan in 
artikel 4 van dit Statuut bedoelde 
waterwegen gelegen zijn. 

4. Ieder tot de vaart geschikt vaar-
tuig, voorzien van uitrusting, en, 
behalve voor duwbakken en zeeschip

-

bakken, van een bemanning voor de 
besturing en het onderhoud, waarvoor 
de bijdragen vanaf het begin van het 
lopende kalenderjaar voor ten minste 
274 achtereenvolgende dagen betaald 
zijn, kan in een van de overeen-
komstig lid 2 aangelegde opleglijsten 
worden opgenomen, mits een aanvul-
lende bijdrage wordt voldaan die 
gelijk is aan het verschil tussen de 
reeds betaalde bedragen en de jaar-
lijkse bijdrage. 

De eigenaar of exploitant van een 
vaartuig kan zich niet op een tijdens 
de periode van 21 dagen vóór de in-
werkingtreding van een oplegbesluit 
onder de voorwaarden van artikel 12 
aangegane verplichting voor een be-
paalde periode beroepen ten einde 
het recht te verkrijgen om wegens 
een bijdrageduur van 274 dagen in 
een opleglijst opgenomen te worden. 

5. De opneming van een vaartuig in 
een opleglijst is slechts geldig voor 
de in het oplegbesluit vastgestelde 
minimumperiode. 

6. Een in een opleglijst opgenomen 
vaartuig mag vanaf de dag van de op-
neming tot aan het einde van de 
oplegging niet worden geëxploiteerd 
of op de helling worden gezet; het 
moet gedurende deze periode blijven 
liggen op de plaats aangewezen door 
de diensten die de opleglijst bijhouden 
waarin het is opgenomen en het mag 
slechts bij wijze van uitzondering met 
schriftelijke toestemming of op bevel 
van deze diensten worden verplaatst. 

Artikel 22 

1. De Raad van toezicht stelt de 
maatregelen vast welke genomen 
moeten worden ter controle van de 
naleving van de verplichtingen, opge-
legd ten aanzien van de in een opleg-

lijst opgenomen vaartuigen. Deze 
maatregelen omvatten in het bijzon-
der de inlevering van het boordboek-
je en van de andere voor de vaart 
vereiste documenten. 

2. Indien een eigenaar, exploitant 
of bestuurder van een vaartuig zich 
onttrekt aan de controlemaatregelen 
waartoe aldus is besloten kan hij bij 
besluit overeenkomstig artikel 35 van 
zijn recht op oplegvergoeding ver-
vallen worden verklaard en tot terug-
betaling van de reeds uitgekeerde 
vergoedingen worden verplicht. 
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Artikel 23 

1. Für jedes nach den Bedingungen 
des Artikels 21 stillgelegte Schiff 
erhält der Schiffseigentümer oder 
Schiffahrtsunternehmer die tägliche 
Stillegungsvergütung nach dem Satz, 
der am Tag der Eintragung des Schif-
fes in die Stillegungsliste gilt. 

2. Der Betrag für die tägliche Stille-
gungsvergütung eines Schiffes wird 
bestimmt, indem seine nach Artikel 10 
Absatz 1 festgesetzte gleichwertige 
Tragfähigkeit oder Maschinenleistung 
mit der nach Absatz 3 festgelegten 
Grundvergütung multipliziert wird. 

3. Die Grundvergütung für Stille-
gung wird zum Zeitpunkt des Stille-
gungsbeschlusses in solcher Höhe 
festgesetzt, daß ein Anreiz für die 
Stillegung der für die Wiederherstel-
lung einer normalen Lage nötigen 
Anzahl Schiffe besteht, wobei insbe-
sondere die auf dem betreffenden 
Markt angewandten Durchschnitts-
frachten, der durchschnittliche Pro-
zentsatz der wegen der Stillegung 
entfallenden Kosten sowie die Lohn- 
und Sozialaufwendungen, für die der 
Schiffahrtsunternehmer, der ein Schiff 
stillegt, weiterhin aufkommen muß, 
berücksichtigt werden. 

4. Wird die tägliche Grundvergü

-

tung für Stillegung durch einen 
Beschluß nach Artikel 19 Absatz 3 
geändert, so wird dem Berechtigten 
bei einer Erhöhung der neue Satz vom 
Tag des Inkrafttretens dieses 
Beschlusses an gewährt; bei einer 
Senkung wird die Grundvergütung, 
die am Tag der Eintragung des Schif-
fes in die Stillegungsliste galt, bis 
zum Ablauf der im ursprünglichen 
Beschluß vorgesehenen Mindeststille-
gungszeit beibehalten. 

Artikel 24 

1. Die Stillegungsvergütung wird 
vom Fonds nach Ablauf der Stille-
gungszeit gezahlt. Dauert die Stille-
gungszeit länger als 30 Tage, so 
erfolgt die Zahlung an jedem dreißig- 
sten Tag. 
Die Stillegungsvergütung wird auf 
Antrag des Empfangsberechtigten ent-
weder in bar am Hauptsitz des Fonds 
oder am Sitz einer seiner Zweigstel-
len oder bei jeder sonstigen benann-
ten Zahlstelle nach Artikel 9 Absatz 3 
dieses Statuts oder durch Überwei-
sung auf ein Postscheck- oder Bank-
konto des Empfangsberechtigten ent-
richtet, das er zu diesem Zweck bei 
der Eintragung des Schiffes in die in 
Artikel 21 Absatz 2 genannte Stille-
gungsliste bezeichnet hat. 

2. Der Empfangsberechtigte einer 
Stillegungsvergütung verwirkt seinen 
Anspruch auf Stillegungsvergütung, 
wenn das Schiff während der Stille- 

Article 23 

1. Pour chaque bateau immobilisé 
dans les conditions visées à l'arti-
cle 21, le propriétaire ou l'exploitant 
perçoit une indemnité journalière 
d'immobilisation au taux du jour de 
l'inscription du bateau sur la liste 
d'immobilisation. 

2. Le montant de l'indemnité journa-
lière d'immobilisation est calculé pour 
chaque bateau immobilisé en multi-
pliant son tonnage équivalent ou sa 
puissance équivalente, déterminée 
dans les conditions prévues à l'arti-
cle 10, paragraphe 1, par le taux de 
base visé au paragraphe 3. 

3. Le taux de base de l'indemnité 
journalière d'immobilisation est fixé, 
au moment de la décision d'immobili-
sation, à un niveau tel que les inté-
ressés soient incités à immobiliser le 
matériel nécessaire au rétablissement 
d'une situation normale, compte tenu 
notamment des frets moyens prati-
qués sur le marché considéré, du 
pourcentage moyen des frais non en-
gagés du fait de l'immobilisation et 
des charges salariales et sociales aux-
quelles l'exploitant qui immobilise un 
bateau reste tenu. 

4. Lorsque le taux de base de l'in-
demnité journalière d'immobilisation 
est modifié par une décision arrêtée 
dans les conditions de l'article 19, pa-
ragraphe 3, l'intéressé bénéficie, en 
cas de majoration, du nouveau taux à 
compter du jour de l'entrée en vi-
gueur de cette décision; en cas de 
baisse, le taux du jour de l'inscription 
du bateau sur la liste d'immobilisation 
est maintenu jusqu'à la date d'expira-
tion de la période minimale d'immobi-
lisation prévue par la décision 
initiale. 

Article 24 

1. Le paiement de l'indemnité d'im-
mobilisation est effectué par le Fonds 
à la fin de la période d'immobilisation 
et, si cette période dépasse 30 jours, 
chaque trentième jour. 

L'indemnité d'immobilisation est paya-
ble sur demande du bénéficiaire, soit 
en espèces au siège principal du 
Fonds ou à l'une de ses succursales 
ou auprès de tout autre bureau de re-
cettes désigné conformément à l'arti-
cle 9, paragraphe 3, du présent Statut, 
soit par transfert au compte postal ou 
bancaire que le bénéficiaire aura di-
signé à cet effet lors de son inscrip-
tion sur la liste d'immobilisation visée 
à l'article 21, paragraphe 2. 

2. Le bénéficiaire d'une indemnité 
d'immobilisation est déchu de son 
droit à cette indemnité si, au cours 
de la période d'immobilisation, le ba- 

Artikel 23 

1. Voor elk overeenkomstig arti-
kel 21 opgelegd vaartuig ontvangt de 
eigenaar of exploitant een dagelijkse 
oplegvergoeding op basis van het op 
de dag van opneming van het vaar-
tuig in de opleglijste geldende tarief. 

2. Het bedrag van de dagelijkse 
oplegvergoeding wordt voor ieder 
opgelegd vaartuig berekend door het 
aantal toeequivalenten of pk-equiva-
lenten, vastgesteld overeenkomstig 
artikel 10, lid 1, te vermenigvuldigen 
met het in lid 3 hieronder bedoelde 
basistarief. 

3. Het basistarief voor de dage-
lijkse oplegvergoeding wordt op het 
ogenblik waarop het oplegbesluit 
wordt genomen op een zodanig peil 
vastgesteld dat de belanghebbenden 
worden aangespoord om zoveel vaar-
tuigen op te leggen als het herstel 
van een normale situatie vergt, daar-
bij met name rekening houdende met 
de gemiddelde vrachtprijzen op de 
betrokken markt, het gemiddelde per-
centage van de als gevolg van het 
opleggen niet gemaakte kosten, en de 
lonen en sociale lasten welke de ex-
ploitant die een vaartuig oplegt moet 
blijven betalen. 

4. Wordt het basistarief voor de 
dagelijkse oplegvergoeding gewijzigd 
door een overeenkomstig artikel 19, 
lid 3, genomen besluit dan geldt voor 
de belanghebbende in geval van ver-
hoging het nieuwe tarief vanaf de dag 
van inwerkingtreding van het besluit 
daartoe; in geval van verlaging wordt 
het op de dag van de opneming van 
het vaartuig in de opleglijst geldende 
tarief gehandhaafd tot het einde van 
de in het oorsponkelijke besluit vast-
gestelde minimum oplegperiode. 

Artikel 24 

1. De uitbetaling van de oplegver-
goeding door het Fonds geschiedt aan 
het eind van de oplegperiode en, in-
dien deze periode meer dan 30 dagen 
bedraagt, elke dertigste dag. 

De oplegvergoeding wordt op verzoek 
van de rechthebbende uitbetaald, het-
zij in contanten op de hoofdzetel van 
het Fonds of een van de bijkantoren 
of op ieder ander overeenkomstig 
artikel 9, lid 3 van dit Statuut aange-
wezen ontvangstkantoor, hetzij door 
overschrijving op de giro- of bankre-
kening die hij met dat doel heeft 
opgegeven op het ogenblik van de in-
schrijving op de in artikel 21, lid 2, 
bedoelde opleglijst. 

2. De rechthebbende op een opleg

-

vergoeding verbeurt zijn recht op 
deze vergoeding indien het vaartuig 
tijdens de oplegperiode de aan het 
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gungszeit den zu Beginn der Stille-
gung zugewiesenen Liegeplatz ohne 
Erlaubnis der zuständigen Dienststel-
len verläßt, wenn es zu gewerblichen 
Zwecken zum Laden, Löschen oder 
zur Lagerung benutzt wird oder wenn 
an ihm Reparaturen oder Überho-
lungsarbeiten vorgenommen werden, 
die über die üblicherweise erforderli-
chen Unterhaltungsarbeiten hinausge-
hen. 

3. Die in Verletzung der Bestim-
mungen dieses Statuts und seiner 
Durchführungsbestimmungen vom 
Fonds erhaltenen Stillegungsvergü-
tungen sind dem Fonds zuzüglich Zin-
sen in Höhe des in dem Staat, in dem 
der Fonds seinen Sitz hat, geltenden 
Satzes zurückzuzahlen, unbeschadet 
der Straffolgen, die dieser Verstoß 
nach sich ziehen kann. 

Artikel 25 

Die Arbeitnehmer, die Besatzungs-
mitglieder eines stillgelegten Schiffes 
sind, können nicht wegen der Stille-
gung allein entlassen werden. Jede 
unter Mißachtung dieses Verbots vor-
genommene Entlassung ist von Rechts 
wegen nichtig. 

Kapitel V 

Organisation des Fonds 

Artikel 26 

Die dem Fonds übertragenen Aufga-
ben übernehmen: 

— ein Aufsichtsrat, 

— ein Verwaltungsrat, dem ein 
Direktor zur Seite steht. 

Jedes Organ handelt nach Maßgabe 
der ihm in diesem Statut zugewiese-
nen Befugnisse. 

Abschnitt A 

Aufsichtsrat 

Artikel 27 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus je 
einem Vertreter Belgiens, Dänemarks, 
Deutschlands, Frankreichs, Italiens, 
Luxemburgs, der Niederlande, des 
Vereinigten Königreichs und der 
Schweiz sowie einem Vertreter der 
Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, der den Vorsitz 
führt; die Sekretariatsgeschäfte wer-
den von den Dienststellen der Kom-
mission der EG wahrgenommen. 
Die im vorstehenden Satz bezeichne-
ten Staaten teilen dem Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates Namen und Adres-
sen ihrer Vertreter mit, denen sie die 
erforderlichen Mandate erteilt haben, 
damit der Aufsichtsrat die anstehen-
den Entscheidungen unverzüglich 
treffen kann. 

teau quitte le lieu d'immobilisation 
désigné au début de l'immobilisation 
sans autorisation des services compé-
tents, s'il est utilisé à des fins com-
merciales pour une opération de char-
gement, déchargement, entreposage 
ou s'il fait l'objet de travaux de répa-
ration ou de révision dépassant des 
travaux d'entretien normalement né-
cessaires. 

3. Les indemnités d'immobilisation 
perçues du Fonds en violation des 
dispositions du présent Statut et de 
ses dispositions d'exécution, doivent 
lui être restituées majorées d'intérêts 
calculés au taux en vigueur suivant 
la législation de l'État où le Fonds 
a son siège principal, et sans préju-
dice des sanctions pénales qui seraient 
infligées en raison de cette violation. 

Article 25 

Les membres salariés de l'équipage 
d'un bateau immobilisé ne peuvent 
être licenciés du seul fait de l'immobi-
lisation. Tout licenciement effectué en 
contravention de cette interdiction est 
nul de plein droit. 

Chapitre V 

Organisation du Fonds 

Article 26 

La réalisation des tâches confiées 
au Fonds est assurée par 
— un Conseil de surveillance, 
— un Conseil d'administration, assisté 

d'un Directeur. 

Chaque organe agit dans les limites 
des attributions qui lui sont conférées 
par le présent Statut. 

Section A: 

Conseil de surveillance 

Article 27 

1. Le Conseil de surveillance est 
composé d'un représentant de la Bel-
gique, du Danemark, de l'Allemagne, 
de la France, de l'Italie, du Luxem-
bourg, des Pays-Bas, du Royaume-Uni 
et de la Suisse ainsi que d'un repré-
sentant de la Commission des Com-
munautés européennes qui en assume 
la présidence et dont les services as-
surent le secrétariat. 

Les États visés à l'alinéa précédent 
communiquent au Président du Con-
seil de surveillance les noms et adres-
ses de leurs représentants auxquels ils 
confèrent tous pouvoirs et mandats 
nécessaires pour permettre à ce Con-
seil de prendre sans retard les déci-
sions qui s'imposent. 

begin van de oplegging aangewezen 
oplegplaats zonder toestemming van 
de bevoegde instanties verlaat, indien 
het met commerciële oogmerken voor 
een laad-, los- of opslagverrichting 
wordt gebruikt, of indien het repara-
ties of een revisie ondergaat die ver-
der reiken dan normaal onderhoud. 

3. Van het Fonds in strijd met dit 
Statuut en de desbetreffende uitvoe-
ringsbepalingen ontvangen oplegver-
goedingen moeten aan het Fonds wor-
den terugbetaald, verhoogd met rente 
op basis van het wettelijke tarief van 
de staat waar het Fonds zijn hofdzetel 
heeft, onverminderd de strafsancties 
die op grond van de inbreuk kunnen 
worden genomen. 

Artikel 25 

Leden van de bemanning van een 
opgelegd vaartuig die in een loon

-

dienstverhouding staan, kunnen niet 
worden ontslagen op grond van de 
oplegging alleen. Ieder ontslag, dat in 
strijd met dit verbod wordt gegeven, 
is van rechtswege nietig. 

Hoofdstuk V 

Organisatie van het Fonds 

Artikel 26 

De taken waarmee het Fonds is be-
last worden uitgevoerd door 
— een Rad van toezicht, 
— een Raad van bestuur, bijgestaan 

door een directeur. 
Elk orgaan handelt binnen de grenzen 
van de hem door dit Statuut ver-
leende bevoegdheden. 

Afdeling A 

Raad van toezicht 

Artikel 27 

1. De Raad van toezicht bestaat uit 
een vertegenwoordiger van België, 
Denemarken, Duitsland, Frankrijk, 
Italië, Luxemburg, Nederland, het ver-
enigd Koninkrijk en Zwitserland, als-
ook uit een vertegenwoordiger van de 
Commissie van de Europese Gemeen-
schappen, die het voorzitterschap be-
kleedt, en wier diensten het secreta-
riaat waarnemen. 

De in vorige alinea bedoelde staten 
delen aan de voorzitter van de Raad 
van toezicht de naam en het adres 
mede van hun vertegenwoordigers die 
zij de nodige bevoegdheden en vol-
machten verlenen opdat deze Raad 
zonder uitstel de nodige besluiten kan 
nemen. 
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Jeder der vertretenen Staaten kann 
auf die Teilnahme seines Vertreters 
für eine Mindestdauer von zwei Jah-
ren verzichten. Dieser Verzicht hin-
dert nicht die Annahme von Beschlüs-
sen, die Einstimmigkeit aller Mitglie-
der erfordert. 

2. Der Generalsekretär der Zentral-
kommission für die Rheinschiffahrt 
wird eingeladen, beratend und ohne 
Stimmrecht an den Sitzungen des 
Aufsichtsrats teilzunehmen. 

3. Der Aufsichtsrat tritt aus eige-
nem Entschluß seines Vorsitzenden 
jedesmal, wenn dies erforderlich ist, 
oder auf Antrag eines seiner Mitglie-
der zusammen. 
Jedes Mitglied verfügt über eine 
Stimme. Der Vorsitzende nimmt ohne 
Stimmrecht an den Beratungen teil. 

4. Der Aufsichtsrat ist beschlußfä-
hig, wenn mindestens die Hälfte sei-
ner Mitglieder anwesend sind. 

5. Soweit nicht andere Bestimmun-
gen aus diesem Statut entgegenste-
hen, faßt der Aufsichtsrat seine 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Diese Mehr-
heit muß jedoch die befürwortenden 
Stimmen von mindestens drei der 
Vertreter folgender Staaten umfassen: 
Belgien, Deutschland, Frankreich, 
Niederlande und die Schweiz. 

6. Außer in den Fällen der Artikel 5 
Absatz 2, Artikel 7 Absatz 1 und 2, 
Artikel 10 Absatz 4, 5 und 6, Arti-
kel 11 Absatz 5 und Artikel 28 
Absatz 1 dieses Statuts hindert die 
Stimmenthaltung der anwesenden 
Mitglieder oder ihre Abwesenheit 
nicht die Beschlußfassung des Auf-
sichtsrats in Fragen, die Einstimmig-
keit voraussetzen. 

Abschnitt B 

Verwaltungsrat 

Artikel 28 

1. Die Mitglieder des Verwaltungs-
rates werden von jedem ihrer Staaten 
ernannt, und zwar jeweils vier Mit-
glieder für Deutschland, zwei Mitglie-
der für Belgien, zwei Mitglieder für 
Frankreich, ein Mitglied für Luxem-
burg, vier Mitglieder für die Nieder-
lande und zwei Mitglieder für die 
Schweiz. 

Jeder dieser Staaten nimmt die Ernen-
nung auf Vorschlag der repräsentati-
ven innerstaatlichen Berufsorganisa-
tionen der Schiffahrt vor und berück-
sichtigt dabei die Notwendigkeit, daß 
bei der Zusammensetzung des Ver-
waltungsrates die verschiedenen 
Hauptgruppen der Binnenschiffahrts-
unternehmer möglichst repräsentativ 
vertreten sind. 

Chacun des États représentés peut 
renoncer à la participation de son re-
présentant pour une durée minimale 
de deux ans. Cette renonciation ne 
peut faire obstacle à l'adoption de dé-
cisions exigeant l'unanimité de tous 
les membres. 

2. Le Secrétaire Général de la Com-
mission centrale pour la navigation 
du Rhin est invité à participer, avec 
voix consultative et sans droit de 
vote, aux réunions du Conseil de sur-
veillance. 

3. Le Conseil de surveillance se réu-
nit à l'initiative de son président, 
chaque fois qu'une nécessité le re-
quiert, ou à la demande d'un de ses 
membres. 
Chaque membre dispose d'une voix. 
Le président participe aux délibéra-
tions sans droit de vote. 

4. Le Conseil de surveillance peut 
statuer si au moins la moitié de ses 
membres sont présents. 

5. Sauf dispositions contraires au 
présent Statut, le Conseil de surveil-
lance statue à la majorité simple des 
suffrages exprimés. Cette majorité 
doit comprendre les votes favorables 
d'au moins trois des représentants des 
États suivants: Belgique, Allemagne, 
France, Pays-Bas, Suisse. 

6. Sauf dans les cas visés à l'ar-
ticle 5, paragraphe 2, l'article 7, para

-

graphes 1 et 2, l'article 10, paragraphes 
4, 5 et 6, l'article 11, paragraphe 5, et 
l'article 28, paragraphe 1, du présent 
Statut, les abstentions des membres 
présents ou leur absence ne font pas 
obstacle à l'adoption des décisions du 
Conseil de surveillance qui requièrent 
l'unanimité. 

Section B: 

Conseil d'administration 

Article 28 

1. Le Conseil d'administration est 
composé de membres nommés par 
chacun des États dont ils sont ressor-
tissants, à raison respectivement de 
quatre membres pour l'Allemagne, 
deux membres pour la Belgique, deux 
membres pour la France, un membre 
pour le Luxembourg, quatre membres 
pour les Pays-Bas et deux membres 
pour la Suisse. 
Chacun des États procède à cette no-
mination, sur proposition des organi-
sations professionnelles nationales re-
présentatives de la batellerie, en te-
nant compte de la nécessité de ren-
dre la composition du Conseil d'ad-
ministration, aussi largement que pos-
sible, représentative des différentes 
catégories essentielles de transpor-
teurs fluviaux. 

Elke vertegenwoordigde Staat kan 
voor een periode van ten minste twee 
jaar afzien van de deelneming van 
zijn vertegenwoordiger. Het afzien 
van deelneming vormt geen beletsel 
voor het nemen van besluiten waar-
voor eenparigheid van stemmen van 
al zijn leden is vereist. 

2. De Secretaris Generaal van de 
Centrale Commissie voor de Rijnvaart 
wordt uitgenodigd om, met raadge-
vende stem en zonder stemrecht, aan 
de vergaderingen van de Raad van 
toezicht deel te nemen. 

3. De Raad van toezicht komt bij-
een op initiatief van de voorzitter, 
telkens wanneer de noodzaak daartoe 
bestaat, of op verzoek van een van 
zijn leden. 

Ieder lid beschikt over één stem. De 
vorzitter neemt zonder stemrecht aan 
de besluitvorming deel. 

4. De Raad van toezicht kan beslui-
ten nemen, indien ten minste de helft 
van zijn leden aanwezig is. 

5. Behoudens andersluidende bepa-
lingen van dit Statuut neemt de Raad 
van toezicht besluiten met eenvou-
dige meerderheid van de uitgebrachte 
stemmen. Deze meerderheid moet de 
vóórstemmen omvatten van ten 
minste drie van de vertegenwoordi-
gers van de volgende staten: België, 
Duitsland, Frankrijk, Nederland en 
Zwitserland. 

6. Behalve in de gevallen bedoeld 
in artikel 5, lid 2, artikel 7, lid 1 en 2, 
artikel 10, lid 4, 5 en 6, artikel 11, 
lid 5 en artikel 28, lid 1 van dit Sta-
tuut vormt stemonthouding door aan-
wezige leden, of afwezigheid van 
leden, geen beletsel voor net nemen 
van besluiten door de Raad van toe-
zicht waarvoor eenparigheid van 
stemmen is vereist. 

Afdeling B 

Raad van bestuur 

Artikel 28 

1. De Raad van bestuur bestaat uit 
leden die door de staat waarvan zij 
onderdaan zijn worden benoemd, in 
de verhouding van respectievelijk 
vier leden voor Duitsland, twee leden 
voor België, twee leden voor Frank-
rijk, een lid voor Luxemburg, vier 
leden voor Nederland en twee leden 
voor Zwitserland. 

Iedere staat houdt bij deze op voor-
dracht van de representatieve natio-
nale beroepsorganisaties van de bin-
nenscheepvaart te verrichten benoe-
ming rekening met de noodzaak dat 
de verschillende hoofdcategorieën 
van binnenvaartondernemers zoveel 
mogelijk vertegenwoordigd moeten 
zijn in de Raad van bestuur. 
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Bei einer Ausdehnung des örtlichen 
Anwendungsbereichs dieses Statuts 
kann die Zahl der Mitglieder des Ver-
waltungsrates durch den Aufsichtsrat 
mit Einstimmigkeit aller seiner Mit-
glieder geändert werden. 

2. Die Amtsdauer der Mitglieder 
des Verwaltungsrates beträgt außer 
im Fall der Abberufung zwei Jahre. 
Nach Ablauf ihrer Amtszeit bleiben 
die Mitglieder im Amt, bis über die 
Ernennung ihres Nachfolgers oder die 
Verlängerung ihrer Amtszeit entschie-
den worden ist. 
Im Fall des Ablebens oder des Rück-
tritts eines Mitglieds oder falls die für 
die Ausübung seines Auftrags erfor-
derlichen Voraussetzungen nicht 
mehr erfüllt sind, wird für die rest-
liche Amtsdauer ein neues Mitglied 
ernannt. 

3. Der Verwaltungsrat wählt aus sei-
ner Mitte für jede Amtsdauer einen 
Vorsitzenden und einen oder mehrere 
stellvertretende Vorsitzende; der Vor-
sitzende und die stellvertretenden 
Vorsitzenden müssen verschiedener 
Staatsangehörigkeit sein. 

4. Der Verwaltungsrat tritt aus 
eigenem Entschluß seines Vorsitzen-
den oder, falls dieser verhindert ist, 
des ältesten stellvertretenden Vorsit-
zenden, so oft dies erforderlich ist, 
oder auf Antrag eines seiner Mitglie-
der zusammen, wobei die Verhand-
lungsgegenstände anzugeben sind. Er 
tritt mindestens zweimal jährlich 
zusammen. 

Die Sitzungen des Verwaltungsrates 
finden am Hauptsitz des Fonds statt, 
sofern kein anderer Sitzungsort 
bestimmt worden ist. 

5. Vorbehaltlich der Bestimmungen 
des Artikels 31 Absatz 1 werden die 
Mitglieder des Verwaltungsrates min-
destens zehn Tage vor dem Zeitpunkt 
der Sitzung durch eine schriftliche 
Einladung einberufen, in der die auf 
der Tagesordnung stehenden Gegen-
stände aufgeführt sind. Ein Beschluß 
über Gegenstände, die nicht in dieser 
Weise auf die Tagesordnung gesetzt 
worden sind, kann nicht getroffen 
werden. 
Sind alle Mitglieder des Verwaltungs-
rates anwesend oder ordnungsgemäß 
vertreten und erhebt sich kein Wider-
spruch, so kann eine Sitzung dieses 
Organs ohne Einhaltung der für seine 
Einberufung vorgesehenen Formvor-
schriften durchgeführt werden; in die-
sem Fall kann er über alle in seinen 
Zuständigkeitsbereich fallenden Ge-
genstände beraten und rechtsgültig 
Beschluß fassen. 

6. Jedes Mitglied des Verwaltungs-
rates hat eine Stimme. Ein Mitglied 
kann sich durch schriftliche Ermächti-
gung durch ein anderes Mitglied ver- 

En cas d'extension du champ d'appli-
cation territorial du présent Statut, le 
nombre des membres du Conseil d'ad-
ministration peut être modifié par le 
Conseil de surveillance statuant à 
l'unanimité de tous ses membres. 

2. Le mandat des membres du Con-
seil d'administration a une durée de 
deux ans, sauf révocation. Après l'ex-
piration de leur mandat, les membres 
restent en fonction jusqu'à la nomina-
tion de leur remplaçant ou au re-
nouvellement de leur mandat. 

En cas de décès ou de démission d'un 
membre, ou si les conditions néces-
saires à l'exercice de son mandat ne 
sont plus remplies, un nouveau mem-
bre est nommé pour la durée du man-
dat restant à courir. 

3. Le Conseil d'administration élit, 
en son sein, pour chaque durée du 
mandat, un Président et un ou plu-
sieurs vice-présidents qui doivent être 
de nationalité différente. 

4. Le Conseil d'administration se 
réunit à l'initiative de son président, 
ou en cas d'empêchement de celui-ci, 
à l'initiative de son vice-président le 
plus âgé, chaque fois qu'une nécessité 
le requiert, ou à la demande de l'un 
de ses membres, avec indication des 
questions à traiter. Il se réunit au 
moins deux fois par an. 

Les réunions du Conseil d'administra-
tion se tiennent au lieu du siège prin-
cipal du Fonds, à moins qu'il n'ait été 
décidé d'un autre lieu de réunion. 

5. Sous réserve des dispositions 
prévues à l'article 31, paragraphe 1, 
les membres du Conseil d'administra-
tion sont convoqués au moins dix 
jours avant la date de la réunion par 
une invitation écrite indiquant les ob-
jets portés à l'ordre du jour. Aucune 
décision ne peut être prise sur des 
objets qui n'ont pas été ainsi portés 
à l'ordre du jour. 

Lorsque tous les membres du Conseil 
d'administration sont présents ou va-
lablement représentés et s'il n'y a pas 
d'opposition, une réunion de cet or-
gane peut avoir lieu sans observer les 
formes prévues pour sa convocation 
et il peut délibérer et statuer valable-
ment sur tous les objets qui sont de 
son ressort. 

6. Chaque membre du Conseil d'ad-
ministration dispose d'une voix. Un 
membre peut se faire remplacer par 
un autre membre moyennant une pro- 

In geval van uitbreiding van het terri-
toriale toepassingsgebied van dit Sta-
tuut kan het aantal leden van de Raad 
van bestuur door de Raad van toe-
zicht bij met eenparigheid van stem-
men genomen besluit van al zijn 
leden worden gewijzigd. 

2. De leden van de Raad van be-
stuur worden benoemd voor twee 
jaar, behoudens revocatie. Na afloop 
van hun mandaat blijven de leden in 
functie totdat in hun vervanging is 
voorzien of hun mandaat is verlengd. 

In geval van overlijden van of onts-
lagneming door een lid, of indien de 
voorwaarden voor de uitoefening van 
diens mandaat niet meer zijn vervuld, 
wordt voor de verdere duur van het 
mandaat een nieuw lid benoemd. 

3. De Raad van bestuur kiest uit 
zijn leden, telkens voor de duur van 
het mandaat, een voorzitter en een of 
meer vice-voorzitters, die -  van ver-
schillende nationaliteit moeten zijn. 

4. De Raad van bestuur komt bijeen 
op initiatief van de voorzitter of, 
wanneer deze verhinderd is, op initia-
tief van de oudste vice-voorzitter, tel-
kens wanneer de noodzaak daartoe 
bestaat, of op verzoek van een van zij 
leden, onder opgave van de te behan-
delen punten. Hij komt ten minste 
tweemaal per jaar bijeen. 

De vergaderingen van de Raad van 
bestuur worden gehouden in de plaats 
waar zich de hoofdzetel van het 
Fonds bevindt, tenzij besloten wordt 
de vergadering elders te houden. 

5. Onverminderd de bepalingen van 
artikel 31, lid 1, worden de leden van 
de Raad van bestuur ten minste tien 
dagen voor de datum van de vergade-
ring ter bijwoning daarvan opgeroe-
pen door een schriftelijke convocatie, 
waarin de op de agenda geplaatste 
onderwerpen worden vermeld. Er 
kunnen geen besluiten worden geno-
men over onderwerpen welke niet op 
deze wijze op de agenda zijn ge-
plaatst. 
Indien alle leden van de Raad van 
bestuur aanwezig of geldig vertegen-
woordigd zijn en indien daartegen 
geen bezwaar wordt gemaakt, kan 
een vergadering van dit orgaan plaats 
vinden zonder dat de voor convocatie 
voorgeschreven vormen in acht wor-
den genomen en kan de Raad van be-
stuur geldig beraadslagen en beslui-
ten nemen over alle onderwerpen die 
tot zijn bevoegdheid behoren. 

6. Ieder lid van de Raad van be-
stuur beschikt over één stem. Een lid 
kan zich door een ander lid doen ver-
vangen door middel van een schrifte- 
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treten lassen; kein Mitglied kann 
jedoch mehr als zwei andere Mitglie-
der vertreten. 

7. Der Verwaltungsrat ist beschluß-
fähig, wenn mindestens die Hälfte sei-
ner Mitglieder anwesend oder vertre-
ten ist. Die Abstimmungen sind 
geheim, sofern nichts anderes 
beschlossen wird. 

8. Der Verwaltungsrat beschließt 
mit Zweidrittelmehrheit der abgege-
benen Stimmen. 

9. Der Verwaltungsrat bezeichnet 
die Personen, die einzeln oder 
gemeinsam die rechtsverbindliche 
Unterschrift für den Fonds leisten. 

Er kann bestimmte Befugnisse an von 
ihm aus seiner Mitte eingesetzte Aus-
schüsse übertragen, wenn der Auf-
sichtsrat zuvor einstimmig zugestimmt 
und die Bedingungen festgelegt hat. 

Abschnitt C 

Zuständigkeiten  

Artikel 29 

1. Der Aufsichtsrat wahrt das allge-
meine Interesse und wacht über die 
Einhaltung der Ziele und der Bestim-
mungen des Übereinkommens sowie 
dieses Statuts. 

2. Der Verwaltungsrat verwaltet 
den Fonds und seine Finanzen im 
Rahmen des Haushaltsplans. Er sorgt 
für die Durchführung der vom Auf-
sichtsrat gefaßten Beschlüsse. 

Artikel 30 

1. Der Verwaltungsrat unterbreitet 
dem Aufsichtsrat einen Vorschlag für 
den jährlichen Haushaltsplan des 
Fonds und für die Höhe des Grundbei-
trags. 

Der Vorschlag für den jährlichen 
Haushaltsplan enthält Voranschläge 
über den Betrag der Stillegungsvergü-
tungen und gegebenenfalls die Fest-
setzung der Grundvergütung der Still-
legung. 

Die Vorschläge sind dem Aufsichtsrat 
jährlich bis zum 31. Oktober für das 
folgende Kalenderjahr zu unterbrei-
ten. 

2. Der Aufsichtsrat beschließt über 
die Vorschläge des Verwaltungsrates. 

Er kann den Verwaltungsrat auffor-
dern, ihm unter Berücksichtigung der 
von ihm geäußerten Auffassung geän-
derte Vorschläge zu unterbreiten. 

3. Der Aufsichtsrat billigt die Jah-
resrechnungen des Fonds, die ihm bis 
zum 30. Juni des folgenden Jahres 

curation écrite; toutefois, aucun mem-
bre ne peut représenter plus de deux 
autres membres. 

7. Le Conseil d'administration peut 
statuer si au moins la moitié de ses 
membres sont présents ou représen-
tés. Les scrutins sont secrets, sauf 
décision contraire. 

8. Le Conseil d'administration statue 
à la majorité des deux tiers des suf-
frages exprimés. 

9. Le Conseil d'administration dé-
signe les personnes qui peuvent en-
gager le Fonds par leurs signatures 
individuelles ou collectives. 

Il peut déléguer certaines de ses at-
tributions à des comités restreints, 
constitués en son sein, après accord 
et dans les conditions déterminées par 
le Conseil de surveillance statuant à 
l'unanimité. 

Section C 

Compétences 

Article 29 

1. Le Conseil de surveillance est le 
garant de l'intérêt général, dans le 
respect des objectifs et des disposi-
tions de l'Accord et du présent Statut. 

2. Le Conseil d'administration as-
sure l'administration et la gestion fi-
nancière du Fonds, dans les limites 
du budget. Il veille à l'exécution des 
décisions arrêtées par le Conseil de 
surveillance.  

Article 30 

1. Le Conseil d'administration éta-
blit, à l'intention du Conseil de sur-
veillance, des propositions de budget 
annuel du Fonds ainsi que de fixation 
des taux de base des cotisations. 

La proposition du budget annuel com-
porte des prévisions sur le montant 
des indemnités d'immobilisation et, le 
cas échéant, la fixation de leur taux. 

Ces propositions sont introduites an-
nuellement auprès du Conseil de sur-
veillance, avant le 31 octobre, pour 
l'année civile suivante. 

2. Le Conseil de surveillance statue 
sur les propositions établies par le 
Conseil d'administration. 

Il peut inviter le Conseil d'adminis-
tration à lui soumettre des proposi-
tions modifiées en tenant compte des 
considérations qu'il a émises. 

3. Le Conseil de surveillance ap-
prouve les comptes annuels du Fonds 
qui lui sont soumis avant le 30 juin 

lijke volmacht; een lid kan evenwel 
niet meer dan twee andere leden ver-
tegenwoordigen. 

7. De Raad van bestuur kan beslui-
ten nemen indien ten minste de helft 
van zijn leden aanwezig of vertegen-
woordigd is. Behoudens anderslui-
dende beslissing zijn de stemmingen 
geheim. 

8. De Raad van bestuur besluit met 
een meerderheid van tweederde van 
de uitgebrachte stemmen. 

9. De Raad van bestuur wijst de 
personen aan die het Fonds door hun 
individuele of gezamenlijke handteke-
ningen kunnen verbinden. 

Hij kan bepaalde bevoegdheden over-
dragen aan uit zijn leden samenge-
stelde beperkte comités, nadat de 
Raad van toezicht hiertoe met een-
parigheid van stemmen goedkeuring 
heeft verleend en de voorwaarden 
daarvoor heeft vastgesteld. 

Afdeling C 

Bevoegdheden 

Artikel 29 

1. De Raad van toezicht is hoeder 
van het algemeen belang, met eerbie-
diging van de doelstellingen en de be-
palingen van dit Akkoord en van dit 
Statuut. 

2. De Raad van bestuur draagt zorg 
voor het bestuur en het financiële be-
heer van het Fonds, binnen de gren-
zen van de begroting. Hij ziet toe op 
de uitvoering van de door de Raad 
van toezicht genomen besluiten. 

Artikel 30 

1. De Raad van bestuur stelt ten 
behoeve van de Raad van toezicht 
voorstellen op voor de jaarlijkse be-
groting van het Fonds en voor de 
vaststelling van de basistarieven voor 
de bijdragen. 
Het voorstel voor de jaarlijkse begro-
ting omvat ramingen inzake het 
bedrag van de oplegvergoedingen en, 
in voorkomend geval, de vaststelling 
van de tarieven voor de oplegver-
goedingen. 
Deze voorstellen worden jaarlijks 
vóór 31 october bij de Raad van toe-
zicht voor het volgende kalenderjaar 
ingediend. 

2. De Raad van toezicht besluit 
over de voorstellen van de Raad van 
bestuur. 
Hij kan de Raad van bestuur uitnodi-
gen gewijzigde voorstellen in te die-
nen overeenkomstig de opvattingen 
die hij kenbaar heeft gemaakt. 

3. De Raad van toezicht keurt de 
jaarrekeningen van het Fonds, die 
hem vóór 30 juni van het daarop vol- 
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vorgelegt werden, und erteilt dem 
Verwaltungsrat Entlastung für seine 
Haushaltsführung. 

Artikel 31 

1. Der Verwaltungsrat legt unter 
Berücksichtigung der in Artikel 20 
genannten Kriterien die Zeitab-
schnitte, für die Stillegungsmaßnah-
men getroffen werden, und die Grund-
vergütungssätze fest. 
Zu diesem Zweck tritt er innerhalb von 
drei Tagen nach Absendung der Ein-
berufung zusammen. Durchschrift die-
ser Einberufung, Tagesordnung und 
alle diesbezüglichen Arbeitsdoku-
mente werden zum gleichen Zeitpunkt 
dem Vorsitzenden und den Mitglie-
dern des Aufsichtsrates übersandt. 

Die von dem Verwaltungsrat 
beschlossenen Maßnahmen werden 
dem Vorsitzenden und den Mitglie-
dern des Aufsichtsrates durch Fern-
schreiben unverzüglich mitgeteilt. 

2. Vom achten Tag ab — gerechnet 
vom Tag ihrer Übermittlung — gelten 
die so vom Verwaltungsrat beschlosse-
nen Maßnahmen als vom Aufsichtsrat 
genehmigt und werden endgültig, 
sofern kein Mitglied des Aufsichtsra-
tes Antrag auf Prüfung gestellt hat. 

Ein solcher Antrag ist nur dann gül-
tig, wenn er möglichst unter Angabe 
von Gründen, innerhalb von fünf auf 
den Beschluß des Verwaltungsrates 
nach Absatz 1 folgenden Tagen beim 
Aufsichtsratsvorsitzenden eingeht. So-
fort nach Eingang dieses Antrags gibt 
der Vorsitzende des Aufsichtsrats un-
verzüglich den Mitgliedern dieses 
Rates und dem Vorsitzenden des Ver-
waltungsrats hiervon Kenntnis. 

3. Wird ein Antrag auf Prüfung 
gemäß den Voraussetzungen nach 
Absatz 2 gestellt, entscheidet der Auf-
sichtsrat innerhalb drei Tagen, die auf 
den Ablauf der für die Einbringung 
eines Prüfungsantrages vorgesehenen 
Frist folgen. 

Der Aufsichtsrat kann: 
— entweder den Beschluß des Ver-

waltungsrates billigen oder 

— den Verwaltungsrat auffordern, 
ihm unter Berücksichtigung der 
von ihm geäußerten Auffassungen 
innerhalb einer von ihm festgeleg-
ten Frist neue Maßnahmen zu 
unterbreiten, oder 

— unmittelbar andere Stillegungs-
maßnahmen, die er für angemessen 
hält, beschließen. 

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates 
teilt die getroffenen Entscheidungen 
dem Verwaltungsrat unverzüglich mit. 

de l'année suivante, et donne dé-
charge au Conseil d'administration de 
sa gestion financière. 

Article 31 

1. Le Conseil d'administration dé-
termine, compte tenu des critères vi-
sés à l'article 20, les périodes d'im-
mobilisation et les taux des indem-
nités à octroyer. 

A cet effet, il se réunit dans un délai 
de trois jours suivant l'envoi de la 
convocation. Une copie de cette con-
vocation, l'ordre du jour de la réunion 
et tous documents y afférents sont 
adressés en même temps au Président 
et aux membres du Conseil de sur-
veillance. 

Les mesures décidées par le Conseil 
d'administration sont communiquées 
immédiatement par telex au Président 
et à chacun des membres du Conseil 
de surveillance. 

2. Les mesures ainsi décidées par 
le Conseil d'administration sont répu-
tées approuvées par le Conseil de sur-
veillance et deviennent définitives le 
huitième jour suivant la date de leur 
communication, si elles n'ont pas fait 
l'objet d'une demande d'examen de la 
part d'un des membres du Conseil de 
surveillance. 

Une telle demande, pour être valable, 
doit être reçue, accompagnée dans la 
mesure du possible de l'indication de 
ses motifs, par le Président du Conseil 
de surveillance dans les cinq jours 
suivant la décision du Conseil d'ad-
ministration visée au paragraphe 1. 
Dès réception de cette demande, le 
Président du Conseil de surveillance 
la communique immédiatement aux 
membres dudit Conseil et au Président 
du Conseil d'administration. 

3. Dans le cas d'une demande 
d'examen présentée dans les condi-
tions visées au paragraphe 2, le Con-
seil de surveillance statue dans les 
trois jours suivant l'expiration du dé-
lai de notification des demandes 
d'examen. Il peut: 

— soit approuver la décision du Con-
seil d'administration; 

— soit inviter le Conseil d'administra-
tion à lui présenter, dans un délai 
qu'il détermine, de nouvelles me-
sures en tenant compte des consi-
dérations qu'il a émises; 

— soit décider directement d'autres 
mesures d'immobilisation qu'il es-
time appropriées. 

Les décisions prises par le Conseil de 
surveillance sont immédiatement noti-
fiées par son Président au Conseil 
d'administration. 

Bende jaar moeten worden voorge-
legd, goed en verleent de Raad van 
bestuur kwijting voor het financiële 
beheer. 

Artikel 31 

1. De Raad van bestuur stelt aan de 
hand van de criteria van artikel 20 de 
oplegperioden en de tarieven voor de 
uit te keren vergoedingen vast. 

Hij komt met dit doel bijeen binnen 
drie dagen te rekenen vanaf de ver-
zending van de convocatie. Een af-
schrift van deze convocatie, de agen-
da voor de vergadering en alle hierop 
betrekking hebbende documenten 
worden tegelijkertijd ter kennis ge-
bracht van de voorzitter en de leden 
van de Raad van toezicht. 

De door de Raad van bestuur getrof-
fen maatregelen worden onverwijld 
per telexbericht ter kennis gebracht 
van de Voorzitter en elk der leden 
van de Raad van toezicht. 

2. De aldus door de Raad van 
bestuur getroffen maatregelen worden 
geacht te zijn goedgekeurd door de 
Raad van toezicht en als definitief be-
schouwd op de achtste dag volgend 
op de datum van de kennisgeving 
tenzij door één van de leden van de 
Raad van toezicht een verzoek om 
behandeling is ingediend. 

Om geldig te zijn moet een dergelijk, 
zoveel mogelijk met redenen omkleed 
verzoek zijn ontvangen door de Voor-
zitter van de Raad van toezicht bin-
nen vijf dagen te rekenen vanaf het 
in lid 1 bedoelde besluit van de Raad 
van bestuur. De Voorzitter van de 
Raad van toezicht stelt terstond na de 
ontvangst van het verzoek de leden 
van deze Raad en de Voorzitter van 
de Raad van bestuur hiervan in ken-
nis. 

3. De Raad van toezicht neemt een 
besluit over elk overeenkomstig lid 2 
ontvangen verzoek om behandeling, 
binnen drie dagen te rekenen vanaf 
de dag waarop de termijn voor de in-
diening van verzoeken om behande-
ling is verstreken. 

De Rad van toezicht kan: 
— hetzij het besluit van de Raad van 

bestuur goedkeuren; 
— hetzij de Raad van bestuur verzoe-

ken binnen een door de Raad van 
toezicht bepaalde termijn nieuwe 
maatregelen in te dienen met in-
achtneming van de opvattingen 
die hij kenbaar heeft gemaakt; 

— hetzij rechtstreeks tot andere 
oplegmaatregelen besluiten die hij 
geschikt acht. 

De Voorzitter van de Raad van toe-
zicht brengt de genomen besluiten 
onverwijld ter kennis van de Raad 
van bestuur. 
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4. Der Aufsichtsrat kann auf Grund 
der Erfahrungen die in den Absätzen 
1 bis 3 vorgeschriebenen Fristen 
ändern. 

Artikel 32 

Wird der Verwaltungsrat nicht 
tätig, so kann der Aufsichtsrat ihn 
auffordern, Bestimmungen für die 
Festsetzung oder Aufhebung der  Stil-
legungsmaßnahmen festzulegen oder 
die in Artikel 30 Absatz 1 genannten 
Vorschläge auszuarbeiten. 

Nimmt der Verwaltungsrat nicht 
innerhalb von zwanzig Tagen nach 
Eingang der Aufforderung Stellung, 
so kann der Aufsichtsrat von sich aus 
Maßnahmen treffen. Diese Frist wird 
jedoch auf sieben Tage verkürzt, 
wenn ein Beschluß über eine Maß-
nahme, die auf Grund von Artikel 31 
zu treffen ist, nicht zustande 
kommt. 

Artikel 33 

1. Der Aufsichtsrat erläßt nach 
Anhörung des Verwaltungsrates all-
gemeine Durchführungsvorschriften 
zu diesem Statut, soweit nicht bereits 
besondere Bestimmungen in diesem 
Statut enthalten sind. 

2. Der Aufsichtsrat entscheidet alle 
Fragen, für die kein anderes Organ 
des Fonds ausdrücklich für zuständig 
erklärt worden ist. 

3. Die Beschlüsse des Aufsichtsra-
tes nach Absatz 1 und 2 werden ein-
stimmig getroffen. 

Artikel 34 

1. Der Aufsichtsrat ernennt und 
entläßt auf Vorschlag des Verwal-
tungsrates den Direktor des Fonds 
und legt die Bedingungen für seine 
Einstellung sowie seinen Aufgabenbe-
reich fest. 

2. Der Direktor des Fonds führt 
unter der Aufsicht und nach den Wei-
sungen des Verwaltungsrates die täg-
liche Verwaltung und besorgt die lau-
fende finanzielle Verwaltung des 
Fonds. Er wacht über die Einhaltung 
der Beschlüsse des Verwaltungsrates 
und gegebenenfalls des Aufsichtsra-
tes, insbesondere hinsichtlich der Ein-
ziehung der Beiträge und der Auszah-
lung der Stillegungsvergütungen. Er 
sorgt für die Ausstellung und Ertei-
lung der Fahrtenhefte und Ausnahme-
bescheinigungen. 

3. Der Direktor vertritt den Fonds 
in gerichtlichen Verfahren und Ver-
waltungsverfahren. 

4. Der Direktor leitet die Sekreta-
riatsarbeiten des Verwaltungsrates 
und erstellt die Protokolle über die 
Sitzungen dieses Organs; er hält die 

4. Le Conseil de surveillance peut 
modifier, sur la base de l'expérience 
acquise, les délais prescrits en vertu 
des dispositions des paragraphes 
1à3. 

Article 32 

En cas de carence du Conseil d'ad-
ministration, le Conseil de surveillan-
ce peut l'inviter à déterminer des dis-
positions en vue de la fixation ou de 
l'abrogation de mesures d'immobilisa-
tion ou à formuler les propositions 
prévues à l'article 30, paragraphe 1. 

Si le Conseil d'administration ne 
prend pas position dans un délai de 
vingt jours à compter de la réception 
de la communication, le Conseil de 
surveillance peut prendre des mesu-
res de sa propre initiative. Ce délai 
est toutefois réduit à sept jours dans 
le cas d'une absence de décision rela-
tive à une mesure à prendre sur base 
de l'article 31. 

Article 33 

1. Le Conseil de surveillance arrête, 
après consultation du Conseil d'ad-
ministration, les dispositions généra-
les d'exécution du présent Statut, non 
prévues par des dispositions particu-
lières de celui-ci. 

2. Le Conseil de surveillance statue 
sur les questions pour lesquelles une 
compétence n'est pas expressément 
attribuée à un autre organe du Fonds. 

3. Les décisions du Conseil de sur-
veillance visées aux paragraphes 1 
et 2 sont prises à l'unanimité. 

Article 34 

1 . . Sur proposition du Conseil d'ad-
ministration, le Conseil de surveil-
lance nomme et révoque le Directeur 
du Fonds et fixe les conditions de son 
engagement et ses attributions. 

2. Sous lé contrôle et les directives 
du Conseil d'administration, le Direc-
teur du Fonds assure l'administration 
journalière et la gestion financière 
courante du Fonds. Il veille à l'appli-
cation des decisions du Conseil d'ad-
ministration et, le cas échéant, du 
Conseil de surveillance, notamment 
pour ce qui concerne la perception 
des cotisations et le versement 
des indemnités d'immobilisation. Il 
émet et délivre les carnets de bord 
et certificats d'exemption. 

3. Le Directeur représente le Fonds 
dans les procédures judiciaires et ad-
ministratives. 

4. Le Directeur assume le secréta-
riat du Conseil d'administration et 
dresse les procès-verbaux des réu-
nions de cet organe; il tient ces pro- 

4. Op grond van de opgedane erva-
ring kan de Raad van toezicht de in 
de leden 1 tot en met 3 voorgeschre-
ven termijnen wijzigen. 

Artikel 32 

Indien de Raad van bestuur in 
gebreke blijft, kan de Raad van toe-
zicht hem uitnodigen bepalingen voor 
de vaststelling of intrekking van op-
legmaatregelen op te stellen of de in 
artikel 30, lid 1, bedoelde voorstellen 
in te dienen. 

Indien de Raad van bestuur niet bin-
nen twintig dagen, te rekenen vanaf 
de ontvangst van het verzoek, zijn 
standpunt bepaalt, kan de Raad van 
toezicht op eigen initiatief maatrege-
len treffen. Deze termijn wordt echter 
teruggebracht tot zeven dagen inge-
val er geen besluit is genomen ten 
aanzien van een op grond van artikel 
31 te treffen maatregel. 

Artikel 33 

1. De Raad van toezicht stelt, na 
raadpleging van de Raad van bestuur, 
de algemene uitvoeringsbepalingen 
van dit Statuut vast, die niet door bij-
zondere bepalingen daarvan zijn gere-
geld. 

2. De Raad van toezicht besluit ten 
aanzien van aangelegenheden waar-
voor de bevoegdheid niet uitdrukke-
lijk aan een ander orgaan van het 
Fonds is toegekend. 

3. De in de leden 1 en 2 bedoelde 
besluiten van de Raad van toezicht 
worden met eenparigheid van stem-
men genomen. 

Artikel 34 

1. Op voorstel van de Raad van be-
stuur benoemt en ontslaat de Raad 
van toezicht de directeur van het 
Fonds en stelt hij de voorwaarden 
voor zijn aanstelling en zijn bevoegd-
heden vast. 

2. Onder controle en overeenkom-
stig de richtlijnen van de Raad van 
bestuur draagt de directeur van het 
Fonds zorg voor het dagelijks bestuur 
en het lopend financieel beheer van 
het Fonds. Hij ziet toe op de toepas-
sing van de besluiten van de Raad 
van bestuur en in voorkomend geval 
van de Raad van toezicht, met name 
ten aanzien van de inning van de bij-
dragen en de uitkering van de opleg

-

vergoedingen. Hij schrijft de voorge-
schreven boordboekjes en vrijstel-
lingsbewijzen uit en geeft ze af. 

3. De directeur vertegenwoordigt 
het Fonds in gerechtelijke en admini-
stratieve procedures. 

4. De directeur neemt het secreta-
riaat van de Raad van bestuur waar 
en stelt de notulen van de vergade-
ringen van dit orgaan vast; hij houdt 
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Protokolle zur Einsicht durch den 
Aufsichtsrat bereit. 

5. Der Verwaltungsrat legt unbe-
schadet der Bestimmungen von 
Absatz 1 und im Rahmen des Haus-
haltsplans des Fonds die Zahl und die 
Anstellungsbedingungen seines Perso-
nals fest. 

6. Auf das Personal finden das 
Arbeitsrecht und die Sozialvorschrif-
ten des Staates, in dem es gewöhnlich 
seine Aufgaben erfüllt, Anwendung. 

Artikel 35 

1. Der Direktor des Fonds verfügt 
die im Einzelfall anzuwendenden Ent-
scheidungen hinsichtlich der Beiträge 
und Stillegungsvergütungen. Es kann 
ihm ein Antrag gestellt werden, über 
eine Stillegungsvergütung zu ent-
scheiden. In diesem Fall hat er inner-
halb von dreißig Tagen zu entscheiden. 
Nach Ablauf dieser Frist gilt die 
Nichtbeantwortung des Antrags als 
stillschweigende Ablehnung, gegen 
die Widerspruch nach Absatz 2 erho-
ben werden kann. 

2. Gegen eine Einzelentscheidung 
oder Ablehnung eines Antrages kann 
der Betroffene Widerspruch erheben. 
Der Widerspruch ist binnen einer 
Frist von zehn vollen Tagen zu erhe-
ben; sie beginnt: 

— mit dem Tag der Benachrichtigung 
über die Entscheidung oder die 
Ablehnung des Antrags, 

— oder mit Zeitpunkt des Fristablaufs 
für die Antwort, wenn sich der 
Widerspruch 	auf eine still

-

schweigende Ablehnung nach 
Absatz 1 bezieht. 

Der Widerspruch ist schriftlich unter 
Angabe von Gründen beim Hauptsitz 
des Fonds oder bei einer seiner 
Zweigniederlassungen zu erheben. 

Die Aufgabe bei der Post am letzten 
Tag der Frist gilt als fristgerechter 
Eingang. 

3. Der fristgerecht erhobene Wider-
spruch hat aufschiebende Wirkung. Er 
wird vom Verwaltungsrat geprüft, der 
eine mit Gründen versehene Einzel-
entscheidung trifft. Diese Entschei-
dung muß innerhalb einer Frist von 
höchstens dreißig Tagen nach Eingang 
des Widerspruchs ergehen, wenn der 
Widerspruch eine Maßnahme zur 
Festsetzung einer Stillegungsvergü-
tung betrifft. Die Entscheidung wird 
dem Betroffenen mitgeteilt. 

cès-verbaux à la disposition du Con-
seil de surveillance. 

5. Sans préjudice des dispositions 
du paragraphe 1 et dans les limites 
du budget du Fonds, le Conseil d'ad-
ministration détermine le nombre et 
les conditions d'engagement des mem-
bres de son personnel. 

6. Les conditions de travail des 
membres du personnel sont régies par 
le droit du travail et la législation 
sociale de l'Etat du lieu d'exécution 
habituelle de leurs fonctions. 

Article 35 

1. Le Directeur du Fonds prend les 
décisions d'application individuelles 
concernant les cotisations et les in-
demnités d'immobilisation. Il peut 
être saisi d'une demande l'invitant à 
prendre une décision en matière d'in-
demnité d'immobilisation. Dans ce cas, 
il statue dans le délai de trente jours. 
A l'expiration de ce délai, le défaut 
de réponse à la demande vaut déci-
sion implicite de rejet susceptible de 
faire l'objet d'une réclamation au sens 
du paragraphe 2. 

2. Toute personne à l'égard de la-
quelle une décision d'application est 
notifiée ou dont la demande a été 
rejetée peut introduire une réclama-
tion contre cette décision ou contre 
ce rejet. La réclamation doit être in-
troduite dans un délai de dix jours 
qui court, 
— du jour de la notification de la 

décision ou du rejet de la de-
mande, 

— ou de la date d'expiration du délai 
de réponse, lorsque la réclamation 
porte sur une décision implicite de 
rejet au sens du paragraphe 1. 

La réclamation, qui doit comporter 
l'indication des motifs sur lesquels 
elle se fonde, doit être formulée par 
écrit et être adressée au siège princi-
pal du Fonds ou à l'une de ses suc-
cursales. 

Son dépôt à la poste le dernier jour 
du délai vaut réception dans le délai. 

3. La réclamation introduite dans les 
délais a un effet suspensif. Elle fait 
l'objet d'un examen par le Conseil 
d'administration, qui arrête une déci-
sion individuelle motivée. Cette déci-
sion doit être arrêtée dans un délai 
maximum de trente jours à compter 
de la réception de la réclamation, 
lorsque cette réclamation se rapporte 
à une mesure concernant la fixation 
d'une indemnité d'immobilisation. La 
décision est notifiée à l'intéressé. 

deze notulen ter beschikking van de 
Raad van toezicht. 

5. Onverminderd het bepaalde in lid 
1 bepaalt de Raad van bestuur, binnen 
de grenzen van de begroting van het 
Fonds, het aantal en de aanstellings-
voorwaarden van de leden van zijn 
personeel. 

6. Op de arbeidsvoorwaarden van 
de leden van het personeel zijn het 
arbeidsrecht en de sociale wetgeving 
van de staat waarin de plaats is gele-
gen waar zijn hun functies gewoon-
lijk uitoefenen van toepassing. 

Artikel 35 
1. De directeur van het Fonds 

neemt de individuele uitvoeringsbe-
sluiten met betrekking tot de bijdra-
gen en oplegvergoedingen. Bij de di

-

recteur kan een verzoek worden inge-
diend om een besluit te nemen met 
betrekking tot een oplegvergoeding. 
In dit geval beslist hij binnen een ter-
mijn van dertig dagen. Is bij het ver-
strijken van deze termijn een ant-
woord op het verzoek uitgebleven, 
dan geldt dit als een stilzwijgend be-
sluit tot afwijzing, waartegen bezwaar 
als bedoeld in lid 2 kan worden ge-
maakt. 

2. Iedere persoon, aan wie een uit-
voeringsbesluit ter kennis wordt ge-
bracht of wiens verzoek wordt afge-
wezen, kan een bezwaarschrift indie-
nen tegen dit besluit of tegen deze af-
wijzing. Dit bezwaarschrift moet wor-
den ingediend binnen een termijn van 
tien dagen, ingaande: 

— op de dag van kennisgeving van 
het besluit of van de afwijzing van 
het verzoek, 
of 

— op de dag waarop de antwoordter-
mijn verstrijkt, indien het bezwaar 
betrekking heeft op een stilzwij-
gend besluit tot afwijzing als be-
doeld in lid 1. 

Het bezwaarschrift dat de gronden 
moet bevatten waarop het berust, 
moet tot de hoofdzetel van het Fonds 
of tot een van zijn bijkantoren wor-
den gericht. 

Het bezwaarschrift geldt als tijdig in-
gediend indien het op de laatste dag 
van de gestelde termijn ter post is be-
zorgd. 

3. Een binnen de gestelde termijn 
ingediend bezwaarschrift heeft 
schorsende werking. Het wordt onder-
zocht door de Raad van bestuur, die 
een met redenen omkleed individueel 
besluit neemt. 
Wanneer het bezwaar betrekking 
heeft op een maatregel betreffende de 
vaststelling van een oplegvergoeding, 
moet dit besluit binnen ten hoogste 
dertig dagen te rekenen vanaf de ont-
vangst van het bezwaarschrift worden 
genomen. Het besluit wordt ter ken-
nis van de belanghebbende gebracht. 
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Trifft der Verwaltungsrat innerhalb 
der vorstehenden Frist keine Ent-
scheidung, so gilt dies als stillschwei-
gende Ablehnung. 

Artikel 36 

Alle Ansprüche auf Stillegungsver-
gütungen nach Artikel 23, alle Ver-
pflichtungen zur Beitragszahlung nach 
Artikel 9 bis 13 und alle Ansprüche 
auf Grund von Artikel 24 Absatz 3 
auf Rückerstattung von Vergütungen, 
die unrechtmäßig empfangen wurden, 
verjähren mit Ablauf des zweiten 
Kalenderjahres, das auf das Jahr 
folgt, in dem diese Ansprüche und 
Verpflichtungen entstanden sind. Die 
Verjährung wird durch Einleitung 
eines gerichtlichen Verfahrens unter-
brochen. 

Abschnitt D 

Rechnungsprüfung 

Artikel 37 

1. Der Aufsichtsrat bestellt für eine 
Dauer von zwei Jahren zwei unabhän-
gige Rechnungsprüfer und zwei stell-
vertretende Rechnungsprüfer, die 
weder Mitglieder dieses Organs noch 
des Verwaltungsrates noch der Direk-
tion des Fonds sein dürfen. 

2. Die Rechnungsprüfer prüfen die 
Jahresrechnungen des Fonds und 
erstatten dem Aufsichtsrat jährlich 
Bericht. 

Abschnitt E 

Sprachenregelung 

Artikel  38 

1. Die Protokolle der Sitzungen des 
Verwaltungsrates, die Einberufungen 
zu diesen Sitzungen, die den Organen 
des Fonds zur Behandlung vorgeleg-
ten Dokumente, ihre Beschlüsse allge-
meiner Tragweite sowie der Bericht 
der Rechnungsprüfer werden in deut-
scher, französischer und niederländi-
scher Sprache erstellt. Jedes Mitglied 
dieser Organe kann sich einer dieser 
Sprachen bedienen. 

2. Die Einzelentscheidungen nach 
Artikel 35 Absatz 1 und 3 sowie die 
Fahrtenhefte und Ausnahmebescheini-
gungen werden in deutscher, französi-
scher und niederländischer Sprache 
erstellt. Die Empfänger dieser Ent-
scheidungen und Dokumente verwen-
den in ihren Beziehungen zum Fonds 
eine dieser Sprachen nach ihrer 
Wahl. 

L'absence de décision du Conseil d'ad-
ministration pendant le délai visé à 
l'alinéa précédent vaut décision im-
plicite de rejet. 

Article 36 

Les droits à l'indemnité d'immobili-
sation visés à l'article 23, l'obligation 
de verser la cotisation visée aux ar-
ticles 9 à 13 ainsi que l'obligation 
de rembourser des indemnités indû-
ment perçues visée à l'article 24, para-
graphe 3, sont prescrits à l'expiration 
de la deuxième année suivant la fin 
de l'année civile au cours de laquelle 
ces droits et obligations sont nés. 
Cette prescription est interrompue par 
tout acte introductif d'une procédure 
judiciaire. 

Section D 

Contrôle des comptes 

Article 37 

1. Le Conseil de surveillance nom-
me, pour une durée de deux ans, deux 
Commissaires aux comptes indépen-
dants et deux Commissaires-uppléants 
qui ne peuvent pas être membres de 
ce Conseil, ni du Conseil d'adminis-
tration, ni de la Direction du Fonds. 

2. Les Commissaires aux comptes 
procèdent à l'examen des comptes an-
nuels du Fonds et font rapport chaque 
année au Conseil de surveillance. 

Section E 

Régime linguistique 

Article 38 

1. Les procès-verbaux des réunions 
du Conseil d'administration, les con-
vocations à ces réunions, les docu-
ments soumis aux délibérations des 
organes du Fonds, les décisions de 
portée générale adoptées par ceux-ci 
ainsi que le rapport des Commissaires 
aux comptes sont établis en langues 
allemande, française et néerlandaise. 
Chacun des membres de ces organes 
peut s'exprimer dans l'une de ces lan-
gues. 

2. Les décisions d'application indivi-
duelles prises sur base de l'article 35, 
paragraphes 1 et 3, ainsi que les car-
nets de bord et les certificats d'exemp-
tion sont établis en langues alleman-
de, française et néerlandaise. Les des-
tinataires de ces décisions et docu-
ments utilisent dans leurs rapports 
avec le Fonds l'une de ces langues à 
leur choix. 

Neemt de Raad van bestuur geen be-
sluit tijdens de in de voorgaande ali-
nea vermelde termijn, dan geldt dit 
als een stilzwijgend besluit tot afwij-
zing. 

Artikel 36 

Het recht op de in artikel 23 be-
doelde oplegvergoeding, de verplich-
ting tot betaling van de in de artike-
len 9 tot en met 13 bedoelde bijdrage, 
alsook het recht op eventuele terug-
betaling van ten onrechte ontvangen 
vergoedingen als bedoeld in arti-
kel 24, lid 3, verjaren door het verstrij-
ken van twee jaren na het einde van 
het kalenderjaar in de loop waarvan 
deze rechten en verplichtingen zijn 
ontstaan. Deze verjaring wordt ge-
stuit door ieder handeling waardoor 
een gerechtelijke procedure wordt in-
geleid. 

Afdeling D 

Nazien van de rekeningen 

Artikel 37 

1. De Raad van toezicht benoemt 
voor een ambtsperiode van twee jaar 
twee onafhankelijke balanscommis-
sarissen en twee plaatsvervangende 
commissarissen, die geen lid mogen 
zijn van deze Raad, van de Raad van 
bestuur of van de directie van het 
Fonds. 

2. De balanscommissarissen zien de 
jaarrekeningen van het Fonds na en 
brengen daarover jaarlijks verslag uit 
aan de Raad van toezicht, 

Afdeling E 

Regeling van het taalgebruik 

Artikel 38 

1. De notulen van de vergaderingen 
van de Raad van bestuur, de convoca-
ties voor deze vergaderingen, de ter 
behandeling aan de organen van het 
Fonds voorgelegde documenten, de 
door de organen van het Fonds geno-
men besluiten van algemene strek-
king, alsook het verslag van de ba-
lanscommissarissen worden opgestelt 
in het Duits, het Frans en het Neder-
lands. Ieder lid van deze organen kan 
zich in een van deze talen uitbrukken. 

2. De individuele uitvoeringsbeslui-
ten, genomen krachtens artikel 35, lid 
1 en 3 alsook de boordboekjes en 
vrijstellingsbewijzen worden opge-
steld in het Duits, het Frans en. het 
Nederlands. Degenen tot wie deze 
maatregelen en documenten zijn ge-
richt gebruiken in hun betrekkingen 
met het Fonds naar hun keuze een 
van deze talen. 
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Abschnitt F 

Inkrafttreten und Veröffentlichung 
der Beschlüsse allgemeiner Tragweite 

Artikel  39 

Die von den Organen des Fonds 
gefaßten Beschlüsse allgemeiner Trag-
weite sind in allen ihren Teilen ver-
bindlich und gelten unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und in der 
Schweiz. 
Die Beschlüsse bestimmen den Zeit-
punkt ihres Inkrafttretens. 

Artikel 40 

1. Die vom Aufsichtsrat und vom 
Verwaltungsrat nach diesem Statut 
gefaßten Beschlüsse sowie die allge-
meinen Durchführungsbestimmungen 
und die Bestimmungen zur Änderung 
dieses Statuts, die vom Aufsichtsrat 
erlassen werden, werden in den 
Amtsblättern 	der Europäischen 
Gemeinschaften und der Schweiz  ver-
öffentlicht. 

2. Der Vorsitzende des Aufsichtsra-
tes teilt die Beschlüsse über die Still-
legungszeiträume und -vergütungen 
unverzüglich den Behörden mit, die 
von den Staaten, in deren Hoheitsge-
biet sich Wasserstraßen des Fonds 
befinden, sowie von Belgien zu die-
sem Zweck bezeichnet werden. Diese 
Behörden sorgen dafür, daß die 
Beschlüsse vor ihrem Inkrafttreten in 
den Verwaltungsbüros der Häfen, an 
Verlade- und Lagerplätzen, in Frach-
tenbüros und -börsen und „tour de 
rôle"-Befrachtungskontoren sowie an 
allen sonstigen Stellen, die sie für ge-
eignet halten, angeschlagen werden. 

Der Aufsichtsrat kann andere Verfah-
ren für die Veröffentlichung dieser 
Beschlüsse festlegen. 

Kapitel VI 

Rechtsschutz 

Artikel 41 

1. Natürliche und juristische Perso-
nen, die ein rechtliches Interesse 
nachweisen, können bei den nach 
Maßgabe der Bestimmungen von 
Absatz 2 bezeichneten Gerichten 
gegen eine nach Artikel 35 Absatz 3 
ergangene Einzelentscheidung des 
Fonds Klage erheben. 
Die Klage ist zu begründen und mit 
den Unterlagen innerhalb von dreißig 
Tagen ab dem Tag der Zustellung der 
angefochtenen Entscheidung oder 
nach Ablauf der vorgesehenen Frist, 
falls keine Entscheidung getroffen 

Section F 

Effets et publicité des décisions 
de portée générale 

Article 39 

Les décisions de portée générale ar-
rêtées par les organes du Fonds sont 
obligatoires dans tous leurs éléments 
et directement applicables dans tous 
les États membres de la Communauté 
Économique Européenne et la Suisse. 

Elles entrent en vigueur à la date 
qu'elles fixent. 

Article 40 

1. Les décisions de portée générale 
arrêtées en exécution du présent Sta-
tut par le Conseil de surveillance et 
le Conseil d'administration ainsi que 
les dispositions générales d'exécution 
et les dispositions portant modifica-
tion du présent Statut arrêtées par le 
Conseil de surveillance font l'objet 
d'une publication dans les organes of-
ficiels de publication des Communau-
tés Européennes et de la Suisse. 

2. Les décisions relatives aux pério-
des et aux indemnités d'immobilisa-
tion sont immédiatement communi-
quées par le Président du Conseil de 
surveillance aux autorités nationales 
que les États sur le territoire des-
quels sont situées des voies naviga-
bles du Fonds ainsi que la Belgique 
désignent à cet effet. Ces autorités 
assurent ,que lesdites décisions soient 
affichées, avant leur entrée en vi-
gueur, dans les bureaux administratifs 
des ports, dans les aires de manuten-
tion et de stationnement, dans les bu-
reaux et bourses d'affrètement, dans 
les bureaux de tour de rôle ainsi qu'à 
tout autre endroit qu'elles jugent ap-
proprié. 
Le Conseil de surveillance peut déci-
der des modalités différentes de publi-
cité de ces décisions. 

Chapitre VI 

Contrôle juridictionnel 

Article 41 

1. Les décisions individuelles prises 
par le Fonds en application de l'ar-
ticle 35, paragraphe 3, sont suscep-
tibles d'un recours direct introduit de-
vant les juridictions déterminées dans 
les conditions du paragraphe 2 par les 
personnes physiques ou morales qui 
justifient d'un intérêt. 

Ce recours est motivé et introduit 
avec les documents justificatifs dans 
les trente jours à compter respective-
ment de la notification de la décision 
attaquée ou de l'expiration du délai 
prescrit en cas d'absence de décision 

Afdeling F 

Werking en bekendmaking 
van besluiten van algemene strekking 

Artikel 39 

De besluiten van algemene strek-
king van de organen van het Fonds 
zijn verbindend in al hun onderdelen 
en rechtstreeks toepasselijk in alle 
Lid-Staten van de Europese Economi-
sche Gemeenschap en in Zwitserland. 

Zij treden in werking op de daarin 
vastgestelde datum. 

Artikel 40 

1. De door de Raad van toezicht en 
de Raad van bestuur ter uitvoering 
van dit Statuut genomen besluiten 
van algemene strekking, alsook de 
algemene uitvoeringsbepalingen en de 
bepalingen tot wijziging van dit Sta-
tuut die door de Raad van toezicht 
worden vastgesteld, worden bekend-
gemaakt in de officiële publikatiebla-
den van de Europese Gemeenschap-
pen en van Zwitserland. 

2. De besluiten met betrekking tot 
de oplegperioden en oplegvergoedin-
gen worden door de voorzitter van de 
Raad van toezicht onmiddellijk ter 
kennis gebracht van de nationale 
instanties die daartoe zijn aangewe-
zen door de staten op wier grondge-
bied waterwegen van het Fonds zijn 
gelegen welke aan dit Statuut zijn 
onderworpen en door België. Deze 
instanties dragen er zorg voor dat 
genoemde besluiten voor hun inwer-
kingtreding worden aangeplakt in de 
havenkantoren, de laad-, lig-en los-
plaatsen, de bevrachtingskantoren en 
-beurzen, de vrachtverdelingskanto-
ren en iedere andere door hen dien-
stig geachte plaats. 

De Raad van toezicht kan besluiten 
tot andere wijzen van bekendmaking 
van deze besluiten. 

Hoofdstuk VI 

Rechterlijke controle 

Artikel 41 

1. Tegen individuele besluiten van 
het Fonds genomen op grond van arti-
kel 35, lid 3, kan door natuurlijke of 
rechtspersonen, die aantonen daarbij 
een belang te hebben, rechtstreeks 
beroep worden ingesteld bij de ove-
reenkomstig lid 2 aangewezen recht-
erlijke instanties. 

Dit beroep dient, met redenen 
omkleed en vergezeld van bewijs-
stukken, te worden ingesteld binnen 
30 dagen te rekenen vanaf de kennis-
geving van het bestreden besluit of 
vanaf het verstrijken van de voorge- 
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wurde und somit eine stillschwei-
gende Ablehnung vorliegt, einzurei-
chen. Sie hat gegenüber der angefoch-
tenen Entscheidung keine aufschie-
bende Wirkung. 

2. Die Staaten, in deren Hoheitsge-
biet der Fonds seinen Hauptsitz oder 
eine Zweigniederlassung hat, bezeich-
nen die Gerichte, die für die in 
Absatz 1 genannten Klagen zuständig 
sind. In denjenigen Staaten, in denen 
nach der Revidierten Rheinschiffahrts-
akte vom 17. Oktober 1868 bzw. dem 
deutsch-französisch-luxemburgischen 
Vertrag vom 27. Oktober 1956 über 
die Schiffbarmachung der Mosel 
Rhein- oder Moselschiffahrtsgerichte 
eingesetzt sind, können diese 
Gerichte für solche Klagen für zustän-
dig erklärt werden. 

Für diese Klagen gelten die Verfah-
rensregeln der Gerichte, bei denen sie 
erhoben werden. 

3. Klagen nach Absatz 1 sind am 
Ort des Hauptsitzes des Fonds oder 
im Fall von Personen, die ihren 
Wohnsitz oder Sitz in einem Staat 
haben, in dem eine Zweigniederlas-
sung des Fonds errichtet ist, bei dem 
Gericht zu erheben, in dessen örtli-
cher Zuständigkeit sich der Ort dieser 
Zweigniederlassung befindet. 

Artikel 42 

1. Zur Wahrung des Rechts bei der 
Auslegung und Anwendung des Über-
einkommens und dieses Statuts wird 
ein Gericht eingesetzt, das „Gericht 
des Fonds" genannt wird. 

2. Das Gericht des Fonds besteht 
aus sieben Richtern, von denen einer 
von der Schweiz und die übrigen 
sechs von den anderen Vertragschlie-
ßenden Parteien gemeinsam für einen 
Zeitraum von fünf Jahren bestellt 
werden. Die Richter wählen aus ihrer 
Mitte den Vorsitzenden des Gerichts 
des Fonds. 

Bei Ableben oder Rücktritt eines 
Richters während des Zeitraums, für 
den er bestellt worden ist, wird sein 
Amt für die verbleibende Amtszeit neu 
besetzt. 

3. Das Gericht des Fonds übt seine 
Tätigkeit nicht ständig aus. Es tritt 
auf Einberufung seines Vorsitzenden 
zusammen, um über die eingereichten 
Klagen zu entscheiden. 

4. Das Gericht des Fonds legt die 
für seine Arbeitsweise erforderlichen 
Bestimmungen fest. Diese Bestimmun-
gen erstrecken sich insbesondere auf 
die Regeln für die Organisation seiner 
Arbeiten sowie auf seine Verfahrens- 

valant décision implicite de rejet. Il 
n'a pas d'effet suspensif à l'égard de 
la décision attaquée. 

2. Les États sur le territoire des-
quels est situé le siège principal ou 
une succursale du Fonds désignent les 
juridictions compétentes pour connaî-
tre des recours visés au paragraphe 1. 
Pour ceux de ces États où sont éta-
blis des tribunaux pour la navigation 
du Rhin ou de la Moselle prévus res-
pectivement 

 
 par la Convention révi-

sée pour la navigation du Rhin du 
17 octobre 1868 et par la Convention 
franco-germano-luxembourgeoise du 
27 octobre 1956 au sujet de la canali-
sation de la Moselle, ces tribunaux 
peuvent être déclarés compétents 
pour connaître de tels recours. 

Ces recours sont soumis aux règles 
de procédure en vigueur devant les 
juridictions où ils sont introduits. 

3. Le recours visé au paragraphe 1 
est introduit au lieu du siège principal 
du Fonds, ou, pour les personnes 
ayant un domicile ou siège dans un 
État où une succursale du Fonds est 
établie, auprès de la juridiction dont 
la compétence territoriale couvre le 
lieu de cette succursale. 

Article 42 

1. Pour assurer le respect du droit 
dans l'interprétation et l'application 
de l'Accord et du présent Statut, il est 
institué une juridiction dénommée 
«Tribunal du Fonds». 

2. Le Tribunal du Fonds est formé 
de sept juges, désignés pour une pé-
riode de cinq années à raison de un 
juge à désigner par la Suisse et six 
autres juges à désigner par l'ensem-
ble des autres Parties contractantes. 
Les juges désignent parmi eux le pré-
sident du Tribunal du Fonds. 

En cas de décès ou de démission d'un 
juge au cours de la période pour la-
quelle il a été désigné, il est pourvu à 
son remplacement pour la durée de 
cette période restant à courir. 

3. Le Tribunal du Fonds ne demeure 
pas en fonction de manière perma-
nente. Il siège, sur convocation de 
son président, pour connaître des re-
cours dont il est saisi. 

4. Le Tribunal du Fonds établit les 
dispositions nécessaires à son fonc-
tionnement. Ces dispositions portent 
notamment sur les règles d'organisa-
tion de ses travaux et sur ses règles 
de procédure, ainsi que sur les garan- 

schreven termijn, wanneer geen bes-
luit is genomen en zulks geldt als een 
stilzwijgend besluit tot afwijzing. Het 
beroep heeft geen schorsende wer-
king ten aanzien van het bestreden 
besluit. 

2. De staten op wier grondgebied 
de hoofdzetel of een bijkantoor van 
het Fonds gevestigd is wijzen de 
rechterlijke instanties aan die 
bevoegd zijn om kennis te nemen van 
een beroep als bedoeld in lid 1. Voor 
staten waarin Rijnvaart- of Moezel-
vaartrechtbanken gevestigd zijn ove-
reenkomstig respektievelijk de Her-
ziene Rijnvaartakte van 17 october 
1868 en de Frans-Duits-Luxemburgse 
Overeenkomst van 27 october 1956 
betreffende de kanalisatie van de 
Moezel kunnen deze rechtsbarken 
bevoegd worden verklaard om van 
een dergelijk beroep kennis te nemen. 

Dit beroep is onderworpen aan de 
procedureregels die gelden voor de 
rechterlijke instantie waarbij het 
wordt ingesteld. 

3. Het beroep als bedoeld in lid 1 
wordt ingesteld in de plaats waar het 
Fonds zijn hoofdzetel heeft dan wel 
voor personen met domicilie of zetel 
in een staat waar een bijkantoor van 
het Fonds is gevestigd, bij de rechter-
lijke instantie in wier rechtsgebied 
het bijkantoor gevestigd is. 

Artikel 42 

1. Ter verzekering van de eerbiedi-
ging van het recht bij de uitlegging 
en toepassing van het Akkoord en 
van dit Statuut wordt een rechterlijke 
instantie ingesteld, „Rechtbank van 
het Fonds" geheten. 

2. De Rechtbank van het Fonds be-
staat uit zeven rechters, die worden 
aangewezen voor een periode van vijf 
jaar in de verhouding van een rechter 
aan te wijzen door Zwitserland en zes 
andere rechters aan te wijzen door de 
gezamenlijke andere akkoordslui-
tende partijen. De rechters kiezen uit 
hun midden de President van de Recht-
bank van het Fonds. 
In geval van overlijden van of onts-
lagneming door een rechter tijdens de 
periode waarvoor hij is aangewezen, 
wordt voor de verdere duur van deze 
periode in zijn vervanging voorzien. 

3. De Rechtbank van het Fonds is 
niet permanent in functie. Zijn wordt 
in zitting bijeen geroepen door haar 
President teneinde kennis te nemen 
van de beroepen die bij haar zijn 
ingesteld. 

4. De Rechtbank van het Fonds 
stelt de bepalingen vast die voor haar 
werking nodig zijn. Deze bepalingen 
hebben met name betrekking op de 
organisatie van de werkzaamheden 
van de Rechtbank en op de proces- 
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regeln, aber auch auf die Garantien 
bezüglich der Unparteilichkeit von 
Richtern und der Immunität gegen 
gerichtliche Verfolgung hinsichtlich 
ihrer in amtlicher Eigenschaft vorge-
nommenen Handlungen. 
Es bestimmt den Ort seines Sitzes 
nach Maßgabe der Vorschläge, die 
ihm von den Vertragschließenden 
Parteien hierzu gemacht werden kön-
nen. 

5. Die Urteile des Gerichts des 
Fonds sind mit Gründen zu versehen. 

6. Für die Anrufung des Gerichts 
des Fonds werden von den Parteien 
keine Gerichtskosten erhoben. 

Artikel  43 

1. Das Gericht des Fonds überwacht 
die Rechtmäßigkeit des Handelns der 
Organe des Fonds. Zu diesem Zweck 
ist es für Klagen zuständig, die einer 
der Staaten, in dessen Hoheitsgebiet 
dieses Statut rechtsverbindlich ist, 
oder die Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften wegen Unzu-
ständigkeit, Verletzung wesentlicher 
Formvorschriften, Verletzung des 
Übereinkommens oder dieses Statuts 
oder einer bei ihrer Durchführung 
anzuwendenden Rechtsnorm oder 
wegen Ermessensmißbrauchs erhebt. 

Die Klagen sind binnen eines Monats 
nach der Bekanntgabe der Handlung 
zu erheben. 

Ist die Klage begründet, so erklärt 
das Gericht des Fonds die angefoch-
tene Handlung für nichtig. Das 
Gericht des Fonds bezeichnet, falls es 
dies für notwendig hält, diejenigen 
Wirkungen der für nichtig erklärten 
Handlung, die als fortgeltend zu 
betrachten sind. 

2. Unterläßt es der Aufsichtsrat 
unter Verletzung des Übereinkom-
mens oder dieses Statuts, einen 
Beschluß zu fassen, so können die 
Staaten, in deren Hoheitsgebiet dieses 
Statut rechtsverbindlich ist, und die 
Kommission 	der 	Europäischen 
Gemeinschaften beim Gericht des 
Fonds Klage auf Feststellung einer 
solchen Verletzung beantragen. Diese 
Klage ist nur zulässig, wenn der Auf-
sichtsrat zuvor aufgefordert worden 
ist, tätig zu werden. Hat der Auf-
sichtsrat binnen 'eines Monats nach 
dieser Aufforderung nicht Stellung 
genommen, so kann die Klage inner-
halb einer weiteren Frist von einem 
Monat erhoben werden. 

3. Das Organ des Fonds, dem die 
für nichtig erklärte Handlung zur Last 
fällt oder dessen Untätigkeit als 
gegen das Übereinkommen oder die-
ses Statut verstoßend erklärt worden 

ties relatives à l'impartialité des juges 
et l'immunité dont ils jouissent pour 
les actes accomplis en leur qualité of-
ficielle. 

Il détermine le lieu de son siège, en 
fonction des facilités qui pourront lui 
être offertes par les Parties contrac-
tantes à ce propos. 

5. Les jugements du Tribunal du 
Fonds sont motivés. 

6. Les frais de fonctionnement du 
Tribunal du Fonds ne peuvent faire 
l'objet de dépens à charge des parties. 

Article 43 

1. Le Tribunal du Fonds contrôle la 
légalité des actes des organes du 
Fonds. A cet effet, il est compétent 
pour se prononcer sur les recours 
pour incompétence, violation des for-
mes substantielles, violation de l'Ac-
cord ou du présent Statut ou de toute 
règle de droit relative à leur applica-
tion, ou détournement de pouvoirs, 
formés par l'un des États sur le terri-
toire duquel le présent Statut a force 
obligatoire ou par la Commission des 
Communautés Européennes. 

Ces recours doivent être formés dans 
un délai d'un mois à compter de la 
publication de l'acte. 

Si le recours est fondé, le Tribunal du 
Fonds déclare nul et non avenu l'acte 
contesté. Toutefois, le Tribunal du 
Fonds indique, s'il estime nécessaire, 
ceux des effets des actes annulés qui 
doivent être considérés comme défi-
nitifs. 

2. Dans le cas où, en violation de 
l'Accord ou du présent Statut, le Con-
seil de surveillance s'abstient de pren-
dre des décisions, les etats sur le ter-
ritoire desquels le présent Statut a 
force obligatoire et la Commission des 
Communautés européennes peuvent 
saisir le Tribunal du Fonds en vue de 
faire constater cette violation. Ce re-
cours n'est recevable que si le Con-
seil de surveillance a été préalable-
ment invité à agir. Si à l'expiration 
d'un délai d'un mois à compter de cet-
te invitation, le Conseil de surveillan-
ce n'a pas pris position, le recours 
peut être formé dans un nouveau dé-
lai d'un mois. 

3. L'organe du Fonds dont émane 
l'acte annulé ou dont l'abstention a 
été déclarée contraire à l'Accord ou 
au présent Statut est tenu de prendre 
les mesures que comporte l'exécution 

voering alsmede op de waarborgen 
voor de onpartijdigheid van de rech-
ters en de immuniteit waarvan zij 
genieten voor hetgeen zij in hun offi-
ciële hoedanigheid hebben gedaan. 

De Rechtbank van het Fonds duidt de 
plaats aan waar zij zitting houdt aan 
de hand van de faciliteiten die de 
akkordsluitende partijen haar in dit 
verband kunnen bieden. 

5. De vonnissen van de Rechtbank 
van het Fonds worden met redenen 
omkleed. 

6. De werkingskosten van de Recht-
bank van het Fonds mogen niet als 
onkosten aan de partijen in rekening 
gebracht worden. 

Artikel 43 

1. De Rechtbank van het Fonds 
gaat de wettigheid na van de hande-
lingen van de organen van het Fonds. 
Te dien einde is zij bevoegd uitspraak 
te doen inzake elk door een staat op 
wiens grondgebied dit Statuut bin-
dende kracht heeft of door de Com-
missie van de Europese Gemeen-
schappen ingesteld beroep wegens 
onbevoegdheid, schending van wezen-
lijke vormvorschriften, schending van 
het akkoord of van dit Statuut, of van 
enige rechtsregel met betrekking tot 
hun toepassing, dan wel wegens mis-
bruik van bevoegdheid. 

Deze beroepen moeten worden inge-
steld binnen een maand te rekenen 
vanaf de dag van bekendmaking van 
de handeling. 

Indien het beroep gegrond is, wordt 
de betwiste handeling door de Recht-
bank van het Fonds nietig verklaard. 
De Rechtbank wijst evenwel, zo zij 
dit nodig oordeelt, die gevolgen van 
de vernietigde handeling aan, welke 
als gehandhaafd moeten worden 
beschouwd. 

2. In geval de Raad van toezicht in 
strijd met het Akkoord of met dit 
Statuut nalaat een besluit te nemen, 
kunnen de staten op wier grondge-
bied dit Statuut bindende kracht heeft 
en de Commissie van de Europese 
Gemeenschappen zich tot de Recht-
bank van het Fonds wenden om deze 
schending te doen vaststellen. Dit be-
roep is slechts ontvankelijk indiende 
Raad van toezicht vooraf tot handelen 
is uitgenodigd. Indien de Raad van 
toezicht na een maand, te rekenen 
vanaf de uitnodiging, nog geen stand-
punt heeft bepaald, kan het beroep 
worden ingesteld binnen een nieuwe 
termijn van een maand. 

3. Het orgaan van het Fonds dat de 
vernietigde handeling heeft verricht 
of welks nalatigheid strijdig met het 
Akkoord of met dit Statuut is ver-
klaard, is gehouden de maatregelen te 
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ist, hat die sich aus dem Urteil des 
Gerichts des Fonds ergebenden Maß-
nahmen zu ergreifen. 

4. Die gemäß Absatz 1 beim Gericht 
des Fonds erhobenen Klagen haben 
keine aufschiebende Wirkung. Das 
Gericht des Fonds kann jedoch, wenn 
es dies den Umständen nach für nötig 
hält, die Durchführung der angefoch-
tenen Handlung aussetzen. 

Artikel 44 

Das Gericht des Fonds entscheidet 
im Wege der Vorabentscheidung über 
die Auslegung des Übereinkommens 
und dieses Statuts sowie über die 
Gültigkeit und die Auslegung der von 
den Organen des Fonds getroffenen 
Entscheidungen, um die einheitliche 
Anwendung dieser Bestimmungen in 
allen betreffenden Staaten zu gewähr-
leisten. 

Wird eine derartige Frage einem [Be-
rufungs-] 1) -gericht eines der Staaten 
gestellt, in dem dieses Statut rechts-
verbindlich ist, und hält dieses 
Gericht eine Entscheidung darüber 
zum Erlaß seines Urteils für erforder-
lich, so kann es diese Frage dem 
Gericht des Fonds zur Entscheidung 
vorlegen. 

[Wird eine derartige Frage in einem 
schwebenden Verfahren bei einem 
einzelstaatlichen Gericht gestellt, des-
sen Entscheidungen selbst nicht mehr 
mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen 
Rechts angefochten werden können, 
so ist dieses Gericht zur Anrufung 
des Gerichtes des Fonds verpflich-
tet] 1 ). 

Artikel 45 

Jeder der im Aufsichtsrat vertrete-
nen Staaten und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften können, 
nachdem die Frage im Aufsichtsrat 
behandelt worden ist, mit dem Ziel zu 
einer Verständigungslösung zu gelan-
gen, das Gericht des Fonds anrufen, 
wenn sie der Auffassung sind, daß 
einer der Staaten, in dessen Hoheits-
gebiet dieses Statut rechtsverbindlich 
ist, gegen eine Verpflichtung aus dem 
Übereinkommen oder aus diesem Sta-
tut verstoßen hat. 

Stellt das Gericht des Fonds einen 
derartigen Verstoß fest, so hat der 
betreffende Staat die Maßnahmen zu 
ergreifen, die sich aus dem Urteil des 
Gerichts des Fonds ergeben. 

1) Vorbehalte der Delegation der Schweiz. 

du jugement du Tribunal du Fonds. 

4. Les recours formés devant le Tri-
bunal du Fonds en vertu du paragra-
phe 1 n'ont pas d'effet suspensif. Tou-
tefois, le Tribunal du Fonds peut, s'il 
estime que les circonstances l'exigent, 
ordonner le sursis à l'exécution de 
l'acte attaqué. 

Article 44 

Le Tribunal du Fonds est compétent 
pour statuer, à titre préjudiciel, sur 
l'interprétation de l'Accord et du pré-
sent Statut ainsi que sur la validité et 
l'interprétation des décisions prises 
par les organes du Fonds, en vue d'as-
surer l'application uniforme de ces 
dispositions dans l'ensemble des États 
concernés. 

Lorsqu'une telle question est soulevée 
devant une juridiction [d'appel] 1) 
d'un des États sur le territoire duquel 
le présent Statut a force obligatoire, 
cette juridiction peut, si elle estime 
qu'une décision sur ce point est né-
cessaire pour rendre son jugement, 
demander au Tribunal du Fonds de 
statuer sur cette question. 

[Lorsqu'une telle question est soule-
vée dans une affaire pendante devant 
une juridiction nationale dont les dé-
cisions ne sont pas susceptibles d'un 
recours juridictionnel de droit inter-
ne, cettè juridiction est tenue de sai-
sir le Tribunal du Fonds] 1). 

Article 45 

Chacun des États représentés au 
Conseil de surveillance ainsi que la 
Commission des Communautés euro-
péennes peut, après avoir évoqué la 
question au sein de ce Conseil en vue 
de dégager une solution de concilia-
tion, saisir le Tribunal du Fonds s'il 
estime que l'un des États sur le terri-
toire duquel le présent Statut a force 
obligatoire a manqué à une des obli-
gations qui lui incombent en vertu de 
l'Accord ou du présent Statut. 

Si le Tribunal du Fonds reconnaît un 
tel manquement, l'État en cause est 
tenu de prendre les mesures que com-
porte l'exécution du jugement du Tri-
bunal du Fonds. 

1) Réserves de la délégation suisse. 

nemen welke nodig zijn ter uitvoe-
ring van het vonnis van de Rechtbank 
van het Fonds. 

4. Een krachtens lid 1 bij de Recht-
bank van het Fonds ingesteld beroep 
heeft geen schorsende werking. 
Nochtans kan de Rechtbank van het 
Fonds, indien zij oordeelt dat de om-
standigheden zulks vereisen, de 
opschorting van de uitvoering van de 
bestreden handeling bevelen. 

Artikel 44 

De rechtbank van het Fonds is 
bevoegd bij wijze van prejudiciële 
beslissing een uitspraak te  doen  over 
de uitlegging van het Akkoord en van 
dit Statuut, alsook over de geldigheid 
en de uitlegging van de door de orga-
nen van het Fonds genomen beslui-
ten, teneinde de uniforme uitlegging 
van deze bepalingen in alle betrokken 
staten te verzekeren. 

Indien een zodanig verzoek aanhan-
gig wordt gemaakt bij een [in beroep 
rechtsprekende] 1) rechterlijke instan-
tie van een der Staten op wiens 
grondgebied dit Statuut bindende 
kracht heeft, kan deze instantie, voor 
zover zij oordeelt dat zij een beslissing 
op dit punt nodig heeft om vonnis te 
kunnen wijzen, aan de Rechtbank van 
het Fonds vragen een uitspraak te 
doen. 

[Indien een zodanig verzoek gedaan 
wordt in een zaak die bij een natio-
nale rechterlijke instantie aanhangig 
wordt gemaakt waarvan de beslissin-
gen volgens het nationale recht niet 
vatbaar zijn voor een hogere voor-
ziening, is deze instantie gehouden 
zich tot de Rechtbank van het Fonds 
te wenden] 1 ) 

Artikel 45 

Iedere in de Raad van toezicht ver-
tegenwoordigde staat alsmede de 
Commissie van de Europese Gemeen-
schappen kan, na de zaak in deze 
Raad aan de orde te hebben gesteld 
ten einde een verzoening tot stand te 
brengen, zich tot de Rechtbank van 
het Fonds wenden indien een van de 
Staten op wiens grondgebied dit Sta-
tuut bindende kracht heeft naar zijn 
oordeel een uit hoofde van het 
Akkoord of van dit Statuut op hem 
rustende verplichting niet is nageko-
men. 

Indien de Rechtbank oordeelt dat de 
betrokken staat een dergelijke ver-
plichting niet is nagekomen is deze 
staat gehouden de maatregelen te 
nemen welke nodig zijn ter uitvoe-
ring van het vonnis van de Rechtbank 
van het Fonds. 

1) Voorbehoud van de Zwitserse delegatie. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/5709 

Kapitel VII 

Durchführung der Entscheidungen, 
Beteiligung der einzelstaatlichen 
Behörden und Strafbestimmungen 

Artikel 46 

1. Die Entscheidungen der Organe 
des Fonds, gegen die kein Wider-
spruch und keine Klage erhoben wer-
den kann und die auf Grund dieses 
Statuts eine Zahlungsverpflichtung zu 
Lasten des Eigentümers oder Unter-
nehmers des Schiffes beinhalten, sind 
unmittelbar vollstreckbar und werden 
in jedem Staat, in dessen Hoheitsge-
biet dieses Statut rechtsverbindlich 
ist, anerkannt. 

2. Die Zwangsvollstreckung erfolgt 
nach den in dem Staat, in dessen 
Hoheitsgebiet sie betrieben wird, gel-
tenden Verfahrensvorschriften. Die 
Vollstreckungsklausel wird nach 
einer Prüfung, die sich lediglich auf 
die Echtheit des Titels erstrecken 
darf, von den zuständigen einzelstaat-
lichen Behörden erteilt. 

3. Für die Prüfung der Ordnungsmä-
ßigkeit der Vollstreckungsmaßnahmen 
sind die einzelstaatlichen Rechtspre-
chungsorgane zuständig. 

Artikel 47 

1. Der Fonds kann zur Anwendung 
der Bestimmungen dieses Statuts und 
der zu seiner Durchführung getroffe-
nen Entscheidungen sowie zur Über-
wachung ihrer Einhaltung die Amts-
hilfe der Verwaltungsbehörden der 
Staaten, in deren Hoheitsgebiet dieses 
Statut rechtsverbindlich ist, nach 
gemeinsam zu vereinbarenden Bedin-
gungen beantragen. 

2. Die Verwaltungsbehörden der 
Staaten, in deren Hoheitsgebiet dieses 
Statut rechtsverbindlich ist, und der 
Fonds übermitteln einander auf 
Antrag alle für die Anwendung dieses 
Statuts als notwendig geltenden Infor-
mationen über die Schiffe, die unter 
dieses Statut fallen. 

Der Fonds übermittelt den Verwal-
tungsbehörden der Staaten, in deren 
Hoheitsgebiet dieses Statut rechtsver-
bindlich ist, auf deren Antrag vor 
dem 1. März eines jeden Jahres 
Abschriften der auf den Namen aus-
gestellten Kassenabrechnungen des 
Vorjahres, und die Anschrift der Mit-
glieder des Verwaltungsrates und des 
Personals des Fonds sowie der Schiffs-
eigentümer oder Schiffahrtsunterneh-
mer, die ihren steuerlichen Wohnsitz 
in dem Staat, der den Antrag stellt, 
haben, wobei der Verwendungszweck 
der zugunsten der Interessenten gelei-
steten Zahlungen angegeben wird. 

Artikel 48 

1. Die Staaten, in deren Hoheitsge-
biet der Fonds seinen Hauptsitz oder 

Chapitre VII 

Exécution des décisions, 
assistance des administrations 

nationales et sanctions 

Article 46 

1. Les décisions des organes du 
Fonds qui ne sont plus susceptibles 
de réclamation ni de recours et qui 
comportent une obligation pécuniaire 
à la charge du propriétaire ou exploi-
tant d'un bateau en vertu du présent 
Statut, forment titre exécutoire et sont 
reconnues comme tels dans chacun 
des États sur le territoire desquels le 
présent Statut a force obligatoire. 

2. L'exécution forcée est régie par 
les règles de procédure en vigueur 
dans l'État sur le territoire duquel 
elle -a lieu. La formule exécutoire est 
apposée, sans autre contrôle que celui 
de la vérification de l'authenticité du 
titre, par l'autorité nationale compé-
tente à cet effet. 

3. Le contrôle de la régularité des 
mesures d'exécution relève de la com-
pétence des juridictions nationales. 

Article 47 

1. Le Fonds peut, pour l'application 
des dispositions du présent Statut et 
des décisions qu'il prend en vue de 
son exécution et pour en contrôler le 
respect, demander l'assistance des ad-
ministrations publiques des États sur 
le territoire desquels le présent Statut 
a force obligatoire dans les conditions 
à déterminer de commun accord. 

2. Les administrations publiques des 
États sur le territoire desquels le pré-
sent Statut a force obligatoire et le 
Fonds se communiquent, sur demande, 
toutes informations concernant les ba-
teaux soumis au présent Statut, qui 
s'avèrent nécessaires pour l'applica-
tion dudit Statut. 

Avant le 1 er mars de chaque année, 
le Fonds communique, à leur deman-
de, aux administrations publiques des 
États sur le territoire desquels le pré-
sent Statut a force obligatoire, copies 
des décomptes de caisse de l'année 
précédente, établis aux noms et adres-
ses des membres du Conseil d'admi-
nistration et du personnel du Fonds 
ainsi que des propriétaires ou exploi-
tants de bateaux ayant leur domicile 
fiscal dans l'Etat demandeur et men-
tionnant l'objet des versements effec-
tués au profit des intéressés. 

Article 48 

I. Les États sur le territoire des-
quels est établi le siège principal ou 

Hoofdstuk VII 

Tenuitvoerlegging van besluiten, 
bijstand van de nationale 
overheden en sancties 

Artikel 46 

1. De besluiten van de organen van 
het Fonds, welke niet meer vatbaar 
zijn voor een bezwaarschrift of 
beroep en welke voor een eigenaar of 
exploitant van een vaartuig krachtens 
dit Statuut een geldelijke verplichting 
inhouden, vormen executoriale titel 
en worden in iedere staat op wiens 
grondgebied dit Statuut bindende 
kracht heeft als zodanig erkend. 

2. De gedwongen tenuitvoerlegging 
geschiedt volgens de processuele 
regels die van kracht zijn in de staat 
op wiens grondgebied zij plaatsvindt. 
Het exequatur wordt, zonder andere 
controle dan de verificatie van de 
authenticiteit van de titel, aange-
bracht door de daartoe bevoegde 
nationale autoriteit. 
3. De controle van de regelmatig-

heid van de tenuitvoerlegging valt 
onder de bevoegdheid van de natio-
nale rechter. 

Artikel 47 

1. Het Fonds kan, voor de toepas-
sing van dit Statuut en van de desbe-
treffende door hem genomen uitvoe-
ringsbesluiten alsmede voor het toe-
zicht op de naleving daarvan, onder 
in onderlinge overeenstemming te 
bepalen voorwaarden om de bijstand 
verzoeken van de overheden van de 
staten op wier grondgebied dit Sta-
tuut bindende kracht heeft. 

2. De overheden van de Staten op 
wier grondgebied dit Statuut binden-
de kracht heeft, en het Fonds, ver-
strekken elkaar desgevraagd alle 
inlichtingen betreffende de aan dit 
Statuut onderworpen vaartuigen, 
welke nodig blijken voor de toepas-
sing van dit Statuut. 
Het Fonds verstrekt de overheden 
van de staten op wier grondgebied dit 
Statuut bindende kracht heeft desge-
vraagd vóór 1 maart van elk jaar af-
schriften van de kasafrekeningen van 
het voorgaande jaar, waarop staan 
vermeld de namen, en de adressen 
van de leden van de Raad van 
bestuur en van de personeelsleden 
van het Fonds, alsook de eigenaren of 
exploitanten van vaartuigen, die hun 
fiscale woonplaats in de verzoekende 
staat hebben met vermelding van de 
reden van de aan de betrokkenen 
gedane stortingen. 

Artikel 48 

1. De staten op wier grondgebied 
de hoofdzetel of een bijkantoor van 
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eine Zweigniederlassung hat, ergrei-
fen nach Abstimmung ihrer Entwürfe 
im Aufsichtsrat die notwendigen Maß-
nahmen, damit beim Vorliegen folgen-
der Tatbestände eine Ahndung 
erfolgt: 

— Einsatz zur Ladung, zum Löschen, 
zur 'Beförderung, zur Lagerung, 
zum Schleppen oder Schieben 
eines Schiffes, das in eine Stille-
gungsliste eingetragen ist, oder 
Vornahme einer Reparatur an 
einem solchen Schiff oder Angebot 
bzw. Durchführung einer Beförde-
rung mit einem Schiff, für das eine 
Ausnahme nach Artikel 8 gegeben 
ist; 

— Weigerung, auf Ersuchen der Kon-
trollbehörden das Fahrtenheft oder 
die Ausnahmebescheinigung vor-
zulegen. 

2. Unbeschadet der in den einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften für alle 
sonstigen strafbaren Handlungen 
anzuwendenden Strafen werden die 
Zuwiderhandlungen nach Absatz 1 
mit einer Geldbuße oder Geldstrafe 
geahndet, die einem Höchstbetrag 
von 1 000,— DM in der Währung des 
Staates entsprechen, in dem das 
Gericht angerufen wird. 

3. Zuständig für die Ahndung dieser 
Zuwiderhandlungen ist das Gericht, in 
dessen Bezirk die Zuwiderhandlung 
begangen wurde. Dieses Gericht kann 
das Rhein- oder Moselschiffahrtsge-
richt in den Staaten sein, wo ein sol-
ches Gericht besteht. 

4. Die Entscheidungen der unter 
Absatz 3 genannten Gerichte sind in 
allen übrigen Staaten nach Absatz. 1 
unter Beachtung der jeweiligen inner-
staatlichen Vorschriften vollstreckbar. 

5. Zuwiderhandlungen nach Ab-
satz 1 können in einem besonderen 
richterlichen Verfahren oder geeigne-
ten Verwaltungsverfahren geahndet 
werden. 

Kapitel VIII 

Finanzbestimmungen 

Artikel 49 

1. Alle Einnahmen und Ausgaben 
des Fonds sind für jedes Haushalts-
jahr zu veranschlagen und in den 
Haushaltsplan einzusetzen. Der Haus-
haltsplan ist in Einnahmen und Aus-
gaben auszugleichen. 

2. Das Haushaltsjahr beginnt am 
1. Januar und endet am 31. Dezember. 

3. Haushaltsplan und Bücher des 
Fonds werden in der Währung des 

une succursale du Fonds prennent les 
mesures nécessaires, après concerta-
tion au sein du Conseil de surveillan-
ce sur les projets de ces mesures, 
pour que soit sanctionné le fait de 

— procéder à des opérations de char-
gement, de déchargement, de trans-
port, d'entreposage, de remorquage 
ou de poussage, au moyen d'un 
bateau inscrit sur une liste d'immo-
bilisation, ou de mise en chantier 
d'un tel bateau ou offrir ou effec-
tuer une opération de transport au 
moyen d'un bateau exempté en rai-
son des dispositions de l'article 8; 

— refuser de présenter le carnet de 
bord ou le certificat d'exemption 
à la requête des autorités de con-
trôle. 

2. Sans préjudice des peines appli-
cables dans les législations nationales 
à tous autres faits délictuels, es in-
fractions visées au paragraphe 1 sont 
punies d'une amende administrative 
ou pénale d'un montant maximum 
équivalant dans la monnaie de l'État 
de la juridiction saisie à 1 000 DM. 

3. Est compétente pour connaître 
de ces infractions, la juridiction dans 
le ressort de laquelle l'infraction est 
commise; cette juridiction pourra être 
le tribunal pour la navigation du Rhin 
ou de la Moselle, dans les États où 
un tel tribunal a été institué. 

4. Les décisions des juridictions vi-
sées au paragraphe 3 sont exécutoires 
dans tous les autres etats visés au 
paragraphe 1, en observant les formes 
prescrites par les lois du pays où elles 
sont exécutées. 

5. Les infractions visées au paragra-
phe 1 peuvent être sanctionnées par 
une procédure judiciaire particulière 
ou par une procédure administrative 
appropriée. 

Chapitre VIII 

Dispositions financières 

Article 49 

1. Toutes les recettes et les dépen-
ses du Fonds doivent faire l'objet de 
prévisions pour chaque exercice bud-
gétaire et être inscrites au budget. Le 
budget doit être équilibré en recettes 
et en dépenses. 

2. L'exercice budgétaire commence 
le ler janvier et s'achève le 31 dé-
cembre. 

3. Le budget et les comptes du 
Fonds sont établis et tenus dans la 

het Fonds is gevestigd, nemen de 
nodige maatregelen, na overleg in het 
kader van de Raad van toezicht over 
de ontwerpen van deze maatregelen, 
ten einde sancties te stellen op: 

— het verrichten van vervoer, op-
slag, laad-, los-, sleep- of duwwerk 
door middel van een in een opleg

-

lijst opgenomen vaartuig, of het 
op de helling zetten van zulk een 
vaartuig of het aanbieden of ver-
richten van vervoer door middel 
van een op grond van artikel 8 
vrijgesteld vaartuig; 

— het weigeren om op verzoek van 
de controle-instanties het boord

-

boekje of het vrijstellingsbewijs 
over te leggen. 

2. Onverminderd de krachtens de 
nationale wetgevingen op alle andere 
delicten gestelde straffen worden de 
in lid 1 bedoelde inbreuken gestraft 
met een administratief- of strafrechte-
lijke boete, overeenkomende, in de 
valuta van de staat van de betrokken 
rechter, met een maximum von 
1.000 DM. 

3. Bevoegd om kennis te nemen 
van deze inbreuken is de rechterlijke 
instantie in wier rechtsgebied de 
inbreuk is gepleegd; dit kan de Rijn

-

vaart- of de Moezelvaartrechtbank 
zijn in de staten waar een dergelijke 
rechtbank gevestigd is. 

4. De uitspraken van de in lid 3 
bedoelde rechterlijke instanties zijn 
uitvoerbaar in alle andere staten be-
doeld in lid 1, met inachtneming van 
de door de wetten van het land waar 
zij worden uitgevoerd voorgeschre-
ven vormen. 

5. De in lid 1 bedoelde inbreuken 
kunnen worden gestraft volgens een 
bijzondere gerechtelijke procedure of 
volgens een passende administratieve 
procedure. 

Hoofdstuk VIII 

Financiële bepalingen 

Artikel 49 

1. Alle ontvangsten en uitgaven 
van het Fonds moeten voor elk begro-
tingsjaar worden geraamd en opgeno-
men in de begroting. De ontvangsten 
en uitgaven van de begroting moeten 
in evenwicht zijn. 

2. Het begrotingsjaar begint op 
1 januari en sluit op 31 december. 

3. De begroting en de rekeningen 
van het Fonds luiden en worden bij- 
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Staates aufgestellt und geführt, in 
dem der Fonds seinen Hauptsitz hat. 

4. Die Zahlung der Beiträge und 
Vergütungen wird in der Währung 
des Staates vorgenommen, in dem die 

 Zahlung erfolgt, gemäß dem Wechsel-
kurs, der für die laufenden Transak-
tionen am Tage der Ausführung der 
Zahlung in dem Staat angewendet 
wird.  

Artikel 50 

1. Die Einnahmen des Fonds stam-
men ausschließlich aus den in Arti-
kel 9 ff. vorgesehenen Beiträgen der 
Schiffahrt sowie aus ihren Anlageer-
trägen und sind nur dazu bestimmt, 
die in Artikel 23 vorgesehenen Stille-
gungsvergütungen und die Verwal-
tungskosten des Fonds zu decken. 

Abweichend 	vom 	vorstehenden 
Absatz kann der Fonds zur Beseiti-
gung etwaiger Liquiditätsengpässe 
kurzfristige  Anleihen aufnehmen, 
deren Laufzeit und Höhe in angemes-
senem Verhältnis zu den voraussicht-
lichen Einnahmen des Fonds festzule-
gen sind. Diese Anleihen dürfen für 
die Vertragschließenden Parteien 
keine direkten oder indirekten Bela-
stungen zur Folge haben. 

2. Für die Stillegungsvergütungen 
hat der Fonds allein einzustehen. Die 
Vertragschließenden Parteien über-
nehmen keinerlei Haftung für die vom 
Fonds eingegangenen Verpflichtun-
gen. 

Artikel 51 

Der Verwaltungsrat beschließt über 
die Aufnahme von Anleihen in den 
Grenzen und zu den Bedingungen, die 
der Aufsichtsrat durch einstimmigen 
Beschluß genehmigt hat. Der Auf-
sichtsrat überwacht die Durchführung 
der von ihm erlassenen diesbezügli-
chen Beschlüsse. 

Kapitel . IX 
Auflösung des Fonds 

Artikel 52 

1. Das Außerkrafttreten des Überein-
kommens zieht die gleichzeitige Auf-
lösung des Fonds nach sich. Der Auf-
sichtsrat bestellt in diesem Fall einen 
oder mehrere Liquidatoren, die mit 
dem Abschluß der Bücher und der 
Liquidation des Fondsvermögens 
beauftragt sind. 

2. Vorbehaltlich der Einziehung der 
Beiträge und der Zahlung der Vergü-
tungen, die für den vorausgegangenen 
Zeitraum geschuldet sind, werden ab 

monnaie nationale de l'etat où il a 
son siège principal. 

4. Les cotisations et les indemnités 
sont payées et perçues dans la mon-
naie de l'État où leur paiement est 
effectué, suivant le taux de change 
pratiqué pour les transactions couran-
tes le jour de l'opération dans l'État 
où s'effectue le versement. 

Article 50 

1. Les recettes du Fonds ne provien-
nent que des cotisations de la batelle-
rie visées aux articles 9 à 13 ainsi que 
du produit de leurs placements et sont 
uniquement destinées à la couverture 
des indemnités d'immobilisation, vi-
sées à l'article 23, et des frais de fonc-
tionnement du Fonds. 

Par dérogation à l'alinéa précédent, 
le  Fonds peut, pour faire face à 
d'éventuels problèmes de trésorerie, 
recourir à des emprunts à court terme 
dont la durée et le montant doivent 
être fixés à un niveau raisonnable par 
rapport aux recettes prévisibles du 
Fonds. De telles opérations d'emprunts 
ne peuvent pas occasionner des char-
ges directes ou indirectes pour les 
Parties contractantes. 

2. Seul le Fonds répond des indem-
nités d'immobilisation. Les Parties con-
tractantes ne portent aucune respon-
sabilité en ce qui concerne les enga-
gements pris par le Fonds. 

Article 51 

Le Conseil d'administration décide 
du recours' à des emprunts, dans les 
limites et les conditions autorisées par 
décision du Conseil de surveillance, 
statuant à l'unanimité. Le Conseil de 
surveillance exerce un contrôle sur 
l'exécution des décisions qu'il a arrê-
tées en cette matière. 

Chapitre IX 
Dissolution du Fonds 

Article 52 

1. L'expiration ou l'abrogation de 
l'Accord entraîne la dissolution du 
Fonds à la même date. Le Conseil de 
surveillance désigne en ce cas un ou 
plusieurs liquidateurs chargés de la 
clôture des comptes et de la liquida-
tion des avoirs du Fonds. 

2. Sous réserve du recouvrement 
des cotisations et du paiement des in-
demnités dues pour la période anté-
rieure, le Fonds ne perçoit plus au- 

gehouden in de valuta van de staat 
waar de hoofdzetel van het Fonds is 
gevestigd. 

4. De bijdragen worden betaald en 
de vergoedingen ontvangen in de 
valuta van de Staat waar de betaling 
plaatsvindt, op basis van de officiële 
wisselkoers, gehanteerd voor lopende 
transacties, welke in die staat geldt 
op de dag van de betaling. 

Artikel 50 

1. De ontvangsten van  het Fonds 
zijn uitsluitend afkomstig van de in 
de artikelen 9 tot en met 13 bedoelde 
bijdragen van de binnenscheepvaart 
alsmede van de opbrengst van hun 
beleggingen en worden uitsluitend be-
stemd ter dekking van de in artikel 23 
bedoelde oplegvergoedingen en van 
de huishoudelijke uitgaven van het 
Fonds, 
In afwijking van de voorgaande ali-
nea kan het Fonds, ten einde het 
hoofd te bieden aan eventuele liquidi-
teitsproblemen, kortlopende leningen 
aangaan, waarvan de looptijd en 
omvang op  een ten opzichte van de te 
verwachten ontvangsten van het 
Fonds redelijk peil moeten worden 
vastgesteld. Zulke leningen mogen 
voor de akkoordsluitende partijen 
geen directe of indirecte lasten doen 
ontstaan. 

2. Alleen het Fonds staat in voor 
de oplegvergoedingen. De akkoord-
sluitende partijen zijn in geen enkel 
opzicht aansprakelijk voor door het 
Fonds aangegane verplichtingen. 

Artikel 51 

De Raad van bestuur beslist, binnen 
de grenzen en onder de voorwaarden 
als toegestaan bij met eenparigheid 
van stemmen genomen besluit van de 
Raad van toezicht, over het aangaan 
van leningen. De Raad van toezicht 
oefent toezicht uit op de uitvoering 
van  de besluiten de hij ter zake heeft 
genomen. - 

Hoofdstuk IX 
Ontbinding van het Fonds 

Artikel 52 

1. De beëindiging van het Akkoord 
brengt de ontbinding van het Fonds 
op dezelfde datum mede. De Raad van 
toezicht wijst in dat geval een of 
meer vereffenaars aan die belast zijn 
met de afsluiting van de rekeningen 
en de vereffening van de bezittingen 
van het Fonds. 
2. Behoudens de inning van de bij-

dragen en de betaling van de vergoe-
dingen welke voor de voorafgaande 
periode verschuldigd zijn, int het 
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dem Tag der Auflösung des Fonds 
keine Beiträge mehr erhoben und 
keine Stillegungsvergütungen mehr 
ausgezahlt; gleichzeitig werden lau-
fende Stillegungsmaßnahmen wir-
kungslos. 

3. Das nach Bezahlung aller Ver-
bindlichkeiten des Fonds verblei-
bende Vermögen wird an die Eigentü-
mer der Schiffe verteilt, für die im 
Laufe des Jahres der Auflösung des 
Fonds und der zwei vorangegangenen 
Kalenderjahre Beiträge gezahlt wur-
den, und zwar im Verhältnis der beim 
Fonds in diesem Zeitraum für diese 
Schiffe eingegangenen Beiträge. 
Die Ansprüche der Eigentümer auf 
Beteiligung an dieser Verteilung erlö-
schen nach Ablauf einer Frist von 
zwei Jahren ab dem Tag der Veröf-
fentlichung des Verteilungsverzeich-
nisses durch die Liquidatoren. 

4. Der Aufsichtsrat erläßt einstim-
mig alle zusätzlichen, für die  Liquida-
tion  des Fondsvermögens erforderli-
chen Bestimmungen. 

Kapitel X 

Einsetzung der Organe des Fonds 

Artikel 53 
1. Der Aufsichtsrat wird in dem auf 

das Inkrafttreten des Übereinkom-
mens folgenden Monat eingesetzt. Er 
nimmt seine Tätigkeit unmittelbar 
nach seiner Einsetzung auf und tritt 
im Laufe des darauffolgenden Monats 
zusammen, um insbesondere den 
Höchstbetrag einer Startanleihe, die 
Bedingungen für, die Einstellung 
sowie den Aufgabenbereich des 
Direktors des Fonds festzulegen und 
die Ernennung des Direktors sowie 
die Bestellung der Rechnungsprüfer 
vorzunehmen. 
2. Der Verwaltungsrat nimmt in 

dem auf die Ernennung seiner Mit-
glieder folgenden Monat seine Tätig-
keit auf und tritt zu seiner ersten 
Sitzung zusammen. Er schlägt sofort 
die Ernennung des Direktors des 
Fonds sowie die Bedingungen seiner 
Einstellung und seinen Aufgabenbe-
reich vor. Er trifft unverzüglich die 
für die Tätigkeit des Fonds erforderli-
chen organisatorischen Maßnahmen 
und erstellt den Haushaltsentwurf für 
das erste Haushaltsjahr. Dieser Haus-
haltsplan kann die Inanspruchnahme 
einer Startanleihe vorsehen, die der 
Fonds im' Rahmen eines vom Auf-
sichtsrat zu bestimmenden Höchstbe

-

trages aufzunehmen ermächtigt ist. 

3. Der Aufsichtsrat bestimmt das 
Jahr, von dessen Beginn an die der 

cune cotisation et ne verse plus au-
cune indemnité à partir du jour de sa 
dissolution et les mesures d'immobili-
sation éventuellement en cours de-
viennent caduques. 

3. Les avoirs nets du Fonds, après 
paiement de tous engagements, sont 
répartis entre les propriétaires des ba-
teaux pour lesquels des cotisations 
ont été payées au cours de l'année de 
dissolution et des deux années civiles 
antérieures et au prorata des cotisa-
tions perçues par le. Fonds pour ces 
bateaux pendant cette période. 

Les droits des propriétaires à partici-
per à cette répartition s'éteignent à 
l'expiration d'un délai de deux ans à 
compter de la publication du tableau 
de répartition par les liquidateurs. 

4. Le Conseil de surveillance arrête, 
en statuant à l'unanimité, toutes dis-
positions complémentaires nécessai-
res à la liquidation des avoirs du 
Fonds. 

Chapitre X 
Mise en place des organes 

du Fonds 

Article 53 

1. Le Conseil de surveillance est 
constitué dans le mois qui suit l'entrée 
en vigueur de l'Accord. Il entre en 
fonction dès sa constitution et se réu-
nit au cours du mois suivant sa consti-
tution, en vue notamment de déter-
miner le plafond de l'emprunt de dé-
marrage, de fixer les conditions d'en-
gagement ainsi que les attributions 
du Directeur du Fonds et de procéder 
à la nomination de celui-ci ainsi qu'à 
la nomination des Commissaires aux 
comptes. 

2. Le Conseil d'administration entre 
en fonction et se réunit dans le mois 
suivant la nomination de ses membres. 
Il propose immédiatement la nomina-
tion du Directeur du Fonds ainsi que 
ses modalités d'engagement et ses at-
tributions. Il pourvoit également sans 
délai aux mesures d'organisation du 
Fonds. Il établit immédiatement le 
projet de budget pour le premier exer-
cice budgétaire. Ce budget peut pré-
voir le recours à un emprunt de dé-
marrage que le Fonds est autorisé à 
souscrire dans les limites d'un plafond 
déterminé par le Conseil de surveil-
lance. 

3. Le Conseil de surveillance déter-
mine l'année -à compter du début de 

Fonds geen bijdragen meer, betaalt 
het geen vergoedingen meer uit en 
vervallen de eventueel in uitvoering 
zijnde oplegmaatregelen met ingang 
van de dag van ontbinding van het 
Fonds. 

3. De netto activa van het Fonds na 
vereffening van alle verplichtingen 
worden onder de eigenaren van de 
vaartuigen waarvoor tijdens het jaar 
van de ontbinding en de  twee daar-
aan voorafgaande kalenderjaren bij-
dragen zijn betaald verdeeld in ver-
houding tot de door het Fonds voor 
deze vaartuigen tijdens deze periode 
geïnde bijdragen, 
Het recht van de eigenaren op deel-
neming aan deze verdeling gaat teniet 
na afloop van een termijn van twe e . 

jaren te rekenen vanaf de  bekendma-
king van het verdelingsschema door 
de vereffenaars. 

4. De Raad van toezicht stelt bij 
eenparigheid van stemmen genomen 
besluit alle nodige aanvullende bepa-
lingen vast die nodig zijn voor de 
vereffening van de bezittingen van 
het Fonds. 

Hoofdstuk X 

Oprichting van de organen 
van het Fonds 

Artikel 53 

1. De Raad van toezicht wordt 
samengesteld binnen een maand na 
de inwerkingtreding van dit Akkoord. 
Hij treedt in functie zodra hij is 
samengesteld en komt in de loop van 
de maand volgende op zijn samenstel-
ling bijeen om met name over te gaan 
tot de vaststelling van het maximum 
van de aanlooplening van de aanstel-
lingsvoorwaarden en bevoegdheden 
van de directeur van het Fonds, als-
ook tot de benoeming van deze direc-
teur, en tot de benoeming van de 
balanscommissarissen. 

2. De Raad van bestuur treedt in 
functie en komt bijeen binnen een 
maand na de benoeming van zijn 
leden. Hij stelt onverwijld de benoe-
ming van de directeur van het Fonds 
voor, alsook diens aanstellingsvoor-
waarden en bevoegdheden. Hij voor-
ziet tevens onmiddellijk in de maat-
regelen tot organisatie van het Fonds. 
Hij stelt onverwijld het ontwerp van 
begroting voor het eerste begrotings-
jaar op. Deze begroting kan inhouden 
dat het Fonds een aanlooplening aan-
gaat tot een maximumbedrag dat 
wordt bepaald door de Ra ad van toe-
zicht. 

3. De Raad van toezicht bepaalt het 
jaar, op de eerste dag waarvan de 
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Schiffahrt nach diesem Statut aufer-
legten Verpflichtungen wirksam wer-
den. 

4. Das Gericht des Fonds tritt inner-
halb der auf das Inkrafttreten des 
Übereinkommens folgenden drei 
Monate zusammen, um die für seine 
Arbeitsweise erforderlichen Bestim-
mungen zu erstellen. 

laquelle prennent effet les obligations 
imposées à la batellerie en vertu du 
présent Statut. 

4. Le Tribunal du Fonds se réunit 
dans les trois mois suivant l'entrée en 
vigueur de l'Accord, en vue de procé-
der à l'établissement des dispositions 
nécessaires à son fonctionnement. 

krachtens dit Statuut aan de binnen-
scheepvaart opgelegde verplichtingen 
gelding krijgen. 

4. De Rechtbank van het Fonds 
komt bijeen binnen drie maanden na 
de inwerkingtreding van dit Akkoord, 
ten einde de voor zijn werking nood-
zakelijke bepalingen vast te stellen. 
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In den Sitzungsbericht 
aufzunehmende Erklärung zum 
Abschluß des Übereinkommens 

Erklärung der Vertragsparteien 
zu Artikel 3 des Statuts 

Die Tatsache, daß die Vergütungen 
im Sinne von Artikel 23 des Statuts 
keine Vergütungen für Dienstleistun-
gen darstellen, wirkt sich in keiner 
Weise auf die Mehrwertsteuer-Ab-
züge aus, die die Unternehmen, denen 
diese Vergütungen zustehen, vorneh-
men dürfen. 

Déclaration à insérer au procès-verbal 
de conclusion de l'Accord 

Déclaration des Parties contractantes 
relative à l'article 3 du Statut 

Le fait que les indemnités visées à 
l'article 23 du Statut ne constituent 
pas la rémunération des prestations de 
service, n'a aucune incidence sur les 
déductions de taxe à la valeur ajou-
tée que peuvent opérer les entrepri-
ses bénéficiaires de ces indemnités. 

Verklaring in te lassen in de notulen 
betreffende de sluiting van het 

Akkoord 

Verklaring van de akkoordluitende 
partijen betreffende artikel 3 

van het Statuut 

Het feit dat de in artikel 23 van het 
Statuut bedoelde vergoedingen niet 
de beloning voor het verrichten van 
diensten vormen, heeft geen enkele 
invloed op de aftrek van Belasting op 
de toegevoegde waarde die de onder-
nehmingen welke die vergoedingen 
krijgen, kunnen toepassen. 
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Begründung 

A. ALLGEMEINE ÜBERLEGUNGEN 

Auf Vorschlag der Kommission hat der Rat am 28. 
Dezember 1972 beschlossen (1), die Aufnahme von 
„Verhandlungen über ein Abkommen zwischen den 
Vertragsparteien der revidierten Rheinschiffahrts-
akte und des Vertrags über die Schiffbarmachung 
der Mosel und der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft zur Einführung einer Regelung für die zeit-
weilige Stillegung von Schiffen im Güterverkehr auf 
den den obengenannten Verträgen unterliegenden 
Wasserstraßen" zu genehmigen. 

Die diesem Beschluß beigefügten Richtlinien sind 
durch die Beschlüsse des Rates vom 17. Februar 1975 
(2) und vom 17. Mai 1976 (3) insbesondere in bezug 
auf den Geltungsbereich des Übereinkommens so-
wie aus rechtlichen und institutionellen Gründen ge-
ändert und ergänzt worden. 

Am 22. Februar 1973 hat die Kommission diese Ver-
handlungen mit der Delegation der Schweiz unter 
Beteiligung der Delegationen der anderen vertrag-
schließenden Staaten aufgenommen; sie führten zu 
einer Einigung aller Delegationen, so daß die Ver-
handlungen am 9. Juli 1966 mit der Paraphierung 
der Entwürfe des Übereinkommens und des Statuts 
über die Errichtung eines Europäischen Stillegungs-
fonds für die Binnenschiffahrt abgeschlossen werden 
konnten. Der Wortlaut dieser Entwürfe eines Über-
einkommens und eines Statuts hält sich an die Richt-
linien des Rates. 

Zweck dieses Übereinkommens ist es, eine gemein-
same Regelung einzuführen, welche die zeitweiligen 
Ungleichgewichte verringern soll, die zwischen dem 
Angebot von Schiffsraum und der Nachfrage nach 
Schiffsraum auftreten und schwerwiegende Markt-
störungen hervorrufen können. 

Es ist, wie der Rat in seiner Entschließung vom 27. 
Januar betonte, ein wesentlicher Faktor der gemein-
samen Verkehrspolitik. 

(1) Beschluß des Rates über die Aufnahme von Ver-
handlungen zur Einführung einer Regelung für 
die zeitweilige Stillegung von Schiffen im Bin-
nenschiffsgüterverkehr auf bestimmten Wasser-
straßen [Dok. R/2904/72 (TRANS 170)]. 

(2) Beschluß des Rates vorn 17. Februar 1975 [Dok. 
R/351/75 (TRANS 16)]. 

(3) Beschluß des Rates vom 17. Mai 1976 [Dok. 
R/1126/76 (TRANS 46)]. 

Zweck dieser Verordnung ist es, dem Rat vorzu-
schlagen, dieses Übereinkommen zu genehmigen 
und zu schließen sowie die Maßnahmen festzulegen, 
die von der Gemeinschaft für dessen Durchführung 
zu treffen sind. 

B. BESONDERE ÜBERLEGUNGEN 

Artikel i und 2 

Diese Artikel enthalten die üblichen Klauseln über 
die Genehmigung und den Abschluß von Überein-
kommen der Gemeinschaft mit dritten Ländern. 

Artikel 3 

Das beabsichtigte Übereinkommen hat entsprechend 
den Richtlinien des Rates eine Geltungsdauer von 
fünf Jahren, die durch gemeinsamen Beschluß der 
vertragschließenden Parteien um jeweils um weite-
re fünf Jahre verlängert werden kann. Damit die 
Mitgliedstaaten, die auch vertragschließende Partei-
en des Übereinkommens sind, bei einer Verlänge-
rung der Geltungsdauer des Übereinkommens keine 
unterschiedliche Haltung einnehmen, muß vorge-
schrieben werden, daß jede Entscheidung über eine 
etwaige Verlängerung des Übereinkommens eine 
gemeinsame vom Rat zuvor genehmigte Haltung 
erfordert. 

Artikel 4 

Entsprechend den Richtlinien des Rates ist in dem 
beabsichtigten Übereinkommen vorgesehen, daß der 
räumliche Geltungsbereich des Statuts auf andere 
Wasserstraßen im Hoheitsgebiet bestimmter Mit-
gliedstaaten ausgedehnt werden kann. Da eine sol-
che Ausdehnung für die gesamte Gemeinschaft von 
Interesse ist, muß die Entscheidung darüber vom Rat 
genehmigt werden. 

Artikel 5 

Da die mit dem Übereinkommen und dem Status 
eingeführte Regelung ein wesentlicher Faktor der 
gemeinsamen Verkehrspolitik ist, und die Bedin-
gungen ihrer Einführung mit den anderen wesent-
lichen Bestimmungen dieser gemeinsamen Ver-
kehrspolitik harmonisiert werden müssen, ist es 
zweckmäßig, ein gemeinsames Verfahren für die 
Abstimmung in den Fragen einzuführen, mit denen 
der Aufsichtsrat des Fonds befaßt wird und die für 
die gemeinsame Verkehrspolitik von grundsätzli-
chem bzw. von allgemeinem Interesse sind. 

Dieses Verfahren besteht darin, jedem Mitglied-
staat oder der Kommission die Möglichkeit zu bie-
ten, den Rat mit einer solchen Frage zu befassen, 
damit dieser eine gemeinsame Leitlinie festlegen 
und gegebenenfalls einen Beschluß fassen kann, der 

 in diesem Falle von den im Aufsichtsrat vertretenen 
Mitgliedstaaten einzuhalten ist. 

Artikel 6 

In Absatz 1 werden die Bedingungen für die Bestel-
lung der sechs Richter festgelegt, aus denen sich ne-
ben dem von der schweizerischen Regierung zu be-
stellenden Richter das Gericht des Fonds gemäß 
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Artikel 42 des Statuts, das in der Anlage zu dem 
beabsichtigten Übereinkommen enthalten ist, zu-
sammensetzt. 

Diese Bedingungen müssen — wie von allen Dele-
gationen bei den Verhandlungen vereinbart (und 
von der schweizerischen Delegation angenommen) 
und vom Rat mit seiner Zustimmung zu dem ihm 
von der Kommission vorgelegten Wortlaut [siehe 
Dok. R/2842/75 (TRANS 103) Fußnote 1, Seite 40] 
genehmigt — darin bestehen, den Gerichtshof zu 
beauftragen, diese sechs Richter aus seiner Mitte 
zu bestellen; diese Lösung ist geeignet, die erfor-
derliche Verbindung mit dem Rechtsschutz herzu-
stellen, den der Gerichtshof auf Gemeinschaftsebene 
gewährleistet. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß Artikel 42 Absatz 4 
Unterabsatz 2 des beabsichtigten Statuts unter eben-
falls in den Verhandlungen vereinbarten und vom 
Rate genehmigten Bedingungen durchgeführt wird. 

Die Kommission weist jedoch darauf hin, daß die 
schweizerische Delegation erklärt hat, bestimmte 
Vorbehalte gegenüber Artikel 44 des Statuts über 
die Befugnisse des Gerichts des Fonds, im Wege 
der Vorabentscheidung über die Auslegung des 
Übereinkommens und des Statuts sowie über die 
Gültigkeit und die Auslegung von Entscheidungen 
der Organe des Fonds zu entscheiden, vorläufig ad 

referendum zu halten. Diese Vorbehalte betreffen 
die Einführung des Ausdrucks „Berufungs-" in Ab-
satz 2 dieses Artikels und die letztinstanzlichen Ge-
richten vorgeschriebene Vorwegentscheidung in Ab-
satz 3 dieses Artikels. Die Kommission behält sich 
daher vor, den Wortlaut von Artikel 6 dieses Vor-
schlags einer Verordnung zu ergänzen, wenn diese 
Vorbehalte nicht aufgehoben werden. 

Artikel 7 

Dieser Artikel enthält eine allgemeine Bestimmung, 
wonach der Rat auf Vorschlag der Kommission die 
erforderlichen Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene 
trifft, um die Erfüllung der Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen sicherzustellen und die Arbeitswei-
se des Fonds zu erleichtern. 

Schlußfolgerung 
Auf Grund dieser Überlegungen schlägt die Kom-
mission dem Rat vor, 

1. seinen Präsidenten zu ermächtigen, die zur Un-
terzeichnung des im Entwurf vorliegenden Über-
einkommens zu benennen; 

2. dieses Übereinkommen durch die Verabschie-
dung der im Entwurf vorliegenden Verordnung 
zu schließen. 






